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Beginn der Sitzung: 3 Uhr 5 Minuten nachmittags.

1. Im Namen des von ihr vertretenen Volles
und Gebietes erklärt die Landesversammlung
Deutschböhmen als eigenberechtigte Provinz des
Staates Deutschösterreich (Lebhafter Beifall. —
Heilrufe), erkennt bis zur endgültigen Ordnung der
Verfassung, die Montag, den 21. Oktober 1918 im
Landhause zu Wien gebildete deutschösterreichische
Nationalversammlung als ihre einzige und höchste
gesetzgebende Körperschaft, die von ihr eingesetzten
Behörden als ihre übergeordneten Behörden an,
und erklärt die Beschlüsse der deutschösterreichischen
Nationalversammlung und die Anordnungen der
deutschösterreichischen Behörden für sich selbst wie
für das vom Landtage vertretene Volk und Gebiet
ohne Vorbehalt für bindend. Die Provinz Deutsch-
böhmen steht somit zu gleichen Rechten und Pflichten
den übrigen Ländern Deutschösterreichs zur Seite
und gelobt, deren Schicksal in unverbrüchlicher Ge¬
meinschaft und Treue zu teilen. (Lebhafter Beifall.
— Heilrufe!)

Vorsitzende: Präsident Seitz, Präsident
Dr. Dinghofer.

Schriftführer: Glöckel, Friedmann,
Hummer, Wollek.

Präsident Seitz: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Sitzung vom

21. d. M. ist unbeanständet geblieben; es ist daher
genehmigt.

Es ist mir folgendes Telegramm zugekommen
(liest):

„Bitte zur Kenntnis zu nehmen, daß ich meine
Stelle als Präsident der provisorischen National¬
versammlung niederlege.

Fink."

Wir werden die Neuwahl morgen unter einem
mit der Neuwahl der Mitglieder des Staatsrates
und seiner Präsidenten vornehmen. 2. Bis zur Regelung der Verfassung und Ver¬

waltung Deutschösterreichs auf demokratischer Grund¬
lage gibt sich Deutschböhmen folgende vorläufige
Verfassung:

Ich bitte um Bekanntgabe des Einlaufes.

Schriftführer Glöckel (liest):
Artikel 1. Der Provinz Deurschböhmen kommen

im Verhältnis zum Staate Deutschösterreich alle
Rechte und Pflichten zu, welche für das Königreich
Böhmen im Verhältnisse zu den übrigen im öster¬
reichischen Reichsrate vertretenen Königreichen und
Ländern in der böhmischen Landesordnung und
in den österreichischen Verfassungsgesetzen nieder¬
gelegt sind.

„An die hohe Nationalversammlung von
Deutschösterreich, Wien.

Hohe Nationalversammlung!
Auf Grund des Beschlusses der konstituierenden

Nationalversammlung Deutschösterreichs vom 21. Ok¬
tober 1918 und im Auftrag des Vollzugsaus¬
schusses vom 29. Oktober 1918 haben die deutschen
Abgeordneten Böhmens sich unverzüglich in den
Räumen des niederösterreichischen Landhauses ver¬
sammelt, die Landesversammlung konstituiert und
bei dieser die nachfolgenden Beschlüsse stimmen¬
einhellig gefaßt:

Artikel 2. Die Versammlung aller auf Grund
der letzten Wahlen entsendeten deutschen Reichsrats-
abgeordneten Böhmens bildet den vorläufigen
Landtag der Provinz Deutschböhmen. Der vor¬
läufige Sitz der Landesvertretung ist die Stadt
Reichenberg. Der Landtag wird vom Landeshaupt¬
mann nach dessen freiem Entschluß, oder wenn es 
ein Drittel der Abgeordneten verlangt, einberufen.

Wir vom deutschen Volke Böhmens auf Grund
des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahl¬
rechtes erwählten Abgeordneten haben uns zu dieser
vorläufigen Landesversammlung vereinigt, um auf
Grund des allgemein anerkannten Selbstbestimmungs-
rechtes der Völker und der Beschlüsse der deutsch¬
österreichischen Nationalversammlung in unserem
Siedlungsgebiete eine geordnete Verwaltung aufzu-
richten und so unser Volk vor Fremdherrschaft und
wirtschaftlichem Elend zu bewahren. (Lebhafter
Beifall and Händeklatschen.) Die Landesversammlung
ist Dienstag, den 29. Oktober 1918 im nieder-
österreichischen Landhause zusammengetreten und hat
nachstehende Beschlüsse gefaßt:

Artikel 3. Der vorläufige Landtag bestellt aus
seiner Mitte dem Landesausschuß und die Landes¬
regierung. Jener besteht aus dem Landeshauptmann,
zwei Stellvertretern und acht Beisitzern, diese aus
dem Landeshauptmann und den beiden Stellver¬
tretern.

Artikel 4. Die bisherige Scheidung in auto¬
nome und landesfürstliche Verwaltung wird aufge¬
hoben (Beifall), die autonome Verwaltung wird
vom gesamten Landesausschuß, die landesfürstliche
von der Landesregierung besorgt.
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besonderen vorläufigen Verwaltung in den offen¬
kundig gemischtnationalen Gemeinden des Landes
bis zur endgültigen Ordnung der Verhältnisse mit
den Vertretern des tschechischen Volkes ins Einver¬
nehmen zu setzen.

Eine vom Landtag zu beschließende Landes¬
ordnung setzt fest, welche Angelegenheiten vom ge¬
samten Landesausschuß oder der Landesregierung
und welche durch Einzelentscheidung des ständigen
Referenten oder des Landeshauptmannes erledigt
werden. 4. Der Landesausschuß ist ermächtigt, ein

Darlehen bis zum Betrage von 100 Millionen
Kronen aufzunehmen und im Namen des Landes
Verträge zu schließen und Zahlungen zu leisten.

Artikel 5. Der Landesausschuß und die Landes¬
regierung sind dem Landtage für ihre Geschäfts¬
führung verantwortlich, soweit diese nicht im bloßen
Vollzüge von Gesetzen oder gültig erlassenen Ver¬
ordnungen, Verfügungen und Weisungen besteht.

5. Diese Beschlüsse sind in allen Gemeinden
des Landes durch Maueranschlag kundzumachen.

Urkund dessen die Unterschriften des Landes¬
hauptmannes und aller im Landtage versammelten
Abgeordneten.

Artikel 6. Die Geldgebarung des Landesaus¬
schusses unterliegt der Überwachung durch einen
vom Landtage bestellten ständigen Ausschuß von
fünf Mitgliedern. Wien, Dienstag, 29. Oktober 1918.

Artikel 7. Dem Landesausschusse 'und der
Landesregierung sind alle Verwaltungsbehörden
untergeordnet. Die Bezirks- und Ortsverwaltung
führen Bezirksvertretungen und Bezirkshauptmänner,
Gemeindevertretungen und Gemeindevorsteher (Bürger¬
meister). Ihre Einrichtung und Zuständigkeit be¬
stimmt bis zur endgültigen Regelung der Verfassung
die Landesordnung.

Die von der provisorischen Landesversammlung
bestellte Landesregierung bringt diese Beschlüsse der
hohen Nationalversammlung geziemend zur Kenntnis,
spricht deren Genehmigung sowie die Bestätigung
der vollzogenen Wahlen an und fordert die
provisorische Nationalversammlung auf, das neu-
gegründete Land wie seine Verfassungseinrichtungen
unter den Schutz der ganzen Nation zu stellen.
Außerdem stellt die Landesregierung das Begehren,
die deutschösterreichische Staatsregierung wolle die
Überführung der Behörden und behördlichen Organe
auf dem Gebiete des Landes Deutschböhmen in den
Dienst des Landes anbefehlen und die Aufnahme
eines Landesanlehens von 100 Millionen Kronen
genehmigen.

Artikel 8. Für die Provinz Deutschböhmen
werden ein Oberlandesgericht und eine Finanz-
landesdirektion sowie eine Volkswehr errichtet.

Auf Grund dieser Beschlüsse hat der Landtag
zur Wahl der provisorischen Amtswalter zu schreiten.
Vorgeschlagen werden: Zum Landeshauptmann:
Pacher, zum ersten Stellvertreter: Seliger, zum
zweiten Stellvertreter: Maixner; zu Beisitzern:
Hartl, Krützner, Soukup, Schäfer, Hillebrand,
Herold, Schreiter und Lodgman. Zu Mit¬
gliedern des Überwachungsausschusses: Jäger,
Spieß, Kraus und Glöckner.

Wien, 30. Oktober 1918.

Rafael Pacher,
Landeshauptmann.

Seliger,
Danach hat der Landtag folgende Beschlüsse

gefaßt:
Landeshauptmannstellvertreter.

W. Maixner,
1. Die Landesregierung wird aufgefordert, der

deutschösterreichischen Nationalversammlung von der
Konstituierung der Provinz Deutschböhmen Mit¬
teilung zu machen, die Genehmigung der gefaßten
Beschlüsse sowie die Bestätigung der Gewählten
erizuholen und das Land unter den Schutz der
Nation zu stellen. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)

Landeshauptmannstellvertreter."

Schriftführer Friedmann: Vom akademi¬
schen Senat der k. k. Universität Wien (liest):

„An den Vollzugsausschuß der Nationalver¬
sammlung, Wien.

Der akademische Senat hat am 26. Oktober
1918 in einer außerordentlichen Sitzung einstimmig
folgende Kundgebung beschloffen:

2. Der Landeshauptmann hat sich ohne Ver¬
zug mit dem deutschösterreichischen Vollzugsausschüsse
ins Einvernehmen zu setzen, um die Verwaltungs¬
geschäfte der bisherigen k. k. Behörden und der
böhmischen Landesverwaltungskommission für das
Gebiet Deutschböhmen zu übernehmen.

Der Weltkrieg hat das geschichtliche Gefüge
unseres Staatswesens erschüttert und zur Auflösung
gebracht. Alle Völker dieser alten Monarchie machen
von ihrem Selbstbestimmungsrecht Gebrauch und
bringen es zur Geltung. Auch das deutsche Volk
in Österreich hat dies getan, das, mehr als ein
anderes, Opfer an Gut und Blut für den alten

3. Bestrebt, das Selbstbestimmungsrecht Deutsch¬
böhmens zu wahren, ohne berechtigte Ansprüche der
Tschechen abzulehnen, beauftragt der Landtag den
Landeshauptmann, sich über die Einrichtung einer
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Staat zu bringen gewohnt war und dessen
akademische Jugend in diesem Kriege wieder herr¬
liche und unvergeßliche Beweise ihrer Hingebung
und ihres Pflichtbewußtseins gegeben hat.

vorbehaltlich der Genehmigung der Landes-Finanz-
kontrollkommission der Nationalversammlung den
Betrag von einer Million Kronen zur Verfügung
zu stellen. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen. —
Heil!-Rufe.)In diesem geschichtlichen Augenblick hält es

der akademische Senat der Wiener Universität für
seine Pflicht, sich feierlich zu dem neugegründeten
Staate Deutschösterreich zu bekennen. (Heil!-Rufe.)
Er erwartet von der Nationalversammlung, als der
gegenwärtig rechtlichen Trägerin des Selbstbestim¬
mungsgedankens, daß sie diesen unbeirrt nach innen
und außen durchsetzen, die politische Zusammen¬
fassung sämtlicher deutscher Siedlungsgebiete der
Monarchie verwirklichen und für den Schutz der
deutschen Sprachinseln und Minderheiten in den
Fremdsprachgebieten Sorge tragen wird. Der aka¬
demische Senat ist der festen Zuversicht, daß das
deutsche Volk, gestützt auf seine wirtschaftliche und 
geistige Kraft sowie auf seine kulturellen Leistungen,
hellen Blickes in die Zukunft schauen darf. Die
Wiener Universität wird getreu an der Seite ihres
Volkes stehen und nach wie vor dahin wirken, daß
Deutschösterreich als lebensvoller Zweig am Stamme
des deutschen Volkes, der sich niemals von ihm
will trennen lassen, gedeihe, und daß sie selbst
bleibe, was sie bisher gewesen ist: ein geistiger
Brennpunkt und ein kulturelles Zentrum für das
eigene Volk und zugleich für die gesamte Kultur-
welt. (Lebhafter Beifall.)

Schriftführer Wollek (liest):

„An die deutsche Nationalversammlung, über¬
reicht vom Landmarschall in Niederösterreich Alois
Prinz von und zu Liechtenstein.

Die zu der heute am 22. Oktober 1918 im
niederösterreichischen Landhause erschienenen deutschen
Vertreter der Länder Niederösterreich, Oberösterreich,
Steiermark, Tirol, Kärnten, Salzburg und Vorarl¬
berg begrüßen mit Genugtuung die im kaiserlichen
Manifest vom 17. Oktober 1918 angekündigte und
in der deutschen Nationalversammlung vom 21. Ok¬
tober 1918 zur Tat gewordene Vereinigung aller
Deutschen Österreichs zu einem politischen und wirt¬
schaftlichen Gemeinwesen, das dem deutschen Volke
Österreichs innerhalb seiner Siedlungsgebiete eine
freie Entfaltung sichern soll.

In der Erwägung, daß die provisorische
Nationalversammlung derzeit noch über keine Exekutiv¬
gewalt verfügt, daß jedoch eine ruhige Liquidierung
des alten Staates samt allen die Völker Österreichs
gemeinsam berührenden Angelegenheiten eine Haupt-
sorge der Bevölkerung bildet, halten sich die ge¬
nannten Vertreter für verpflichtet, die Notwendigkeit
zu betonen, daß Garantien geschaffen werden für die
feste Aufrechthaltung der bisherigen Exekutive, die
im Zusammenwirken mit dem Nationalrate, be¬
ziehungsweise dessen Ausschüssen und den autonomen
Landesverwaltungen vor allem die Ernährungsfrage,
dann aber auch die finanziellen und wirtschaftlichen
Fragen einer sachgemäßen Lösung zuzuführen haben 
werden.

Ich beehre mich, dem Vollzugsausschuß der
Nationalversammlung diese Kundgebung des akademi¬
schen Senates zur Kenntnis zu bringen.

Wien, 26. Oktober 1918.

Der Rektor der k. k. Universität Wien:
F. Becke."

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Ähnliche Zuschriften sind eingelangt vom
Rektorat der Universität Graz und vom Rektorat
der technischen Hochschule in Graz. (Heil!-Rufe.)

Bei der Lösung dieser Fragen halten die ge¬
nannten Vertreter die autonomen Landesverwaltungen
nicht nur für berufen, sondern auch für verpflichtet,
mitzuarbeiten und stellen sich daher bereitwilligst in
den Dienst der großen Aufgaben, die den Völkern
der Länder, die sie vertreten, erwachsen. Sie weisen
ferner darauf hin, daß die Sicherung des Bestandes
der autonomen Landesverwaltungen als eingelebter,
in der Bevölkerung der Länder wurzelnder Insti-
tutionen um so notwendiger wird, je mehr mit der
Auflösung des zentralen Verwaltungsapparates zu
rechnen ist. Unter der Voraussetzung eines demo-
kratischen Ausbaues dieser Institutionen halten sich
dieselben für berufen, nicht nur bei der Liquidierung
des bisherigen, sondern auch beim Neuaufbau des
neuen Staatswesens mitzuwirken.

Schriftführer Hummer (liest):

„Gemeinderat Znaim, 27. Oktober 1918.
An die deutschösterreichische Nationalversamm¬

lung, zu Händen des Herrn Präsidenten Dr. Ding¬
hofer.

Der Gemeindeausschuß der Stadt Znaim hat
in seiner Sitzung vom heutigen Tage beschlossen, der
deutschösterreichischen Nationalversammlung 20.000 K
als Spende zur Verfügung zu stellen." (Heil!-Rufe.)

Präsident Seitz: Ich gestatte mir, hierzu noch
über Ersuchen die Mitteilung zu machen, daß der
Landesausschuß von Niederöfterreich beschlossen hat,

Um diesen demokratischen Ausbau schon jetzt,
soweit es im gegenwärtigen Augenblick möglich ist,
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Nationalversammlung zum Beschlüsse er¬
heben.""

in die Wege zu leiten, schlagen die genannten Ver¬
treter vor:

Die von ihnen vertretenen Landesausschüsse
mögen raschestens beschließen, sich in der Weise zu
ergänzen, daß die Arbeiterschaft ihre Vertretung in
den Landesausschüssen erhält, wobei, soweit dies
möglich ist, diese Vertreter aus dem Kreise der bis¬
herigen Landtagsabgeordneten zu entnehmen wären."
(Bravo! Bravo!)

In formeller Beziehung wird beantragt, den
angeschlossenen Entwurf einer Geschäftsordnung für
die Vollsitzungen und Ausschüsse der deutschöster¬
reichischen Nationalversammlung einem noch in der
heutigen Sitzung zu wählenden 20gliedrigen Ge¬
schäftsordnungsausschuß zur Vorberatung zuzuweisen
und diesem eine achttägige Frist zur Berichterstattung
zu stellen."Schriftführer Glöckel: An die provisorische

deutsche Nationalversammlung ist ein Schreiben ein¬
gelangt, unterzeichnet vom „Allgemeinen österreichischen
Frauenverein", vom „Bund österreichischer Frauen¬
vereine", vom „Österreichischen Frauenstimmrechts¬
komitee", von der „Reichsorganisation der Haus¬
frauen Österreichs", von der „Sozialdemokratischen
Frauenorganisation", vom „Verein der Lehrerinnen
und Erzieherinnen" und von der „Vereinigung der
arbeitenden Frauen".

Präsident Seitz: Der Antrag wird der
geschäftsordnungsmäßigen Behandlung
unterzogen werden.

Es ist noch ein Antrag eingelangt um
dessen Ankündigung ich bitte.

Schriftführer Glöckel (liest):
„Antrag der Abgeordneten Karl Iro,

Luksch und Genossen.Das Schreiben hat folgenden Wortlaut (liest):
„Auf der Grundlage des Selbstbestimmungs-

rechtes der Volker vollzieht sich nun die Umwand¬
lung unseres Staates. Auch der Nationalrat des
deutschösterrcichischen Volkes soll auf dieser Grund¬
lage gebildet werden. Die gewählten Vertreter sind
aber nur Gewählte der einen Hälfte des Volkes,
die andere Hälfte, die Frauen, ist unvertreten. Die
Demokratie wäre keine Demokratie, wenn sie nicht
das ganze Volk umfassen würde. Darum muß es
jenen, die den Nationalrat bilden, ebenso wie jenen,
die ihn anerkennen sollen, als notwendig erscheinen,
auch die Frauen darin vertreten zu sehen.

„Die Nationalversammlung wolle beschließen:
Der Staatsrat für Deutschösterreich wolle ver¬

fugen, daß die derzeit noch an der Front, im
Etappenraum und im Hinterlande dienenden land¬
sturmpflichtigen Soldaten des Landwirte- und Ge¬
werbestandes aus den deutschen Bezirken, für welche
Enthebungsgesuche vorliegen oder Vorgelegen waren,
unverzüglich in ihre Heimat beurlaubt werden."

Ferner sind Begrüßungen eingelangt vom
Vollzugsausschuß der provisorischen Landesversamm¬
lung in Kärnten, von der Bezirksvertretung Wildon,
vom Stadtverordnetenkollegium der Stadt Iglau,
von den Gemeinderäten in Znaim, Waidhofen a. d.
Ybbs, Leipnitz, Königstetten, vom deutschen Volks¬
rat für Böhmen, vom Tiroler Volksrat, vom
deutschen Volksrat für Ostschlesien, vom deutschen
Volksrat Villach, vom Deutschösterreichischen Lehrer-
bund und von der österreichischen Musikkammer¬
kommission.

Da aber die verfassungsmäßigen Grundlagen
für die Wahlberechtigung der Frauen erst geschaffen
werden müssen, fordern die Unterzeichneten auf dem
Boden der vollen staatsbürgerlichen Gleichberechtigung
stehenden Frauen, daß vorläufig von den Frauen-
orgamsationen aller Richtungen namhaft gemachte
Vertreterinnen in alle Ausschüsse zur Vorbereitung
der Konstituante als Beiräte berufen werden."
(Bravo! Bravo!) Präsident Seitz: Wir gelangen nunmehr zur

Tagesordnung.
Zur Stellung eines Antrages hat sich zum

Worte gemeldet der Herr Abgeordnete Miklas.
Schriftführer Hummer (liest):
„ Antrag der deutschösterreichischen Unabhängig-

keitspartei, betreffend die Erlassung einer Geschäfts¬
ordnung für die Vollsitzungen und Ausschüsse der
deutschösterreichischen Nationalversammlung.

Abgeordneter Miklas: Hohe Nationalver¬
sammlung! Der rasche Fluß der Ereignisse hat die
schriftlich ausgegebene Tagesordnung überholt. Ich
beantrage daher auf Grund des Einvernehmens
mit den Parteien folgende abgeänderte Tages-
ordnung:

Namens der deutschösterreichischen Unabhängig¬
keitspartei stellen die gefertigten Mitglieder der
deutschösterreichischen Nationalversammlung den An¬
trag:

1. Note der deutschösterreichischen National¬
versammlung an den Präsidenten der Vereinigten
Staaten und Beschlußfassung über die Note des
k. u. k. Ministers des Äußern Grafen Andrássy;

„„Die hohe deutschösterreichische National¬
versammlung wolle den anliegenden Entwurf
einer Geschäftsordnung für die Vollsitzungen
und Ausschüsse der deutschösterreichischen
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2. Beschlußfassung über die grundlegenden
Einrichtungen der Staatsgewalt;

Besteht der Herr Abgeordnete Schreiter auf
der Abstimmung über die übrigen Anträge? (Ab¬
geordneter Schreiter: Nein!) Ich danke.3. Arbeitsvermittlung und Arbeiterschutz bei

der Demobilisierung; Es ist daher die Tagesordnung und die Rede¬
zeit in der gekennzeichneten Weise bestimmt. Ich
habe noch hinzuzusagen, daß die Herren Redner
sowie die Referenten gebeten sind, vom Rednerpult
aus zu sprechen.

4. Bericht über die Ernährungsfragen;
5. Antrag des Vollzugsausschusses, betreffend

Preß-, Vereins- und Versammlungsrecht.
Bezüglich der zu erwartenden Wechselrede zu

Punkt 1 der Tagesordnung beantrage ich eine
Redezeit von einer halben Stunde; das gleiche auch
bezüglich der Wechselrede zu Punkt 2. Bezüglich der
Punkte 3, 4 und 5 der Tagesordnung beantrage
ich eine Redezeit von 20 Minuten.

Wir kommen nunmehr zur Tagesordnung und
ich erteile zum ersten Punkte der Tagesordnung:
Note der deutschösterreichischen National¬
versammlung an den Präsidenten der Ver-
einigten Staaten und Beschlußfassung über
die Note des k. u. k. Ministers des Äußern
Grafen Andrássy dem Referenten Herrn Ab¬
geordneten Dr. Sylvester das Wort.

Präsident Seitz: Der Herr Abgeordnete
Miklas stellt einen Antrag auf Abänderung der
Tagesordnung. Die Herren haben den Antrag gehört;
ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Anträge
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieht.) Der Antrag ist angenommen.

Berichterstatter Dr. Sylvester: Hohes Haus!
Der Vollzugsausschuß wurde beauftragt, sich mit
den wesentlichen Grundsätzen des Selbstbestimmungs¬
rechtes und den Grundsätzen Wilsons zu beschäftigen
und dem hohen Hause einen diesbezüglichen Antrag
vorzulegen. Der Vollzugsausschuß stand selbstver¬
ständlich auf Grund der Beschlüsse der hohen
Nationalversammlung auf dem Standpunkte, daß
für den deutschösterreichischen Staat nach jeder
Richtung hin volle Selbständigkeit in Anspruch
genommen werde. (Bravo! Bravo!) Er stand
auf dem Standpunkte, daß diese Selbständig¬
keit aufgebaut werden müssen auf Grund des
gleichen, direkten und geheimen Wahlrechtes. Er
stand ferner auf dem Standpunkte, daß die hohe
Nationalversammlung und der künftige Staatsrat
bei den Friedensverhandlungen im Haag unmittelbar
vertreten sein müssen (Beifall und Händeklatschen)
und daß er dort direkt den Frieden abzuschließen habe. Er
war aber auch von dem Gedanken durchdrungen, daß
in jeder Richtung die Gebietshoheit festgestellt
werden müsse, daß nicht nur gegenüber dem
Inlande, sondern auch gegenüber dem Auslande
weithin bekanntgegeben werden müsse, wie weit die
Gebiete Deutschösterreichs reichen, damit im Aus¬
lande nicht irgendwie ein Irrtum über unsere
Siedlungsgebiete entstehen könnte. Darum, meine
Herren, haben wir mit Rücksicht auf die Grundsätze,
die Wilson uns in mehreren Noten bekanntgegeben
hat, die Form gewählt, eine Note an Wilson selbst
zu richten, damit er weiß, wie weit wir die Gebiets¬
hoheit in Anspruch nehmen, wie weit wir die
Rechte für die gemischtsprachigen Gegenden eben¬
falls in Anspruch nehmen und wie weit wir auch
geneigt sind, mit den übrigen Nationalversammlungen
über diese gemischtsprachigen Gebiete und über die
Diaspora uns auseinanderzusetzen. Wir wollen das
durchaus nicht im feindlichen Sinne, sondern wir wollen

das im vollen Frieden und hoffen, daß auch bei

Ferner beantragt der Herr Abgeordnete Miklas
für den Punkt 1 der Tagesordnung, welcher die Note
der Nationalversammlung an den Präsidenten Wilson
und die Note des Ministers Andrássy betrifft, eine
halbstündige Redezeit. (Rufe: 15 Minuten!) Bitte
mich nur zunächst den Antrag enunzieren zu lassen!
Für den Punkt 2 — Beschlußfassung über die
grundlegenden Einrichtungen der Staatsgewalt —
beantragt er gleichfalls eine halbstündige Redezeit
und für die anderen Punkte der Tagesordnung eine
Redezeit von 20 Minuten. (Abgeordneter Schreiter:
Ich bitte um das Wort!) Herr Abgeordneter
Schreiter!

Abgeordneter Schreiter: Ich glaube, daß
das eine zu lange Redezeit ist und beantrage des¬
halb folgende Einschränkung: Für die Punkte 1 und 2
eine Redezeit von 20 Minuten und für die übrigen
Punkte 10 Minuten; das genügt. (Bravo! Bravo!)

Präsident Seitz: Ich gestatte mir noch mit¬
zuteilen, daß in einer heute vor der Haussitzung

stattgefundenen Obmännerkonferenz dieser Vorschlag
Miklas von den Parteien vereinbart wurde. Ich
werde daher zunächst den Abänderungsantrag des
Abgeordneten Schreiter zur Abstimmung bringen.
Bezüglich der Punkte 1 und 2 ist der Gegenantrag
gestellt, statt einer halben Stunde 20 Minuten als
Redezeit festzusetzen. Wer dafür ist, möge sich von
den Sitzen erheben. (Geschieht.) Das ist die Minder¬
heit, der Antrag ist abgelehnt.

Diejenigen Herren, welche für den Antrag
Miklas auf Festsetzung einer halbstündigen Rede¬
zeit für die Punkte 1 und 2 sind, wollen sich von
den Sitzen erheben. (Geschieht.) Dieser Antrag ist
angenommen.
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direkte Verhandlungen mit den Vertretern aller
kriegführenden Mächte über einen allgemeinen Frieden,
einzutreten. (Zustimmung.) Der Vollzugsausschuß,
verpflichtet sich zur Annahme der folgenden Grund¬
sätze: 1. Der Vollzugsausschuß nimmt vorbehaltlos-
die Grundsätze an, die Sie, Herr Präsident, in der
Botschaft vom 8. Jänner 1918 und in den Reden 
vom 12. Februar und vom 4. Juli 1918 festgesetzt
haben. 2. Der Vollzugsausschuß betrachtet, der Note
des Herrn Staatssekretärs der Vereinigten Staaten
an die österreichisch-ungarische Monarchie, vom
18. Oktober 1918 vollständig entsprechend, die
tschecho-slowakische und die südslawische Nation als
vollkommen unabhängige Staaten und ist bereit, die
Beziehungen des deutschösterreichischen Staates zu
dem tschechischen und dem südslawischen Staate durch
freie Vereinbarungen mit diesen Staaten zu regeln.

unseren nationalen Gegnern ein derartiger Sinn
vorwaltet, daß diese Umwandlung des Staates in
die Einzelstaaten in aller Ruhe vor sich gehen werde.

Ich erlaube mir nunmehr, Ihnen, meine
Herren, die Note, die wir an Wilson richten wollen,
zum Vortrage zu bringen und bitte Sie jetzt schon,
diese Note anzunehmen. Die Note lautet (liest):

„Herr Präsident! Wir beehren uns, Ihnen mit-
zuteilen, daß die deutsche Nation in Österreich
beschlossen hat, einen selbständigen deutschösterreichi¬
schen Staat zu bilden. Am 21. Oktober 1918

haben sich in Wien die aus dem allgemeinen und
gleichen Wahlrecht gewählten Abgeordneten aller
deutschen Wahlbezirke in Österreich versammelt und
haben beschlossen: 1. einen selbständigen deutsch-
österreichischen Staat zu bilden; 2. sich als provi¬
sorische Nationalversammlung dieses neuen Staates
zu konstituieren und die Aufgabe zu übernehmen,
diesen Staat so lange zu vertreten, bis eine auf
Grund des allgemeinen, gleichen und direkten Wahl¬
rechtes neu zu wählende konstituierende National-
versammlung zusammentreten kann; 3. einen Voll¬
zugsausschuß zu wählen, der bis zur Bildung der
Regierung des deutschösterreichischen Staates diesen
Staat nach außen zu vertreten und die Übernahme
der Verwaltung im Innern vorzubereiten und zu 
organisieren hat. Die Deutschen sind in Österreich
ein Volk von 9'7 Millionen Menschen, bisher waren
sie Bürger des österreichischen Staates, jetzt, da die
anderen Nationen darangehen, ihre selbständigen
Staaten zu bilden, konstituiert sich auch die deutsche
Nation in Österreich als ein selbständiger National¬
staat. Der neue Staat beansprucht die Gebietshoheit
über alle jene Gebiete des bisherigen Österreich, in
denen die Deutschen die Mehrheit der Bevölkerung
bilden. Er nimmt das Recht auf völkerrechtliche
Persönlichkeit für sich in Anspruch. Er erkennt den
anderen Nationen der Monarchie das uneingeschränkte
Recht zu, ihre Stellung innerhalb der Gesellschaft
der Nationen in voller Freiheit zu bestimmen und
fordert dasselbe Recht auch für die deutsche Nation.
Er verlangt, daß seine Vertreter als die Vertreter
eines selbständigen Staates zu den Friedens-
verhandlungen zugelassen werden und mit den Ver¬
tretern der anderen Nationen über die Bedingungen
des Friedens verhandeln. Er behält seiner Regierung
das Recht vor, den Frieden zu schließen.

Der Vollzugsausschuß schlägt vor, alle Streitfragen
zwischen dem deutschöfterreichischen Staate einerseits,
und dem tschechischen und dem südslawischen Staate
andrerseits, soweit sie durch freie Vereinbarungen,
nicht bereinigt werden können, der Entscheidung eines
Schiedsgerichtes zu unterwerfen, das nach den Be¬
stimmungen der Haager Konferenzen zusammengesetzt
werden soll. 3. Der Vollzugsausschuß bittet Sie,
Herr Präsident, Ihre Aufmerksamkeit der Frage der
deutschen Gebiete der Sudetenländer zuzuwenden."

Hier bemerke ich, daß noch statistische Daten
aus früherer Zeit übernommen worden sind, die ich 
dann später richtigstellen werde. Hier im Wortlaute 
der Note heißt der Absatz folgendermaßen (liest): 

„In Böhmen gibt es neben 60 Bezirken, in 
denen die Tschechen die Mehrheit der Bevölkerung,
darstellen, 36 Bezirke, in denen die Mehrheit der
Bevölkerung deutscher Nationalität ist und die deutsche-
Sprache spricht. Diese 36 Bezirke stellen ein Gebiet
von 16.311 Quadratkilometer dar. Nach der Volks-,
zählung vom Jahre 1900 betrug die Bevölkerung dieses
Gebietes 2,186.637 Personen. Von ihnen bedienen,
sich im täglichen Verkehre 2,001.962 Personen der
deutschen und nur 148.051 Personen der tschechischen
Sprache. Es besteht also innerhalb Böhmens ein zu-
sammenhängendes Gebiet, dessen überwiegende Be-
völkerungsmehrheit deutsch ist. Ebenso bildet der
westliche Teil von Österreichisch-Schlesien und der
an ihn angrenzende nördliche Teil von Mähren ein
zusammenhängendes deutsches, Siedlungsgebiet, und
auch die südlichen, an das deutsche Niederösterreich,
angrenzenden Gebiete Mährens sind deutsch. Ins¬
gesamt wohnen in Böhmen, Mähren, und Schlesien
nach der letzten Volkszählung 3,512.682 Deutsche.

Der Vollzugsausschuß erklärt, daß niemand
berechtigt ist, im Namen Deutschösterreichs über den
Frieden zu verhandeln und Frieden zu schließen als
die von der deutschösterreichischen Nationalversamm¬
lung eingesetzte Vollzugsgewalt. (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen.) Der unterzeichnete Vollzugs¬
ausschuß der provisorischen deutschöfterreichischen
Nationalversammlung bittet Sie daher, Herr Präsi¬
dent, ihm Gelegenheit zu bieten, unverzüglich in

Es ist selbstverständlich, daß der neue deutschöster-
reichische Staat auch die deutschen Gebiete Böhmens,
Mährens und Schlesiens beansprucht.

Wir sind überzeugt, Herr Präsident, daß Sie
nach sorgfältiger Prüfung dieser Fragen den von 
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nationalen Minoritäten wird im Wege der gegen¬
seitigen Vereinbarung erfolgen können.

Ihnen verkündeten Grundsätzen entsprechend es ab¬
lehnen werden, 31/2 Millionen Deutsche gegen ihren
Willen dem tschechischen Staate zu unterwerfen und
sie zu einem Verzweiflungskampfe gegen die ihnen
drohende Fremdherrschaft zu zwingen. (Beifall und
Heil!-Rufe.) Das Zeitalter der Demokratie in
Mitteleuropa kann nicht damit beginnen, daß ein
Volk von 31/2- Millionen Menschen mit Waffengewalt
einem Volke von 6'3 Millionen Menschen unter¬
worfen wird. (Zustimmung.) Der dauernde Friede
in Europa kann nicht dadurch begründet werden,
daß in dem neuen tschecho-slowakischen Staate eine
deutsche Irredenta geschaffen wird, deren ständige
Hilferufe nach Berlin und Wien dringen und den
Frieden Europas gefährden würden. Und eine solche
Vergewaltigung der Deutschen widerspräche auch dem
von Ihnen, Herr Präsident, im Punkt 2 Ihrer Rede
vom 12. Februar d. J. ausgestellten Grundsätze, „daß
Völler und Provinzen nicht von einer Staats¬
oberhoheit in eine andere herumgeschoben werden,
als ob es sich lediglich um Gegenstände oder
Steine in einem Spiele handelte", und ebenso
dem dritten und vierten der dort aufgestellten
Grundsätze, wonach „jede Lösung einer Gebiets-
frage im Interesse und zugunsten der betroffenen
Bevölkerungen" und derart erfolgen müsse, „daß
alle klar umschriebenen nationalen Ansprüche die
weitestgehende Befriedigung finden sollen, ohne neue
Elemente oder die Verewigung alter Elemente von
Zwist und Gegnerschaft, die den Frieden Europas
und somit der ganzen Welt wahrscheinlich bald
wieder stören würden, aufzunehmen.

In analoger Weise wären diese Grundsätze 
auch auf die deutschen Siedlungsgebiete im Süden
und auf die Regelung der staatlichen Grenzen
gegenüber Italien und dem südslawischen Staat
anzuwenden. Sie, Herr Präsident, haben erklärt,
daß Sie gegen die Regierungen der Mittelmächte,
aber nicht gegen das deutsche Volk Krieg führen.
Sie haben erklärt, daß Sie gleiche Gerechtigkeit
für alle Nationen, auch für das deutsche Volk ver-
wirklichen wollen. Wir appellieren daher an Sie,
Ihre Autorität für das Selbstbestimmungsrecht
unserer Nation einzusetzen. Da wir uns mithin
ganz auf den Boden der Grundsätze stellen, die Sie,
Herr Präsident, verkündet haben, wäre jede Ver¬
längerung des Krieges zweckloser Mord an vielen
Menschen.

Wir bitten Sie daher, Herr Präsident, Ihre
Autorität dafür einzusetzen daß sofortige allgemeine 
Waffenruhe auf allen Fronten eintrete und uns die
Möglichkeit geboten werde, auf einem allgemeinen
Friedenskongreß in direkte Verhandlungen mit allen
Nationen einzutreten, aus denen ein Friede hervor¬
gehen soll, der jeder Nation ihre volle Freiheit-
gibt und alle Nationen zu einem dauernden
Friedensbund vereinigt.

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Aus¬
druck unserer vorzüglichsten Hochachtung."

Ich habe die Ehre, im Namen des Vollzugs-
ausschusses diese Note dem hohen Hause zu unter¬
breiten. Hierzu bemerke ich noch, daß eine kleine
Richtigstellung notwendig wäre, die natürlich nicht
mehr in die Note hineinkommen könnte, die aber doch
der breiten Öffentlichkeit mitgeteilt werden muß. Nach
den neuesten statistischen Tabellen würde eine Abände¬
rung in der Weise vorzunehmen sein, daß es heißt
(liest): „In Böhmen gibt es neben 134 Gerichts-
bezirken, in denen die Tschechen die Mehrbeit der
Bevölkerung darstellen, 93 Gerichtsbezirke, in denen
die Mehrheit der Bevölkerung deutscher Nationalität
ist und die deutsche Sprache spricht. Diese 93 Be¬
zirke stellen ein Gebiet von 18.385 Quadratmetern
dar. Nach der Volkszählung vom Jahre 1910 —
das andere war aus dem Jahre 1900 — wohnten
in diesem Gebiete in geschlossener Siedelung 2,395.541
Personen, welche sich im täglichen Verkehr der deut¬
schen Sprache und eingesprengt nur 80.143 Personen,
die sich der tschechischen Sprache bedienen."

Wir fordern daher, daß die deutschen Gebiete
Böhmens, Mährens und Schlesiens als ein Bestand¬
teil des deutschösterreichischen Staates anerkannt
werden und ihre künftige staatliche Zugehörigkeit in
Gemeinschaft mit ihm frei bestimmen sollen. Wir
sind bereit, mit der berufenen Vertretung der
tschechischen Nation über die Abgrenzung unserer
Gebiete zu verhandeln. Sollte es sich aber als
unmöglich erweisen, die Grenzen einvernehmlich
festzusetzen, so schlagen wir vor, daß die Be¬
völkerung der umstrittenen Gebiete berufen werden
soll, selbst durch allgemeine Volksabstimmung zu
entscheiden, zu welchem Staat sie gehören will.

Wir sind einverstanden damit, daß diese
Vollsabstimmung unter der Kontrolle der Gesell¬
schaft der Nationen von Beamten neutraler Mächte
durchgeführt werde und daß alle näheren Be¬
dingungen dieser Volksabstimmung vom Friedens¬
kongreß oder von einem Schiedsgerichte in solcher
Weise festgesetzt werden, daß jede Vergewaltigung
der Abstimmenden und jede künstliche Beeinflussung
des Abstimmungsergebnisses unbedingt vermieden
werden. Die Regelung des Schutzes der in fremden
Siedelungsgebieten immerhin noch übrig bleibenden

Das wäre eine Richtigstellung gegenüber den
statistischen Tabellen vom Jahre 1900.

Ich will nur noch kurz sagen, daß sich der
Vollzugsausschuß in ernsten Sitzungen mit allen
diesen Fragen beschäftigt und daß er nach reif¬
licher Erwägung diese Beschlüsse, beziehungsweise
diese Note einstimmig gefaßt hat. Ich empfehle daher
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dem hohen Hause diese Note ebenfalls zur Annahme.
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Abgeordneter Dr. Mataja: Hohe National-
versammlung! Der Vollzugsausschuß hat sich bei
seiner Beschlußfassung — und ich zweifle nicht
daran, daß die hohe Nationalversammlung sich dieser
Erwägung und diesem Gedankengange anschließen
wird — von der bestimmenden Erwägung leiten
lassen, daß die gesamte Bevölkerung Deutschösterreichs
heute von einem Wunsche fast ausschließlich beseelt
ist und dieser Wunsch heißt: Brot und Friede. An
dieser feststehenden Gesinnung konnte weder der
Vollzugsausschuß vorübergehen, noch wird die hohe
Nationalversammlung an ihr vorübergehen können.
Es war daher in erster Linie die Pflicht des Voll¬
zugsausschusses, der hohen Nationalversammlung
einen solchen Schritt vorzuschlagen, der in zweck¬
dienlicher Weise in Ausübung des Selbstbestimmungs¬
rechtes des deutschösterreichischen Volkes zu einem
Frieden, zu einem Weltfrieden, zu einem dauernden
Frieden zu führen geeignet ist. Es war naheliegend,
daß sich der Vollzugsausschuß dazu entschloß, Ihnen
zu empfehlen, einen Schritt beim Präsidenten
Wilson zu unternehmen, der heute, obwohl er selbst
mit seiner Macht im Kriege steht und obwohl
gerade der Staat, dessen Präsident er ist, eigentlich
die Entscheidung des Krieges herbeigeführt hat,
dennoch in gewisser Beziehung noch immer als der
arbiter mundi angesehen werden kann, an den
gewiß noch immer leichter herangetreten werden
kann als an die anderen kriegführenden Mächte.
Aus dieser Erwägung floß der Entschluß, eine Note
an den Präsidenten Wilson zu richten, in der
natürlich in erster Linie, ich darf es so sagen, der
neugeschaffene deutschösterreichische Staat sich dem
Präsidenten Wilson und den Vereinigten Staaten
von Amerika vorstellt und mitteilt, daß er gegründet
ist und nunmehr existiert. In zweiter Linie muß,
um wirklich zum Frieden gelangen zu können, der 
neugegründete deutschösterreichische Staat den Präsi¬
denten Wilson über seine grundlegenden Ansichten
in internationalen Fragen inforinieren, in jenen
Fragen insbesondere, welche durch die Neugestaltung
der Verhältnisse für uns internationale Fragen
geworden sind, welche aus dem Gebiete der inneren
Politik in das Gebiet der äußeren Politik über¬
gegangen sind, das ist das Verhältnis des deutsch¬
österreichischen Volkes zu jenen Völkern, mit denen
es bisher in einem staatlichen Bande vereinigt
gewesen ist, also in erster Linie sein Verhältnis zu
jenen Nationen, welche insbesondere der Präsident
in seiner letzten Note an die k. u. k. Regierung
anführt, sein Verhältnis zu den Tschecho-Slowaken
und sein Verhältnis zu den Jugoslawen. Die
Nationalversammlung muß auch in diesem Falle
wieder unterstreichen, daß sie ebenso wie sie für sich,
für das deutschösterreichische Volk das Selbst¬
bestimmungsrecht in Anspruch nimmt, ebenso diesen
beiden Völkern und überhaupt allen Völkern, die

Ferner habe ich mit Rücksicht auf die in jüngster
Zeit sich abspielenden Ereignisse, die zur Bildung des
neuen Ministeriums und zur Berufung des Grafen
Andrássy geführt haben, der hohen Nationalversamm¬
lung ebenfalls einen Beschluß vorzutragen.

Die Nationalversammlung kann an diesen Er-
eignissen nicht vorübergehen, sondern muß unbedingt
dazu Stellung nehmen. Wir müssen Treue gegen
Treue halten und das auch in der Ihnen vorgelegten
Weise zum Ausdruck, bringen. Der betreffende Be¬
schluß lautet (liest):

„Die provisorische Nationalversammlung Deutsch¬
österreichs billigt den Versuch des Ministers des
Äußern, so rasch wie möglich zu Verhandlungen
über einen Waffenstillstand zu gelangen, durch den
dem sinnlosen Blutvergießen Einhalt getan wird.

Es war jedoch nicht notwendig und daher nicht
zulässig, diesen Versuch auf solche Weise zu unter¬
nehmen, daß dadurch zwischen Deutschösterreich und
dem Deutschen Reiche ein unheilbarer Riß entstehen
kann, der die Zukunft unseres Volkes gefährdet.
(Pfui-Rufe.)

Die provisorische Nationalversammlung Deutsch-
österreiches stellt fest, daß die Note des k. u. k. Mi¬
nisters des Äußeren an den Präsidenten Wilson vom
27. Oktober verfaßt und abgesendet wurde, ohne daß
mit den Vertretern des deutschösterreichischen Volkes
in irgendeiner Weise das Einvernehmen gepflogen
worden wäre. Gegen dieses Vorgehen legt die Na¬
tionalversammlung um so mehr Verwahrung ein,
als die Nation, der der gegenwärtige Minister des
Äußern angehört, jede Gemeinsamkeit ausdrücklich
ablehnt. (Lebhafter Beifall.)

Die Nationalversammlung erklärt, daß einzig
und allein sie und ihre Organe befugt sind, das
deutschösterreichische Volk in allen Angelegenheiten
der äußeren Politik, insbesondere bei den Friedens-
Verhandlungen, zu vertreten." (Lebhafter Beifall.)

Dieser Gedanke ist auch schon in der Note an
Wilson zum Ausdruck gekommen und soll nunmehr
auch hier nochmals ausgedrückt werden. Ich empfehle
auch diese Erklärung und diesen Beschluß zur An¬
nahme.

Präsident Seitz: Ich eröffne die Debatte.
Zum Worte sind vorgemerkt die Herrren Abgeord¬
neten: Dr. Mataja, Dr. Ellenbogen, Pantz,
Dr. Steinwender, Miklas, Glöckel, Teufel,
Volkert, Reumann, Hartl.

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete Dr. 
Mataja.
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Zweck haben, wenn wir uns über diesen Punkthinwegtäuschen würden, weil wir gewiß niemandanderen über diesen Punkt hinwegtäuschen würden.Ich muß sagen, daß die Haltung unserer Truppenan der Südwestfront, die gegenwärtig in einem soheißen Kampf stehen, ungeachtet der verworreneninneren Verhältnisse und ungeachtet des zweifellosaußerordentlich heftigen Ansturms eine geradezubewundernswerte, ganz unglaubliche und unver¬gleichliche genannt werden kann. (Lebhafter Beifall.)

sich in der österreichisch-ungarischen Monarchie
befinden — darüber hinaus kann sie wohl kaum
eine Meinung abgeben —, das Selbstbestimmungs-
recht ausdrücklich und rückhaltlos zuerkennt. Zweifellos,
hohe Nationalversammlung, ist nur das der Weg,
der uns zum äußeren Frieden und dazu führen
kann, daß wir tatsächlich endlich die Waffen nieder¬
legen können, was ein Gebot der absolutesten und
ernstesten Notwendigkeit ist.

In gleichem Zusammenhänge hatte sich derVollzugsausschuß auch mit der Note zu beschäftigen,
die der k. u. k. Minister des Äußern an den Präsi¬
denten der Vereinigten Staaten als Antwortnote
auf seine letzte Enunziation gerichtet hat. Hier nun
stand der Vollzugsausschuß vor allem der Tatsache
gegenüber, daß der k. u. k. Minister des Äußern
an der Tatsache der Konstituierung des deutsch¬
österreichischen Staates und seiner Vertretung voll¬
kommen achtlos vorüdergegangen ist, ansonsten es
ja nicht möglich gewesen wäre, daß diese Note
hinausgegangen ist, ohne daß die Vertreter, die hier
mitvertreten werden sollen, aber der Natur der
Sache nach sich doch nicht ohne weiteres mitvertreten
fühlen, darüber befragt wurden, ohne daß das Ein¬
vernehmen gepflogen wurde, ohne daß zumindest
doch die Ansicht des deutschen Volkes durch seine
Vertretung gehört worden wäre, bevor ein derartiger
Schritt unternommen wurde. Es muß das natürlich
dazu führen, daß der schon bestehende Gegensatz
immer mehr verschärft wird, und wir kommen auch
in diesem Falle nicht an der Tatsache vorüber, daß
gerade die Nation, der der gegenwärtige
k. u. k. Minister des Äußern angehört und zu der
er sich selbst bekennt, jede Gemeinsamkeit ablehnt.
(Zustimmung.) Es ist für uns doch außerordentlich
schwer, von dorther einen gemeinsamen Vertreter
auch unserer Interessen anznerkennen, jener Interessen,
deren Gemeinsamkeit von dorther mit voller Deut¬
lichkeit und Klarheit in Abrede gestellt wird. Schon
aus diesem praktischen Grunde war es ganz gewiß
ein Fehlgriff des Ministers des Äußern, daß er sich
nicht mit der Vertretung Deutschösterreichs ins
Einvernehmen gesetzt hat.

Es ist also zweifellos der Schritt, insoferner so gemeint war, daß er zu einem raschen Ab¬schlusse des Waffenstillstandes führen sollte, gewißzu begründen. Ich möchte allerdings einigen ZweifelAusdruck geben, ob der gewählte Weg wirklichgerade der zweckmäßigste ist.Ich will jetzt aber in erster Linie nicht diesenPunkt, sondern einen anderen berühren, der miraußerordentlich am Herzen liegt. So notwendig, sodringend es ist, zum Waffenstillstand und zumFrieden zu kommen, so soll, wenn es nicht absolutzwingende Notwendigkeit ist, nicht ein Weg gewähltwerden, der eine seelische Mauer aufrichten würdezwischen dem Deutschen Reiche und dem deutschenVolke in Österreich. (Lebhafte Zustimmung.)Hohe Nationalversammlung! Wir müssen dochauch an die Zukunft des deutschen Volkes inÖsterreich denken und dürfen doch nicht glauben,daß wir als gänzlich isolierter deutschösterreichischerBlock in alle Zukunft, in die Jahrhunderte hinausdurchhalten können. Ob eine Konstruktion, ob einZusammenfassen im Sinne eines Bundesstaates unsauch nur ermöglicht wird, können wir heute nichtsagen, geschweige denn, ob es uns möglich wäre, untersolchen wirtschaftlichen und politischen Bedingungenauf die Gründung eines solchen Bundesverhält-nisses analog dem heutigen Reiche einzugehen. Wirsehen heute, wie, kaum daß der behauptete, soüberaus stark lastende Druck gerade von demtschechischen Volke verschwunden ist, es mit derBeseitigung dieses Druckes auf dieser Seite durch-aus nicht sein Bewenden hat, sondern sofort ent¬gegen den Grundsätzen des Präsidenten Wilson aufimmer noch von deutscher Bevölkerung bewohnteGebiete gegriffen und an Stelle der bisherigenpassiven Unterdrückung nunmehr eine Politik deraktiven Unterdrückung eingeleitet werden soll. Es istalso außerordentlich fraglich, ob wir in der Lagesind, auf ein solches Bundesstaatsverhältnis einzugehenund wir wissen nicht, ob es auf der anderen Seitevon irgend jemand gewünscht wird.

Es kommt aber hierzu noch ein anderer Punkt.
(Zwischenrufe.) Das mag sehr wohl als Grund
mitgespielt haben, daß man diese Ansicht nicht
hören wollte, weil sie unbequem wäre und man an
ihr nicht vorübergekommen wäre. Wir müssen uns
auch hier vor Augen halten, daß jeder Schritt, der
uns tatsächlich dem Frieden oder auch nur dem
Waffenstillstände, der Waffenruhe näher führen
würde, daß jeder solche zweckdienliche Schritt die
ungeheure Unterstützung für sich hat, daß ja tat¬
sächlich unsere Völker und unsere Armeen fast nicht
mehr in der Lage sind, den Kampf weiter zu
führen, zumindest, wenn er weitergeführt wird,
in großer Gefahr schweben. Es würde gar keinen

Ich will konstatieren, hohe Nationalversamm¬lung, daß die Erwägungen, die ich hier angestellthabe, für einen großen Teil der Versammlung garnicht erforderlich sind, um zu dem Schlusse zukommen, den ich ziehe. Ich habe jetzt rein persönlichfür mich gesprochen. Aber niemand zweifelt ja
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daran, daß in der heutigen Zeit der großen Wirt-
schaftskomplexe und politischen Gebiete ein so kleiner
Körper wie Deutschösterreich — abgesehen davon,
daß es vielleicht auch nicht in seiner heutigen Zu¬
sammensetzung bestehen bleibt — nicht fähig ist,
politisch und wirtschaftlich allein zu existieren und
unter allen Umständen da oder dort einen staatlichen
Anschluß suchen muß. (Zwischenrufe des Abgeord¬
neten Teufel.) Aber erlauben Sie mir, daß ich
meine Ansichten so entwickle, wie sie sind. Ich habe
bereits konstatiert, daß dieser Umweg von einem
Teile der Nationalversammlung nicht gewünscht
wird, und ich konstatiere ebenso, daß er von einem
anderen Teile der Nationalversammlung so ge¬
wünscht wird, wie ich es zum Ausdruck bringe.
Es gibt eben in diesem Punkte einige Verschieden¬
heiten.

gewesen wäre oder nicht, gleichgültig, ob diese Be¬
hauptung tschechischerseits richtig ist oder nicht, weil
sie in jedem Falle durch die formelle Anerkennung
der Selbständigkeit des tschecho-slowakischen Staates ,
aus der Welt geschafft ist. Es kann sich also in
dieser Frage heute nur mehr darum handeln, ob
entgegen den feierlich proklamierten und anerkannten
Grundsätzen Wilsons, auf die die Tschechen und die,
ganze Welt sich heute berufen, für die Deutschen der 
Sudetenländer ein Ausnahmsrecht geschaffen werden 
soll, indem just auf sie diese Grundsätze Wilsons
keine Anwendung zu finden haben, so daß sie, wie 
die Steine in einem Spiel geschoben und entgegen 
dem Selbstbestimmungsrecht einer Fremdherrschaft 
unterstellt werden. Und wenn Wilson mit Recht die 
Stelle eines Schiedsrichters der Welt in Anspruch 
nimmt, so darf er nicht zweifeln, in welchem Sinne 
hier die Entscheidung fallen wird. Es gibt keine 
Ausnahmssklaverei und Ausnahmsunterdrückung für 
die Deutschen der Sudetenländer. Sie haben mit 
vollem Recht und unter jedem Gesichtspunkt den
Anspruch, nicht schlechter behandelt zu werden als 
alle anderen Völker aus der ganzen Welt (Lebhafter 
Beifall und Händeklatschen.)

Nun wäre es außerordentlich wenig diplo¬
matisch von uns, wenn wir zuließen, daß heute
zwischen dem deutschen Volk drüben und hüben, eine
Scheidemauer sich aufrichte, aus dem Gefühle
Deutschlands heraus, daß wir es in seiner schwersten
Stunde sin Stiche gelassen haben. Darum war
die Textierung der Note, die es noch mit einer
ganz unnötigen Schärfe herauspointierte, daß ohne
jede Rücksicht auf die Resultate anderer Verhand¬
lungen unter allen Umständen in diese Verhandlungen
unsrerseits eingegangen werde, eine Brutalität,
die durch die Verhältnisse nicht gerechtfertigt wird
(Zwischenrufe), eine Brutalität, welche nicht zum
Ziele führen wird, welche nicht geeignet ist, die
Stellung Österreichs weder vom Standpunkte des
k. u. k. Ministers, noch auch für die Deutschen
Österreichs bei den Verhandlungen zu erleichtern.
(Zwischenrufe.) Aus diesem Grunde, hohe Ver¬
sammlung, hat sich auch der Vollzugsausschuß und
wird sich höchstwahrscheinlich auch die hohe
Nationalversammlung gegen diesen Geist der Note
und gegen den Teil der Note wenden, der diese
Tendenz zum Ausdruck bringt. Wir müssen unbe¬
dingt auch an die weitere Zukunft des deutschen
Volkes denken.

Präsident Seitz: Zum Worte gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Ellenbogen.

Abgeordnerer Dr. Ellenbogen: Hohe National¬
versammlung! Wer sich nicht einer gefährlichen Selbst¬
täuschung hingeben will — und damit knüpfe ich 
an die Worte des sehr geehrten Herrn Vorredners 
an —, der muß sich, so schmerzlich es für ihn auch 
sein mag, eingestehen, daß die Situation gekenn¬
zeichnet ist durch den Zerfall des alten Reiches an
allen Punkten und in allen Formen. Alle Völker
haben bereits ihre Selbständigkeit erklärt, die un¬
garischen Truppen ziehen schon in ihre Heimat, weil
sie sie gefährdet glauben und nur noch sie verteidigen
wollen, die tschechischen und slowenischen Truppen
haben schon lange keine Freude an diesem Kriege
gehabt. (Rufe: Die Deutschen kämpfen noch!) Und
was die deutschen Truppen anbelangt, so wird es
bei dem Umstande, daß nur noch sie allein dort sind,
nicht zu verwundern sein, daß sie allein nicht mehr
das Kanonenfutter abgeben wollen. (Lebhafter Bei¬
fall und Händeklatschen.) Das Hinterland ist von
Hunger und Elend zermürbt und was das Ent-
scheidende ist, alle, die noch an dem alten Österreich
festgehalten haben, haben den Glauben an dieses
alte Österreich verloren. Unsere Widerstandskraft, ist
somit gebrochen. Von diesem Gesichtspunkt aus bleibt,
freilich nichts anderes übrig, als immer und immer
wieder Friedensanerbietungen an den Gegner zu
machen. Alle Versuche, seien wir uns darüber nur
klar, den Krieg in irgendeiner Form fortzusetzen,
sind umsonst, und wer heute einen solchen Versuch.

Ich möchte nur noch auf jenen Teil der Note
an Wilson zu sprechen kommen, der sich sehr aus¬
führlich mit den Verhältnissen Deutschböhmens,
beziehungsweise mit den deutschen Teilen der Sudeten¬
länder beschäftigt. In diesem Punkte wird, hoffe ich,
nicht nur die heutige Nationalversammlung, sonderndas gesamte deutsche Volk in Österreich und das
gesamte deutsche Volk überhaupt einig sein in dem
festen Entschlüsse, diese deutschen Gebiete unter allen
Umständen und mit allen Mitteln zu verteidigen.
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.) Jeder
Schatten eines Vorwandes entfällt heute, wonach
das tschechische Volk sagen könnte, daß wir in irgend¬
einer Weise gesonnen wären, es zu unterdrücken,
gleichgültig, ob das bisher überhaupt der Fall
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zu unternehmen wagte, würde von dem Sturme des
Volksunwillens von der Bildfläche weggefegt werden.
Mit dem Kriegsrausch und der Kriegspsychose ist es
endgültig vorbei.

Meine Herren! Die ungarischen Feudalen
— der eine Teil dieser Koalition — spielen jetzt
stolz die Freiheitsleute. Sie beschließen, sich von
uns zu trennen, sie beschließen die Personalunion.
Nun, dem längst überlebten Dualismus weint keiner
von uns eine Träne nach, und was die Personal-
union betrifft, so reißen wir uns weder um die
Union noch um das Personal. (Lebhafter Beifall
und Heiterkeit.)

Andrerseits aber, geehrte Herren, werden wir
uns trotz dieser Erkenntnis von gewissen Demon¬
strationen, deren Arrangeure nicht zu merken scheinen,
daß sie lächerliche Werkzeuge einer schwarz-gelben
Mache sind (lebhafter Beifall und Händeklatschen),
nicht darüber täuschen lassen, daß der Koalition, die
die Absendung der letzten Kapitulationsnote veranlaßt
hat, nämlich der Koalition der Dynastie und der
ungarischen Feudalen, wenn der Friede naht, das
geringste Verdienst an diesem Frieden zukommt.
(Beifall.)

Aber es ist bezeichnend, daß die Herrschaften
in demselben Augenblick, wo sie an die Tradi¬
tionen von 1848 erinnern, wo sie sich von dem
österreichischen Einfluß befreien, in demselbm Augen¬
blick auf ungarische Arbeiter in Budapest schießen
lasseit. Das sind die Freiheitsmänner? So beginnen
sie ihr demokratisches Zeitalter.Ja, wenn die Herren für den Frieden handeln

wollten, so haben sie ja andere Gelegenheiten ge¬
habt! Damals, als Deutschland auf der Höhe seines
Siegesläufes stand, damals, als der unselige Friede
von Brest-Litowsk geschlossen werden sollte, damals,
als der General Hoffmann mit der Faust auf den
Verhandlungstisch schlug, damals, als der General
Ludendorff, der als General ein großer Mann,
ein Schützer seines deutschen Volkes, aber als
Politiker ein Verderber seines Volkes genannt
werden muß (Beifall und Händeklatschen), da¬
mals, als General Ludendorff die Schuld an dem
unbeschränkten U-Bootkrieg auf sein Haupt lud und
damit die Amerikaner provozierte und nunmehr die
Wendung des Kriegsglückes herbeiführte, damals
wäre von diesen Herrschaften, die sich heute als
Friedensmacher vordrängen, alle Energie aufzu¬
wenden gewesen, um den deutschen Gewaltpolitikern
in den Arm zu fallen. Jetzt freilich, im Unglück,
rennen die Herrschaften davon.

Aber, meine Herren, wir Abgeordneten der
deutschen Nationalversammlung sind verpflichtet, zu
prüfen, was denn eigentlich diese neueste Koalition
bezweckt. Es ist ganz klar: Sowohl die Dynastie
als die ungarischen Feudaloligarchen hoffen, durch
diesen Schritt von der Entente eine gewisse Gnade
zu gewinnen. (Zustimmung.) Die Dynastie hat den
Schritt getan, um einen möglichst günstigen Pardon
für das Anzünden des Weltkrieges zu bekommen.
(Beifall und Händeklatschen.) Die Herren Ungarn
haben den Schritt durch den Grafen Andrássy
getan, um möglichst viel Integrität Ungarns oder,
wie das aus dem Magyarischen ins Deutsche über¬
setzt wird, möglichst viel Herrschaft über ihre Natio-
nalitäten zu bewahren. Ich weiß nicht, ob sie da
Wilson richtig beurteilen. Aber ich wiederhole: Wir
Sozialdemokraten halten es für unsere Pflicht, die
Nationalversammlung und alle Deutschen darauf 
aufmerksam zu machen, daß es durchaus nicht un¬
möglich ist, daß die Dynastie mit diesem Schritt
die Preisgabe der Deutschen in den Sudeten-
ländern plant. (Stürmischer Beifall und Hände¬
klatschen.)

Statt jetzt, wo der Junkereinfluß in Deutsch¬
land beseitigt ist, wo Ludendorff ohnehin geht, statt
jetzt dem deutschen Kaiser zu sagen, daß sein Ver¬
bleiben im Amt das stärkste Friedenshindernis ist
(lebhafter Beifall und Händeklatschen), statt ihm
klarzumachen, daß, wenn jemals in der Weltgeschichte
die Fabel von dein Curtiussprung einen Sinn
gehabt hat, sie heute mit Bezug auf den deutschen
Kaiser einen Sinn hat (Beifall und Hände¬
klatschen) zur Rettung seines Volkes, statt dessen
suchen sie sich just diesen Augenblick zum Abfall
von Deutschland aus, wo sie damit der deutschen
Demokratie in ben Rücken fallen. (Zustimmung.)

Wir halten uns für verpflichtet, daraus auf¬
merksam zu machen, daß die Dynastie plant, auf
Kosten der Deutschen sich die Gunst der Tschechen
und der Südslawen aufs neue zu sichern. Lebhafter
Beifall und Händeklatschen.)

Ich weiß nicht, geehrte Herren, ob die
Tschechen und die Südslawen heute noch, nach den
vielen militärgerichtlichen Urteilen, auf diesen Köder
anbeißen werden. Wir dagegen erklären, daß wir
niemals zugeben werden, daß auch nur der Hauch
eines deutschen Volksinteresses einem dynastischen
Interesse geopfert werde. (Stürmischer, anhaltender
Beifall und Händeklatschen. — Heil!-Rufe.)

Die Herrschaften kommen zu spät, um sich ein
Verdienst an dem Frieden zu erwerben. Was jetzt
übrig bleibt, das ist nur der kalte, schmähliche
Treubruch. (Beifall und Händeklatschen.) Was jetzt
übrig bleibt, ist nichts als der berühmte, von
einem deutschen Dichter gekennzeichnete Dank vom
Haus Österreich. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)

Wir freuen uns darüber, daß die anderen
Völker sich ihren Staat gebildet haben, wir
gratulieren ihnen zu dieser Gründung und wir
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daß es absolut unstatthaft ist, daß sich Zuhörer
von der Galerie durch Zurufe oder in anderer
Weise, auch durch Applaus- oder Beifallskund¬
gebungen an den Verhandlungen beteiligen.

hoffen, daß sie der Anlaß eines neuen Völker-
frühlings bei ihnen sein werde. Aber wir werden
niemals zugeben, daß über das Schicksal und die
Zukunft des deutschen Volkes weder auf dem
Hradschin noch in Gödöllö entschieden werde. (Stür¬
mischer Beifall und Händeklatschen.) Darum er-

klären wir deutsche Sozialdemokraten, daß wir für
die einzige Sicherung des Volkes vor solchen
dynastischen und anderen Gelüsten die Konstituierung
des deutschen Staates als deutscher Republik be-

trachten. (Stürmischer, anhaltender Beifall und
Händeklatschen. — Rufe: Hoch die Republik! —
Zwischenrufe seitens eines Galeriebesuchers.)

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete
Pantz. 

Abgeordneter Freiherr v. Pantz: Hohe
Nationalversammlung! Ich gebe zunächst unserer
Befriedigung Ausdruck über die vom Vollzugsaus-
schusse der Nationalversammlung in Vorschlag ge-
brachte Note des deutschösterreichischen Staates an 
den Herrn Präsidenten Wilson. Ich möchte bei 
diesem Anlasse nur zwei Gedanken Ausdruck geben, 
von denen ich glaube, daß sie die Zustimmung der 
hohen Nationalversammlung finden werden. Es ist 
dies erstens jener Passus, der von der Gebietshoheit
über alle jene Gebiete des bisherigen Österreich
spricht, wobei ich und meine Gesinnungsgenossen es
bedauern, daß das Selbstbestimmungsrecht für das
deutsche Volk nicht auch auf das Gebiet der Gebiets¬
hoheit der ungarischen Krone ausgedehnt wurde.
(Zustimmung.)

Von diesen Gesichtspunkten aus wiederholen
auch wir die Frage, die den wesentlichen Inhalt

der Anschlußnote, die der Herr Referent vorgelesen
hat, bedeutet: In wessen Namen hat denn eigentlich
der Graf Andrássy seine Note abgeschickt? Im
Namen des deutschen Volkes hat Graf Andrássy
nichts zu erklären und nichts anzubieten. (Lebhafte
Zustimmung.) Wie das deutsche Volk über den
Ausgang des Krieges und das künftige Schicksal
der Deutschen in Österreich denkt, das hat es in der
Note, die ihm vorgelegt wurde, kundgegeben und
die berufenen Vertreter des deutschen Volkes werden
heute ihre Meinung durch die Abstimmung über
diese Note kundgeben. In unserem Namen hat also
niemand das Recht zu sprechen als wir selbst und
ich freue mich und begrüße es, konstatieren zu
können, daß unser Herr Präsident, als die Nachricht
von der Absicht, eine solche Note hinauszuschicken,
in den Kreisen des Vollzugsausschusses bekannt
wurde, sofort dem Herrn Grafen Andrássy ins
Gesicht auf das entschiedenste gegen die Äußerung
einer Willensmeinung in unserem Namen protestiert
hat. (Zustimmung.) Wir werden, geehrte Herren,
unsere Sachen auf der Friedenskonferenz selbst vertreten.
Wir werden trachten, mit den übrigen Nationalitäten
auf dem Boden des alten Österreich auf dem Weg
der Vereinbarung unsere Beziehungen zu ordnen.

Hohe Nationalversammlung! Ich glaube, daß
wir in diesem geschichtlichen Momente unserer
Brüder in Ungarn nicht vergessen dürfen und daß
wir in die Note unbedingt den Passus aufnehmen
müssen, daß das Selbftbestimmungsrecht auch für
unsere Brüder, für die Deutschen in Ungarn im
geschlossenen Gebiete, in Anspruch genommen wird.
(Beifall und Händeklatschen. — Heil!-Rufe.)

Ich gestatte mir daher den Antrag zu stellen,
daß an jener Stelle, wo es heißt: „Der neue
Staat beansprucht die Gebietshoheit über alle jene
Gebiete des bisherigen Österreich" eingesügt werden
soll: „und Ungarns".

Aber auch an einer weiteren Stelle sehe ich,
daß nationale Genossen von uns, die im öster¬
reichischen Staatsgebiete leben, nicht namentlich
genannt wurden. Ich erinnere an die Deutschen im
fernen Buchenlande. Sie sagen hier in Ihrer Note
(liest):

Wir werden im übrigen das Schicksal der Deutschen
in Österreich, soweit es die Gebietsgestaltung betrifft,
vertrauensvoll in die Hände der Friedenskonferenz
legen und wir bauen auf den Gerechtigkeitssinn der
Völker, die ihren eigenen Frieden und den Frieden
der ganzen Welt nicht durch ein Unrecht, das sie
dem deutschen Volk in Österreich und dem gesamten
übrigen deutschen Volk zufügen, gefährden werden.
Wie aber diese Friedenskonferenz immer ausgehen
möge, auf eines bauen wir felsenfest und unter
allen Umständen, auf die Kraft, auf den Freiheits-,
auf den geistigen Siegeswillen unseres eigenen
Volkes. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen. —
Redner wird beglückwünscht.)

„Der Vollzugsausschuß schlägt vor, alle Streit¬
fragen zwischen dem deutschösterreichischen Staate
einerseits und dem tschechischen und südslawischen
Staate andrerseits . . . ." Ich bitte, hier haben
Sie vergessen, daß die Deutschen im Buchenlande
in Verhandlungen mit dem rumänischen und dem
ruthenischen Nationalstaate treten müssen. Ich möchte
mir daher erlauben, auch hier den Antrag zu stellen,
nach dem Worte: „andrerseits" einzufügen: „sowie
mit allen anderen Nationalstaaten auf dem Boden,
der früheren Monarchie", wodurch wir unseren
Brüdern in der Bukowina gezeigt haben, daß wir
auf sie in dieser bedeutungsvollen Note nicht
vergessen haben und daß auf dem Friedenskongreß

Präsident Seitz: Ich wollte den Herrn
Redner nicht unterbrechen, muß aber jetzt bemerken,
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Ungarn bereits von Österreich abgetrennt und dazu
die Zustimmung der Krone gefunden, hat.

ihre Rechte durch den deutschen Nationalrat ver¬
treten werden sollen. (Zustimmung.)

Ich möchte ferner mit Entrüstung zurückweisen
die Bagatellisierung, welche das deutsche Volk in der
Note Andrássys an Wilson erfahren hat. Hier wird
von den Tschecho-Slowaken, von den Jugoslawen 
gesprochen, von den Deutschösterreichern aber, von
dem Grundpfeiler dieses Reiches, wird kein Wort
gesprochen. (Sehr richtig!)

Und nun, hohe Nationalversammlung, möchte
ich noch eines als den Wunsch meiner Partei hier
gegenüber dem hohen Präsidium und der National¬
versammlung zum Ausdruck bringen, das ist, daß
wir es als eine der ersten und unerläßlichsten Auf¬
gaben des Vollzugsausschusses halten, daß ehestms
das Hoheitsgebiet des deutschösterreichischen Staates
territorial in einem Gesetze festgelegt werde. (Zu¬
stimmung.) Ich glaube, daß dies notwendig ist,
weil wir damit die Grundlage für die Verwaltung
und die Grundlage für unsere Vertretung auf dem
Friedenskongreß schaffen werden. So sehr wir,
hochgeehrte Herren, die Selbstbestimmung auch den
anderen Nationen zuerkennen wollen, wie wir sie
für uns in Anspruch nehmen, so möchte ich doch
angesichts der alarmierenden Nachrichten, welche aus
den deutschen Gebieten der Sudetenländer bei uns
eintreffen, hier nachdrücklichst dagegen Verwahrung
einlegen, daß von der tschecho-slowakischen Regierung
der Versuch gemacht wird, deutsche Städtever-
waltungen zu brutalisieren und zu drangsalieren.
(Rufe: Iglau! Znaim!) Nach Mitteilungen, die uns
zugekommm sind, besteht die Absicht, auf die deutsche
Stadt Znaim zwangsweise einzuwirken, um dort die
deutsche Stadtverwaltung zu knechten und unter
das Diktat der tschecho-slowakischen Regierung zu
bringen. Ich möchte mir daher die Bitte an den
Vollzugsausschuß gestatten, mit allem Nachdruck und
raschestens alles vorzukehren, damit derartige Brutali¬
sierungen unter keinen Umständen Platz greifen
können.

Wir lehnen es ab, uns eine derartige Klassi¬
fizierung gefallen zu lassen, und wir erklären, daß
wir dieselbe unter keinen Umständen hinzunehmen
gewillt sind. Wir finden es für notwendig, daß von
uns fortgesetzt und nachdrücklichst darauf hingewiesen
wird, daß Graf Andrássy mit dem deutschen Volke
Österreichs, mit dem deutschösterreichischen Voll¬
zugsausschusse vor der Absendung der Note
keinerlei Fühlung genommen hat und daß wir daher
für diesen bedeutungslosen Fetzen keinerlei Verant¬
wortung übernehmen können.

Ich möchte mit allem Nachdrucke feststellen,
daß Wilson nach unserer Kenntnis niemals und
nirgendwo von einem Ansinnen an Österreich ge¬
sprochen, in dem Österreich aufgefordert worden
wäre, gesondert in Verhandlungen einzutreten. Wir
legen auf diese Feststellung großes Gewicht und
glauben, feststellen zu können, daß hier eine Fäl¬
schung seitens des Ministers Andrássy stattgefunden
hat. (Zustimmung.) 

Wir stellen fest, daß die Antwortnote Andrássys
an Wilson gegenüber dem Deutschen Reiche einen
ausgesprochenen Bündnisbruch bedeutet, den wir mit
Empörung auf das entschiedenste zurückweisen. Wenn
heute seitens des Herrn Ministerpräsidenten Lam¬
masch darauf hingewiesen wurde, daß die Note der
deutschen Reichsregierung — ich glaube, die Ziffern
schwanken zwischen 24 und 28 Stunden — zur
Kenntnis gebracht worden wäre, so sehen wir darin
gar keine Entkräftung und gar keine Entschuldigung.
Bei einem Bündnisse, das durch 50 Jahre bestan¬
den, das uns den Frieden Europas gesichert hat, bei
einem Waffenbunde von vier Jahren Weltkrieg, in
dem das Deutsche Reich für unseren Bestand ein¬
getreten ist, indem es mit seinen Armeen uns ge¬
schützt und zu Erfolgen geführt hat, finden wir es
vollständig unmöglich, dann zu sagen, daß man es
bei einem derartigen bedeutungsvollen Schritte ge¬
nügend finde, hiervon die deutsche Reichsregierung
zu verständigen, ohne die Antwort derselben abzu-
warten und ohne das Einvernehmen mit ihr fest-
gestellt zu haben. (Zustimmung.)

Nach Mitteilungen, die uns zugekommen sind,
sind auch zahlreiche deutsche Beamte in den Sudeten¬
ländern durch die Maßnahmen der tschecho-slowaki¬
schen Regierung brotlos geworden. Ich möchte hier
dem Wunsche Ausdruck geben, daß alles vorgekehrt
werde, um diese Volksgenossen raschestens wieder in
gesicherte Stellungen zu übernehmen, wozu wir ja
hier in Wien genügend Gelegenheit haben, weil wir
in unseren Zentralstellen genügend Persönlichkeiten
zum Austausche zur Verfügung haben. (Beifall. —
Abgeordneter Iro: In den Zentralstellen großes
Reinemachen!)

Hohe Nationalversammlung! Mit wenigen
Worten möchte ich, um die Zeit der hohen National¬
versammlung nicht zu lange in Anspruch zu nehmen,
mich aber doch auch mit der Note des Herrn
Ministers Andrássy an den Präsidenten Wilson be¬
schäftigen. Hohe Nationalversammlung! Ich möchte der

Meinung Ausdruck geben, daß das deutsche Volk
Österreichs an einen Wendepunkt seines Schicksals
für alle Zeiten getreten ist. Wenn das gelingt, was
England zu beabsichtigen scheint, die Deutschen
Österreichs in eine Donauföderation hineinzudrängen

Ich möchte zunächst gleich meinem geehrten
Herrn Vorredner mit der schärfsten Zurückweisung
feststellen, daß Andrássy keinerlei Legitimation be¬
sessen hat und besitzt, im Namen der Deutschen
Österreichs zu sprechen, um so weniger, als sich ja
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und ein mitteleuropäisches Portugal aus dieser
Donauföderation zu machen, laufen die Deutschen
Österreichs Gefahr, für alle Zeiten vom übrigen

Deutschtum Europas abgesprengt und entnationalisiert zu
werden. Wir lehnen daher den Gedanken der Föde¬
ration, den Gedanken des Bundesstaates mit aller
Entschiedenheit ab und sehen die Zukunft des
deutschen Volkes und des deutschösterreichischen
Staates nur im Anschlusse an das Deutsche Reich.
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen. — Heil!-
Rufe!)

durch unseren neuernannten Minister — ich weiß
nicht mehr, was er ist, Ministerpräsident, aber wessen
Ministerpräsident er ist, das weiß man nicht —
gefunden hat. Diese Unterstützung, die Andrássy
dadurch gefunden hat, ist eigentlich schon durch die
Ernennung Lammasch', durch die Auswahl seiner
Person gegeben. Denn es ist geradezu ein Faust¬
schlag in das Gesicht der Deutschen, es ist eine
Gegenkundgebung gegen das Selbstbestimmungsrecht
der Deutschen in Österreich und gegen die Gründung
eines deutschen Nationalstaates, dem man dann auch
das Selbstbestimmungsrecht bezüglich der Wahl seines
Verhältnisses zu den anderen Nationalstaaten Öster¬
reichs überlassen muß, es ist eine Feindseligkeit, ein
Faustschlag gegen uns, daß man in dieser Zeit zum
Ministerpräsidenten — also eigentlich zum Liqui¬
dierungsminister, denn einen anderen Zweck kann er
nicht mehr haben — einen Mann bestimmt hat,
dessen ganzes politisches Vorleben, dessen Wesenheit
ihn zu einem Feinde derjenigen Stellung der
Deutschen in diesem ehemaligen Donaustaate macht,
welche wir uns wählen müssen, wenn wir das
Selbstbestimmungsrecht in vernünftiger und national
richtiger Weise zur Anwendung bringen.

Hohe Nationalversammlung! Wir Deutschen
Österreichs machen diesen Bündnisbruch unter keinen
Umständen mit, weil wir den Ehrenschild Deutsch¬
österreichs niemals und von niemandem beschmutzen
lassen und in deutscher Treue zu unseren Brüdern
im Deutschen Reiche, gerade wenn sie in der Not
sind, unentwegt stehen werden. (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen.)

Aus diesem Grunde schließe ich, verehrte
Herren, mit dem Gelöbnis, das Sie alle gewiß
mit mir ablegen werden, mit dem Gedanken des
alten deutschen Liedes: Wir wollen das Wort nicht
brechen, nicht Buben werden gleich, wir stehen und
wir fallen mit unsern deutschen Brüdern im Reich.
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Die Ernennung des Hofrates Lammasch zum
Ministerpräsidenten kann nicht ohne Erwiderung
bleiben. Die Erwiderung an der Stelle, wo man
ihm hätte sofort Vorhalten können, daß er eigentlich
gar keine Existenzberechtigung als Ministerpräsident
in Österreich hat ist uns unmöglich gemacht worden,
weil er an diesem Orte nicht vor uns trat. Er hat
heute im Parlamente drüben, im alten Reichsparla¬
mente, in einer Obmännerkonferenz eine kleine Stil¬
probe abgelegt und hat uns einige Sätze vorgelesen,
die sein Vorgänger und Vorvorgänger gerade so
gut hätte vorlesen können. Es waren nichts als die
alten Stilübungen eines österreichischen Minister¬
präsidenten. Er ist uns an der Stelle ausgekniffen,
wo man mit ihm hätte deutsch reden können; und
mit dem Manne muß man gehörig und eindringlich
deutsch reden, so laut deutsch, daß es auch von den¬
jenigen gehört wird, die noch hinter ihm stehen.
Deswegen müssen wir hier die Gelegenheit wahr¬
nehmen, und nur zu diesem Zwecke habe ich mich
zum Worte gemeldet. Es muß hier von den Deutschen
nicht nur theoretisch und ruhig und akademisch die
Mitschuld, das Mitschuldigsein an dieser Beantwor¬
tung der Wilsonschen Note abgelehnt werden; nein,
wir müssen auch erklären, daß wir diese Art der
Beantwortung verabscheuen, daß wir es für einen
Treubruch niederträchtigster Art halten, daß Öster¬
reich kurz vor dem Friedenschlusse sich von Deutsch¬
land trennt, nachdem man es ruhig hingenommen
hat, daß Deutschland uns in unzähligen Fällen aus
der fürchterlichsten Not herausgehauen hat, nachdem
man es ruhig ohne Dank und Anerkennung hin-
genommen hat, daß dieses Deutschland seine Helden-

Präsident Seitz: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Wolf.

Abgeordneter Wolf: Hohe Nationalversamm¬
lung! Die Vorlage, die uns hier unterbreitet worden
ist, die Beantwortung der Wilsonschen Note, ist das
Ergebnis eines Kompromisses, einer Abmachung
zwischen den Parteien und hat die Vorzüge und
die Fehler jedes Kompromisses. Ich glaube, wir
könnten diese Note glatt annehmen und hätten nicht
Ursache, etwas viel Wichtigeres, was uns noch zu
tun übrig bleibt, durch eine wenn auch ganz kurze
Wechselrede aufzuhalten, wenn nicht in jüngster Zeit
etwas dazu gekommen wäre. Das Wichtige, das
nach meiner Meinung nicht aufgehalten werden darf,
ist, daß wir aufhören, ein Debattierklub zu sein,
und daß wir uns endlich der Exekutive bemächtigen.
Denn sonst können Sie Noten beraten, wie Sie
wollen, und Sie können in die äußeren und inneren
Dinge dreinreden, solange Sie nicht die Macht
haben, Ihre Meinung durchzusetzen, solange Sie
nicht die Macht haben, eine in Fäulnis ausgeartete
Regierung wegzujagen und sich mit voller Kraft an
ihre Stelle zu setzen, solange ist das zweckloses
Gerede und Zeitvergeudung.

Das, was neu hinzugekommen ist, um die
Sache und ihre Beurteilung etwas zu komplizieren

oder unsrerseits eine andere Stellungnahme noch
notwendig zu machen, das ist die Unterstützung,
welche das Auftreten des Ministers des Auswärtigen 
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söhne für Österreich verbluten ließ. Wir werden
hier mit aller Deutlichkeit — und das ist die Er¬
gänzung dieser Vorlage, die uns hier unterbreitet
worden ist — erklären müssen, daß wir diese Hal¬
tung verabscheuen, daß wir uns mit Ekel davon
wenden; und da uns nach dem Selbstbestimmungs-
rechte doch noch die Wahl der Staatsform und,
falls wir uns für die konstitutionelle, monarchische
Regierungsform entscheiden, auch noch die Wahl der
Dynastie und des Herrschers bevorsteht und obliegt,
so darf ich wohl behaupten, daß Graf Andrássy
oder der Ministerpräsident Lammasch schlechte
Agitatoren für die monarchische Staatsform und
noch schlechtere für die Dynastie Habsburg gewesen
sind. Ich glaube, der allerbest bezahlte oder, weil
ich ideal denkende Leute nicht kränken will, sagen
wir, der allerfeurigste und begeistertste Agitator für
die republikanische Staatsform hätte für diese
Staatsform nicht besser agitieren können als Graf
Andrássy und Ministerpräsident Lammasch es getan
haben.

Zum Worte sind noch gemeldet die Herren
Abgeordneten Dr. Steinwender, Miklas, Glöckel,
Teufel, Volkert, Reumann, Hartl, Dr. Hei¬
linger, Zenker, Starck, Polke, Skaret, Hille¬
brand.

Ich bitte, einen Generalredner zu wählen.
(Rufe: Verzichten!) Verzichten alle Herren? (Rufe:
Ja!) Sämtliche Herren verzichten.

Ich erteile dem Herrn Referenten das Schluß¬
wort.

Berichterstatter Dr. Sylvester: Hohes Haus!
Mit großer Freude habe ich von allen Rednern
vernommen, haß sie sich für die Anträge des Voll¬
zugsausschusses ausgesprochen haben. Jedes Wort
wäre überflüssig, das ich zu den Reden noch hinzu-
fügte.

Es sind aber zwei Anträge vom Herrn
Abgeordneten Freiherrn v. Pantz eingebracht worden,
über die ich mich noch zu äußern habe. Es ist
selbstverständlich, daß ich ihren Inhalt mit größter
Wärme und Freude gelesen habe und daß ich den
Deutschen in Ungarn die größten Sympathien ent-
gegenbringe. Trotzdem muß ich mich aus rein
formellen Gründen dagegen aussprechen, daß über
diese beiden Anträge heute abgestimmt wird. Es ist
gleich anfangs bei den parlamentarischen Verhand¬
lungen der Standpunkt eingenommen worden, daß
alle Anträge, die hier eingebracht werden, zur Vor¬
beratung dem Vollzugsausschüsse zugewiesen werden
sollen. Ich sehe mich daher veranlaßt, zu bean¬
tragen, daß die Antwortnote an den Präsidenten
Wilson angenommen, daß der Protestbeschluß gleich¬
falls angenommen wird, daß aber die beiden An¬
träge des Freiherrn v. Pantz dem Vollzugsausschusse
zur Durchberatung zugewiesen werden. (Widerspruch
und Zwischenrufe.)

Und niemand, der die Geschichte der Habs-
burger ganz genau bis ins kleinste kennt, hätte mit
Argumenten aus der Weltgeschichte gegen die Habs¬
burger so Stimmung machen können, als es jetzt
Graf Andrássy und Hofrat Lammasch getan haben.

Nun, meine Herren, auch das was ich hier
sage, sind nur Worte, Worte, die man schön oder

auch nicht schön finden kann, Worte in der Debatte,
und die Debatte möchte ich um keinen Preis ver¬
längern, denn wir müssen so rasch als möglich zum
Notwendigsten schreiten, was wir zu tun haben, uns
eine Verfassung geben, uns eine Regierung einsetzen.
Und diese Regierung muß den alten Mist wegfegen,
muß dort Wandel schaffen, wo man sich bisher noch
anmaßt, etwas zu regieren, was nicht besteht, sie
muß ihre eigene Kraft an die Stelle der Fäulnis
aus der alten Zeit setzen. Darum schließe ich mit
dem dringenden Wunsche, daß wir je eher je besser
dazu kommen mögen, durch eine eigene Regierung
die Scheinregierung zu ersetzen, an deren Spitze
Hofrat Lammasch steht. (Lebhafter Beifall und
Händeklatschen.)

Dasselbe, was ich über die Anträge Pantz
gesagt habe, gilt auch von den Anträgen des Herrn
Abgeordneten Dr. Heilinger. Ich möchte in dieser
Beziehung gleich bei der ersten parlamentarischen
Beratung im hohen Hause den Standpunkt fest-
gehalten sehen, daß solche Anträge dem Vollzugs¬
ausschusse zur Durchberatung zugewiesen werden.Präsident Dr. Dinghofer: Zu einem for¬

malen Antrage hat sich der Herr Abgeordnete
Dr. Jerzabek zum Worte gemeldet; ich erteile
ihm das Wort.

Abgeordneter Teufel: Ich bitte um das
Wort zur Geschäftsbehandlung.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
Herrn Abgeordneten Teufel das Wort.

Abgeordneter Dr. Jerzabek: Ich beantrage
Schluß der Debatte. (Beifall.)

Abgeordneter Teufel: Der Antrag des Herrn
Dr. Sylvester ist ja absolut nicht geschäfts-
ordnungsmäßig. Man kann nicht sagen, der Antrag
Pantz soll dem Vollzugsausschusse überwiesen wer¬
den. Es hat doch gar keinen Sinn, den Antrag

Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Abge¬
ordnete Dr. Jerzabek beantragt Schluß der De¬
batte. Ich bitte die Herren, welche diesem Antrage
zustimmen, sich zu Erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen.

4
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nachträglich zu behandeln, nachdem die Note an
Wilson bereits abgegangen ist. Man kann verstehen,
wenn die Ablehnung des Antrages verlangt wird,
nicht aber wenn man verlangt, ihn der geschäfts¬
ordnungsmäßigen' Behandlung zuznsühren und die
Note an Wilson einfach wegzuschicken? Ich erhebe
daher gegen diesen Antrag des Herrn Bericht¬
erstatters, da er keinen Sinn hat, Einspruch.

Es wurden ferner Zusatzanträge gestellt. Der
Herr Abgeordnete Freiherr v. Pantz beantragt, daß
in der Note an Wilson nach den Worten: „des-
bisherigen Österreich" einzusetzen sei: „und Ungarns"^
und daß nach den Worten: „und bem südslawischen ,,
Staate andrerseits" ernzufügen sei: „sowie mit allen
anderen Nationalstaaten auf dem Boden der früheren
österreichisch-ungarischen Monarchie".

Der Herr Referent beantragt die Rückver-
weisung dieser Anträge an den Vollzugsausschuß/Abgeordneter Dr. Heilinger: Ich bitte urn

das Wort zur Geschäftsbehandlung.
Ich bitte die Herren, welche diesen! Rückver--

weisungsantrage zustimmen, sitzen zu bleiben.
(Geschieht.) Angenommen. '(Zwischenrufe. —
Abgeordneter Teufel: Dü: Denisehen Ungarns werden

sich bedanken! Da wird, der Verrat schon, statuiert
in der ersten deutschen Xafionahersamwhing!)

Meine Herren! Sie sind vollkommen im Irrtum,
es kann ja bereits morgen wieder — da morgen
Sitzung ist — der Antrag angenommen oder nicht
angenonrmen werden. (Lebhafte Zwischenrufe)

Präsident Dr. Dinghofer: Herr Abge¬
ordneter Dr. Heilinger hat das Wort.

Abgeordneter Dr. Heilinger: Hohes Haus!
Ich habe mir erlaubt, dem. hohen Hause namens
des Deutschen Volksrätes für Österreich eine Reso¬
lution vorzuschlagen. Ich bitte beu Herrn Vorsitzen¬
den, sie zu verlesen. Der Deutsche Volksrat wird
gewiß soviel wert sein, daß man seine Enunziation
verliest. (Rufe: Die Debatte ist ja geschlossen!) Ich
habe sie ja schon früher überreicht. Das Recht hat
man noch nach der Geschäftsordnung, daß Anträge,
wenn man zum Worte gemeldet war, mindestens
verlesen werden.

Es liegt ferner eine Entschließung' des Herrn
Abgeordneten Dr. Heilinger vor, welche lautet
(liest):

„Beschlußantrag des Abgeordneten Dr.
Heilinger im Namen des Deutschen Bolksrntes für
Österreich.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich werde selbst¬
verständlich Ihre Entschließung verlesen, weil ich sic
ja zur Abstimmung bringet! muß, da Sie sie ja
sofort nach Schluß der Debatte überreicht haben.
(Abgeordneter Starck will einen Antrag über¬

reichen.) Das ist nicht mehr möglich, nachdem
bereits der Berichterstatter gesprochen hat. Nach
Schluß der Debatte können Anträge noch überreicht
werden, nach dem Schlußworte des Berichterstatters
aber nicht mehr.

In Vertretung des ungar-ländischen Deutsch¬
tums, das einer eigenen politische?! Vertretung ent¬
behrt, fordern wir auch für dieses das freie Selbst-
bestimmungsrecht einschließlich des Rechtes der
Bewohner der westungarischen Komitate Eisenburg,
Wieselburg, Ödenburg und der Stadt Preßburg,
die einen Teil des geschlossenen deutschen Sprach¬
gebietes bilden, sich für den Anschluß an den deutsch-
österreichischen Staat zu entscheiden."

Der'Herr Referent hat beantragt, auch diese-
Entschließung an den Vollzugsausschuß zurückzu¬
verweisen. Ich bitte'die Herren, die für die Rück¬
verweisung sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Abgeordneter Iro: Ich bitte unr das Wort
zur Geschäftsbehandlung.

Präsident Dr. Dinghofer: Herr Abgeord¬
neter Iro hat das Wort. Wir kommen zum nächsten Gegenstände der

Tagesordnung: Beschlußfassung über die grund¬
legenden Einrichtungen der Staatsgewalt.Abgeordneter Iro: Hohe Versammlung! Ich

möchte beantragen, daß die Zusatznote, welche die
Ziffern der ursprünglichen Note berichtigt, nicht
abgesendet werde, sondern daß die richtigen Ziffern
in die Hauptnote an Wilson hineingenommen werden.

Jch bitte Herrn Abgeordneten Dr. Renner, die- j
Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Dr. Renner: Hohe National¬
versammlung ! Im Augenblicke eines beispiellosen
Zusammenbruches, inmitten der größten weltgeschicht¬
lichen Entscheidungen, die auch die Entscheidungen
über unser eigenes Los sein werden, und zugleich
inmitten der größten Not des Volkes sind wir ge¬
zwungen, Verfaffungsgesetze auszuarbeiten und vorzü-
legen und der Einwand, liegt nahe, daß der

(Rufe: Das ist selbstverständlich!)

Präsident Dr. Dinghofer: Wir stimmen
zunächst über den Antrag des Herrn Referenten ab.
Ich bitte die Herren, die für ihn sind, sich zu er¬
heben. (Geschieht.) Ich konstatiere die einstimmige
Annahme.
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Vollzugsausschuß und die Nationalversammlung sich
nicht ausschließlich mit dem befassen, was für das
Volk zur Stunde das Wichtigste ist. Aber, meine
Herren, wir haben in dein Kriege erfahren, daß Ver-
fassungscinrichtungcn von der größten rückwirkenden
Bedeutung sind fiir das tägliche Leben .des Bürgers.
Wir haben erfahren, daß man hungern kann ver¬
möge einer Verfassung — ich weise nur hin auf
das Verhältnis Österreichs zu Ungarn — und wir
haben erfahren, daß schlechte Verfassungseinrichtnngen
die Bürger an Leib und Leben bedrohen können.
Wir müssen uns eine Verfassung geben, wir müssen
die Rechtsgrundlagen unserer Tätigkeit ziehen, damit
wir vorweg in unseren: neuen Staate geschützt sind
vor jeder rechtlichen Willkür, die sich ja in letzter
Linie ansdrückt in unserer Bedrängnis in bezug ans
Leib und Leben.

allgemeine, gleiche Wahlrecht gewählte Volksver¬
tretung zunächst die nächste gegebene Verkörperung
des Volkswillens ist, und das ist im § 1 ausge¬
sprochen (liest):

„Vorbehaltlich der Beschlüsse, der konstituieren¬
den Nationalversammlung wird einstweilen die oberste
Gewalt des Staates Deutschösterrcich durch die auf
Grund des gleichen Wahlrechtes aller Bürger ge¬
wählte provisorische Nationalversammlung ausgeübt.''

Diese oberste Gewalt steht der Nationalver¬
sammlung nicht zu, sondern, sie ist durch sie aus¬
geübt. Gedacht ist, daß die. Volksmassen selbst, die
dieses Haus gewählt haben und in Hinkunft das
Parlament wählen werden, daß das Volk selbst der
Sitz und der Träger aller Gewalt in: Staate sein
soll. Wenn nun die Nationalversanirnlung die volle
Gewalt selbst besitzt, so übt sie davon doch nur
einen Teil selbst aus, und zwar die gesetzgebende
Gewalt. Diese behält sich die Nationalversammlung
vor und überträgt nach § 3 die Rcgierungs- und
Voüzugsgewalt — natürlich vorbehaltlich der Kon¬
trolle — einem sclbstgewählten Vollzugsausschuß.
Dieser Vollzugsausschuß führt den Namen eines
Staatsrates. Der Vollzugsausschuß hat nun die
Beschlüsse der provisorischen Nationalversammlung
durchzuführen.

Es ist ein Versassnngsentwurs, >den Ihnen der
Vollzugsausschuß vorlegt. Allerdings bringt er nur
ein Stück einer Verfassung. Es ist keine Ver-
saffungsurkunde, welche in: einzelnen alle Elemente
der staatlichen Ordnung aufzeigt, es ist' nicht eine
Derfassungsurknnde, die genau das Gebiet beschreibt,
das darauf lebende Volk, die Abgrenzung des Ge¬
bietes, die Staatsbürgerschaft, die staatsbürgerlichen
Rechte, den Aufbau der gesetzgebenden, vollziehenden
und richterlichen Gewalt. All das mußten wir zurück-
stellen, weil wir zunächst als eine provisorische
Nationälversannnümg die ersten notwendigen Schritte
tun mußten, um eine öffentliche Gewalt in unseren:
Lande einzurichten, nachdem die bisherige öffentliche
Gewalt nach außen und nach. innen, in Fragen der
Politik, wie in Fragen der Vvlkseruährung voll¬
ständig znsommengebrochcn ist. Wir sind über Nacht
aus einmal ein Volk ohne Staat geworden. Die¬
jenigen, die unsere Mitbürger waren, haben aufge¬
hört, es zu sein, diejenigen, die die Behörden waren
über Deutsche, Tschechen, Polen und andere Völker,
haben aufgehört, ihr gesetzliches Mandat über diese
Völker ausüben zu können. Jedes Volk hat sein
Recht auf Selbstbestimmung in Anspruch gcnonuucn,
und so ist' auch für uns nichts anderes übrig ge¬
blieben, als von den: unveräußerlichen und miver-
jährbaren Rechte eines Volkes Gebrauch zu machen,
sich seine eigenen staatsrechtlichen Einrichtungen zu
schaffen.

Nach geläufigen Begriffen wäre also der Voll¬
zugsausschuß oder Staatsrat die Regierung. Dieser
Gesichrspuntt wurde nicht gewählt. Der Vollzugs¬
ausschuß selbst ist nicht die Regierung im vollen
Sinne des Wortes, sondern hier ist eine charakteri¬
stische und spezifische Teilung vorgenommen worden.
Diese besteht darin, daß der Vollzugsausschuß —
um im Sinne der konstitutionellen Doktrin zu
sprechen — mitten drinnen steht zwischen der Ge¬
setzgebung und der Vollziehung, zwischen der Ge¬
setzgebung und der Verwaltung. Der Vollzugsaus¬
schuß hat gleichsam eine vermittelnde Gewalt
zwischen der Gesetzgebung und der Regierung in:
eigentlichen Sinne. Der Vollzugsausschuß wird die
Gesetzesvorlagen, die in der Nationalversammlung
einzubringen sind, vorberaten. Damit ist die
Nationalversammlung und das Volk schon davor
geschützt, vor Vorlagen zu stehen, die der National¬
versammlung und der Nation ganz unerwünscht und
unvertraut sind. Der Vollzugsausschuß wird die
Beschlüsse der Nationalversammlung aus deren
Händen übernehmen. Diese Beschlüsse werden nicht
den Marterweg in ein Herrenhaus zu gehen haben,
diese Beschlüsse werden auch nicht einem umständ¬
lichen Sankttonsversahren zu unterziehen sein, sondern
der Vollzugsausschuß hat einfach die Beschlüsse der
Nationalversammlung zu beurkunden und diese be¬
urkundeten Beschlüsse dann kundzumachen, worauf sie
für die Staatsbürger verbindlich und.

Was nun die Vorlage bringt, ist gleichsam ein
Notdach, die erste Aufrichtung einer öffentlichen
"Gewalt. Über die Staatsform ist kaum ein Wort
ausdrücklich gesprochen. Das Wesen dieses Staates
ist mit keiner charakteristischen Bezeichnung belegt.
Wir sprechen darin nicht von Monarchie und nicht
von Demokratie und nicht von Republik/ Wir können
es vielleicht. den Staatsrechtsgelehrten überlassen,
hinterher das zu erläutern, was unsere Verfassung
enthält. Der Vollzugsausschuß ist dabei von dem
einfachen Gedanken ausgegangen, daß die durch das

Der Vollzugsausschuß oder Sraatsrat hat aber
noch eine weitere Funktion und darin ist eine
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fundamentale Unterscheidung zwischen unserer bis¬
herigen Einrichtung der Vollzugsgcwalt und der
künftigen getroffen. Der Staatsrat oder der Voll¬
zugsausschuß der Nationalversammlung übt jene er¬
gänzende Gesetzgebung aus, die bisher die Re¬
gierungen in »den Vollzugsverordnungen gehandhabt
haben. Die Regierungen haben die Staatsbürger
des alten Staates der im Reichsrate vertretenen
Königreiche und Länder des öfteren durch Vollzugs-
verordnuugen überrascht, die oft wesentlich anderes
enthalten haben, als die im Parlamente in ihrem
Untertanenverstandc sich einbildeten, beschlossen zu
haben. Die Berordnungsgewalt, die Gewalt, aus
Grund von Gesetzen, allgemeine, den Staat ver¬
bindende Durchführungsverordnungen zu .erlassen,
wird also der Regierung entzogen und dem von
der.Nationalversammlung selbst -aus ihrer Mitte
eingesetzten Staatsrate übertragen. Das ist die eine
fundamentale Änderung in bezug auf die Ordnung
unserer öffentlichen Angelegenheiten.

ratcs in bezug auf die Durchführungsverordnungen
und Dienstesanweisungen mittun. - Dagegen ist die
unmittelbare Verwaltungstat der reinen Regierung '
Vorbehalten, nach dem alten Grundsätze jeder Staats-
vrdnung, daß Beraten-, die Sache vieler, Handeln
aber die Sache einzelner ist. Der Rat gehört der
großen Zahl, die Tat gehört dem Einzelnen. Es
soll also der einzelne Verwalter auf Grund der !
ihm gegebenen Anweisungen' in der Verwaltung
unbehindert.sein und es ist selbstverständlich, daß,
bis Ivir zu dem normalen Laufe der Dinge kommen,
die eigentlich verwaltende Regierung im Interesse
der Einheit und Geschlossenheit der Verwaltung eine
Verwaltung der parlamentarischen Mehrheit sein
wird und sein soll.

Allerdings besteht im Kreise des bisherige»
Vollzugsausschusses kein Zweifel darüber, und es
sei mir auch gestattet, ein Wort dazu zu. sagen, daß
die Staatsgeschäfte, solang wir in einem solchen !
labilen Zustande sind, geführt werden müssen ein- j
trächtig (Sehr richtig!) auch von allen großen !
Klassen des Staates, die jetzt das ernste Bedürfnis !

Die andere besteht darin, daß der Staatsrat
von dem, was heute in der Machtfülle der Re¬
gierung lag, sich ein Stück Vorbehalt. Bisher haben
nämlich auf Grund der beschlossenen Gesetze die
Regierungen, die Ministerien, auch alle erforderlichen
Dienstesanweisungen allgemeiner Natur an die unter¬
geordneten Behörden erlassen. Diese Dienstesan-
weisungen an die Unterbehörden waren eine weitere
Quelle der Verfälschung des Gesetzeswillens, denn
manches, was das Gesetz verordnet, was auch die
Vollzugsvorschrift noch vorgesehen hat, hat eine
Dienstesanweisung der Vorgesetzten Behörde an die
untergeordnete Behörde aus der Welt geschafft.

haben, über dem Haupte ein Dach und im Hause :
wieder einen Herd zu haben (Sehr ricktig!)/ die
gezwungen sind, die notwendigsten und elementarsten '
Bedürfnisse des sozialen Zusammenlebens, ja des !
menschlichen, physischen Lebens überhaupt, sicher-
zuftellen, bevor die großen politischen Fragen der
Weltanschauung ansgetragen werden können. -

So ist man sich darüber' klar, daß urnn !
auch, in die eigentliche Regierung Vertreter aller
Parteien wird entsenden müssen, und daß es
nötig sein wird, so lange, bis die staatliche -Ord¬
nung eingerichtet und nach allen Richtungen sicher¬
gestellt ist, beisamnienzubleibcn. Und ich meine
schon, daß darin in Zukunft auch die glückliche
Zusammensetzung unseres Präsidimns ein Vorbild
sein soll. Es ist nicht mit Absicht geschehen, es ist -
von selber gekommen, daß die drei großen Klassen:
Bürger, Bauer und Arbeiter sich zusammengetan
und in einem vorlänsigen Waffenstillstände versucht
haben, das sinkende Schiss des Gemeinschaftslebens
noch aufrecht zu erhalten. Dabei weiß jeder von
uns, daß es wohl eine hohe geschichtliche Ehre,

Ter Staatsrat wird an der Verwaltung in
der Fvrnl teilnehmen, daß er der Regierung ent¬
sprechende Dienstesanweisnngen geben wird, derart,
daß die künftig vorn Staatsrate einzusetzenden
Regierungen durchaus nicht mehr dieselben Attribute
der Gewalt haben werden wie die bisherigen. Wir
werden es mit Regierungen zu tun haben, die im
strengsten Sinne des Wortes bloße Verwalter sein
sollen/ Verwalter auf Grund der Gesetze und der
vom Stäatsrate ausgearbeiteten Durchführungsvor¬
schriften und Dienstesanweisnngen. Der Begriff der
Regierung wird also eine entsprechende Herab-.
Minderung erfahren. aber für den Augenblick kein dankenswertes Werk

ist, überaus verantwortlich und vor allem andern
ungewiß inr Erfolge: denn das wissen wir alle iEin mittelndes Organ ist also eingefchoben

zwischen Gesetzgebung und Verwaltung, und das ist
der Staatsrat. Es ist aber vorgesorgt, daß dieser
Staatsrat nicht eine bloße Mehrheitsbildung sein
kann, sondern von der Volksvertretung aus geht
die Wahl des Vollzugsausschusses oder Staatsrares
in der Form vor sich, daß auch- hie Minderheiten
verhältnismäßig vertreten sind. Es werden also die
Minderheiten unter allen Umständen bis zu einem
gewissen Grade mitregieren, indem sie an den ent¬
scheidenden allgemeinen Entschließungen des Staats-

noch heute nicht, ob es gelingen wird, aus dem,
Zusammenbruche die primitivsten Grundlagen des j
Gemeinschaftsleben zu retten oder nicht. >

Nun sind wir daran gegangen, uns eine sehr
einfache Ordnung herzustellen. Ich möchte, nachdem
ich festgestellt habe, wie der ganze Aufbau der
Gewalten geordnet ist, betonen,. daß es noch nicht
möglich war, hier ein Wort über die -richterliche '
Gewalt zu sprechen, daß es auch noch nicht möglich
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war, über die Ordnung, Regelung und ■ Organi¬
sierung der bewaffneten Macht etwas zu sprechen.

(Zusthnmung.) Wir werden also auch' hier wahr¬
scheinlich nach einiger Zeit nachbeffern muffen.

, Wir sind von so viel. Ausgaben bedrängt, daß wir
die rechtlich konstitut-iven Ausgaben gleichsam nur
als Zwischenspiel der dringendsten Verfügungen er¬
füllen können. Aber die Nationalversammlung wird
in der nächsten Zeit auch über diese Gegenstände
beraten und Beschluß fassen müssen. Por allem
anderen wird in der nächsten Zeit — sehr bald
— von der Nationalversammlung ein weiteres
Gesetz über eine grundlegende Einrichtung unseres
Staates beschlossen werden müssen, das die Gebiets¬
fragen regelt. Welches Gebiet gehört uns, auf
welches Gebiet erheben wir einen Anspruch, welches
stellen wir etwa der Abgrenzung durch den Friedens¬
kongreß anheim? Wir werden die staatsbürgerlichen
Grundrechte neu sichern müssen, denn sie sind in
den ersten Kriegsjahren vollständig untergcgangen.
Wir werden weiters ein kurzes Gesetz über die richterliche
Gewalt beschließen müssen. Wir werden endlich ein
Gesetz über die bewaffnete Macht erlassen muffen.
Wie dringend notwendig das ist, mögen Sie daraus
erkennen, daß in der Bevölkerung selbst der lebhafte
Ruf nach Organisierung von Bürgergarden und
Nationalgarden erschallt. Das Bedürfnis,ist dringend
und wir dürfen uns dadurch nicht überholen lassen.

Wir haben, um dem Entwurf den vollen
Ernst zu verleihen, ausgesprochen, daß die Staats¬
sekretäre, die unsere Regierung bilden werden, nach
dem Ministcrverantwortlichkeitc-gcsetz verantwortlich
sind. Allerdings stand uns nicht die Möglichkeit
offen, so rasch einen Staatsgerichtshof mit allen
Garantien der richterlichen Unparteilichkeit und
Objektivität zu schaffen. Wir haben vorläufig mit
dieser Funktion einen zwanzigglicdrigen Ausschuß
duffes Hauses betraut. Der Vollzugsausschuß ist sich
völlig klar darüber, daß hier.ein Mangel vorliegt,
aber ein Mangel, der sich im Augenblick moch nicht
beheben läßt. Wir werden später und in nicht allzu
später Zeit darauf zurückkommen mib an Stelle
eines Staatsgerichtshvfes einen solchen Versassnngs-
gerichtshos berufen, der nicht nur zum Schutz der
einzelnen Bürger in ihren Rechten, sondern auch zum
Schutz der staatlichen Einrichtungen, zum Schutz der
Wahlsreiheit, zum Schutz unseres öffentlichen Rechtes
dienen soll. Es ist daS alles nur ein Provisoriuni
und ich bitte insbesondere die Öffentlichkeit der
Juristen, sich über diesen Punkt zu beruhigen.

Nun stand allerdings eine Schwierigkeit in
der Einrichtung der Ministerien vor uns. Wir haben
den Grundsatz ausgenommen, daß die ’ Kompetenz
und Einrichtung der Ministerien, die in Hinkunft
Staatsämter heißen' sollen, Sache der Gesetzgebung
ist, nicht der Willkür der Exekutive. Es können also
Staatsämter nur errichtet werden durch Beschluß
der Nationalversammlung. Gerne hatten wir die
hohe Zahl der Staätsämter, die mir besitzen, ver¬
ringert. Wir haben auch diesen Gedanken im § 12 zum.
Ausdruck gebracht, wo es heißt (liest): „Bis. aus
weiteres, bis die Nationalversammlung die Zahl
der Staatsämter verringert und deren Aufträge und
Vollmachten neu regelt, wird Auftrag und Vollmacht
jedes Staatssekretärs und Staatsamtes vorläufig

Jedenfalls muß heute schon etwas ausgesprochen
werden, was in einem Antrag, der im Schoß des
Vollzugsausschusses erwogen und hier zur Beschluß¬
fassung eingebracht worden ist, gesagt wird. Der
Vollzugsausschuß empfiehlt ' Ihnen, als zweiten
Antrag zu beschließen (liest):

„Der Vollzugsausschuß hat kundzmuachcn, daß
die Organisation der bewaffneten Macht ausschließ¬
lich Aufgabe der Staatsgewalt ist" (.Beifall) —
selbstverständlich der Staatsgewalt von Deutschöster¬
reich — „und daß daher kein Privater das Recht
besitzt, Nationalgarden zu bilden oder zu ihrer
Bildung anfzurnfen. Insoweit Landesregierungen
oder Gemeindevorstehungen aus Gründen der öffent¬
lichen Sicherheit Bürgergarden aufznstellen beab¬
sichtigen, haben sie unter Vorlage des Organisations-
staruts die Genehmigung des Staatsrates einzn-
holen." .

— vvrbehaltlich der im § 13 getroffenen Änderungen
— nach Umfang und Grenzen ebenso festgestellt,
wie die derzeitige Zuständigkeit der für die im Reichs-
rate vertretenen Königreiche und Länder bestehenden
.Ministerien."

Ich bitte Sic, im Namen des Vollzngsaus-
schusses auch diesen Antrag anznnehmen.

Deshalb sind wir sehr gegen den Willen jedes
einzelnen Mitgliedes des VollzutzoaüSschusses ge¬
zwungen gewesen'/'alle 15 Ressorts, die wir heule haben,
noch hineiuzunehmen. Wir werden also fürs erste
15 provisorische Staatssekretäre, berufen. Der Grund
liegt darin, daß es ja zunächst gilt, in den be¬
stehenden Staatsämtern das. was Dcutschösterreich
au Gewalt, an persönlichen und sachlichen Mitteln
zukömmt, als unser zuständiges Erbteil in Anspruch
zu nehmen. Das können wir aber nicht anders, als
indem wir für jedes bestehende SiaatSamt zunächst
einen provisorischen Staatssekretär bestellen.

Damit kehre ich zu dem vorliegenden Gesctz-
entwrirs zurück und möchte nur noch im einzelnen
ganz wenige Bemerkungen machen. Es ist dieses
ganze Versassungsgesetz provisorisch gedacht, es ist
ein erster Versuch. Wir wollen sehen, wie wir damit
fahren und auf Grund der Erfahrungen nachbesscrn.
Ich bemerke nebenbei, daß der deutsche Sprach¬
verein. der diesen Entwurf gelesen hat, einige:
Fremdwörter bemängelte und bei einer eventuellen
Revision des Entwurfes gewiß Gehör finden wird.
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Wenn dann das gesamte uns zugehörige öffent¬
liche Gut sichergestellt- ist, dann haben wir die
Möglichkeit, es umznvrganisiercn und da wir
nicht ein Staat sein werden, der 27 Millionen,
sondern ein Staar, der 11 Millionen Menschen
regiert und ein viel engeres Gebiet umfaßtz so
werden wir selbstverständlich die Zahl der StaatS-
sekretariatc, der Staatsämter, der- Ministerien
rvesentlich herabzumindern in der Lage sein. Es
wird also die Bielregiererei dadurch eingedämmt
werden. Die Öffentlichkeit möge also nicht darüber
erschrecken, daß die Zahl der Staatsämter hier eine
so beträchtliche Lifte geworden ist. Wir haben aller¬
dings zu den bestehenden 14 Ressorts noch ein neues
hinzugenommen, das eine Rechtfertigung verlangt und
im letzten Absätze bei § 13 auch findet. Wir haben
nämlich dort einStaarsanit für Kriegs- und Übergangs¬
wirtschaft vorgesehen „mit Auftrag und Vollmacht,
die planmäßige, rasche und stetige Zusammenarbeit
der volkswirtschaftlichen und sozialen Ämter wahrend
der Kriegs- und Übergangszeit zu sichern".

geschlossen. .Wir hoffen, durch diese Organisation die
tatsächliche Einheitlichkeit der wirtschaftlichen Ver-
rvaltung zu erzielen.

Denn jeder praktische Volkswirt, ob er nun
Angelegenheiten' der Landwirtschaft oder des Ge¬
werbes oder des Handels oder der Industrie oder
der Arbeiterschaft zu pflegen den Beruf hatte, hat
die Erfahrung gemacht, daß keine Angelegenheit .
durchzusühren war. außer , in einem schpiftwegigen
Zusammenwirken von drei, vier Ressorts, wobei die
ganze Zeit' verlorengegangen ist.

Ich glaube, meine Herren, wenn wir dieses
Gesetz beschließen, sind wir in die Lage versetzt, die
Verwaltung unmittelbar in unsere Hand zu nehmen/
(Sehr richivj!) Wir sind dazu bevvllinächtigt und
wir wissen, wenn dieser Gcsetzesbeschluß hier von
der Nationalversammlung gefaßt ist, wenn er vom
'Staatsrat als authentisch beurkundet und kund- j
gemacht ist. dann. ist er für das deutsche Volk und ,
für das deutsche Gebiet in Österreich unwiderruf- !
liches und unverbrüchliches Gesetz. (Lebhafter Bei¬
fall und Händeklatschen.) Und wir wissen, daß
unsere deutschen Bürger das Verständnis dafür
haben werden, daß sie dieses Versassungsgcset; nicht
rin Stiche lassen dürfen, wie dies so oft in unserer
Geschichte geschehen ist, ich erinnere nur an den
Kremsierer Bersassungsentwnrf. Hier liegen nach der
Meinung des Vollzugsausschusses die Grundlagen
einer wirklich volkstümlichen Negierung.

Ich bemerke nebenbei, daß durch einen Abschrift¬
sehler in der Vorlage hier im § 13. letzter Absatz,
in Klammer eingesügt ist: ,,§§ 7 bis 13." Dieser
ganze Verweis ist zu streichen. Wir haben also dort
ein eigenes Staatsamt stir Kriegs- und Übergangs¬
wirtschaft eingeführt' mit einem besonderen Auftrag
und einer besonderen Vollmacht, nämlich alle volks¬
wirtschaftlichen Ressorts zusammenzufasscn, damit die
Arbeit zur Überleitung von der Kriegs- in die
Friedenswirtschaft einheitlich und planmäßig geschehe.
Wir wissen, daß im alten österreichischen Staate zu
diesem Zwecke ein Generalkommissariat für Kriegs-
nnd Übergangswirtschaft eingeführt worden ist, wir
wissen aber ancb, daß dieses Generalkommissariat in
lauter Kompetenzschwicrigkeiten stecken geblieben ist, j
daß wir im alten Staate eine interministerielle >
Kommission ^ für ■ Kriegs- und Übergangswirtschaft!
hatten, die alle Ressorts umfaßt hat; das Generäl-,
kommissariat aber war im Rahmen des Handels¬
ministeriums und Verfügungen von einem Ministe-
rinm zum anderen waren immer außerordentlich
schwer oder gar nicht durchzusetzen. Nun aber soll
die Einrichtung so sein, daß der Staatssekretär für
Kriegs- und Übergangswirtschaft, der nicht selbst
ein Detailrcssvrt zu verwalten haben wird, die Auf¬
gabe hat, mit allen anderen Staatssekretären, die
volkswirtschaftliche und soziale Belange verwalten,
den Plan der Übergangswirtschaft festznsetzen, ein¬
verständlich durchzuführen und dabei selbstverständlich
über die volkswirtschaftlichen Ressorts eine gewisse
dienstliche Versügnngsmöglichkeit wird haben müssen.
Es sind dadurch die volkswirtschaftlichen Ressorts
nicht etwa zu bloßen Unterftaatssekretariaten herab¬
gemindert — so ist es nicht gemeint —, aber sie
sind doch diesen« einen Referate, diesen! einen Staats-
amtc in gewisser Beziehung eingegliedert und an-

Ich möchte nun in: Namen des Vollzugs¬
ausschusses den Antrag steilen (liest'):

„Tie Gesetzesvorlage, enthaltend den Be¬
schluß der provisorischen Nationalversanmilung
von Dentschösterreich über die grundlegenden
Einrichtungen der Staatsgewalt wird ge¬
nehmigt."

Ich bitte Sie, diesen Alltrag anzuuehmc«.

Ich schlage ferner vor, von der von uns nun¬
mehr beschlossenen, abgcänderten Tagesordnung in
einem Punkte abzügehen. Es könnte nämlich ein
Vakuum eintreten, wenn wir dieses neue Gesetz be¬
schließen und nicht sofort auch den Vollzugsausschuß
und den Staatsrat wühlen. Da könnte die Frage
aufgeworfen werden, ob der alte Vollzugsausschuß
noch in Kraft Ist oder nicht. Ich meine aber, daß
wir sofort, nachdem wir den Berfassungsentwurf an¬
genommen haben, ihn auch vollziehen sollen (So isi

um vor jedermann zu dokumentieren, daß es
uns mit unserer Verfassung und mit dem Volks¬
willen Ernst ist und daß die Nationalversammlung
nicht einen Augenblick Bedenken trägt, die Voll¬
machten, die sie zu übertragen wünscht, jedermann
gegenüber nach allen Seiten hin zu behaupten und

| ihre Durchführung zu erzwingen.
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österreichischen Nationalversammlung und die An¬
ordnungen der deutschösterreichischen Behörden für
sich selbst wie für das von ihr vertretene Volk und
Gebiet ohne Vorbehalt für bindend. Die Provinz
„Sudetenland" steht somit zu gleichen Rechten und'
Pflichten den übrigen Ländern Deutschösterreichs zur
Seite und gelobt, deren Schicksal in unverbrüch¬
licher Gemeinschaft und Treue zu teilen.

Ich stelle also den geschästsordnungsmüßigen
Antrag — ich stelle es allerdings dem Präsidenten
-anheim, diesen Punkt in der Tagesordnung so fest-
Lusetzen, wie er es für richtig halt —, daß nach An-
nahmc dieses Entwurfes der Staatsrat sofort
gewählt werde.

Die zwei Anträge, die ich mir hiermit dem
Herrn Präsidenten zu übermitteln erlaube, habe ich
schon verlesen, ich bitte Sie, sie einstimmig anzu¬
nehmen. (Lfhhapr.r Unfall und Händeklatschen.)

Für die im geschlossenen slawischen Sprach¬
gebiet Nordmährens • und Schlesiens seßhaften
deutschen Volksgenossen nimmt die Landesversamm-
luug „Sudetenland" die vollen Minderheitsrechte
in Anspruch und wird sie mit aller Tatkraft wahren.
Daher werden bis zur endgültigen völkerrechtlichen
Regelung die in den Siedelungsgebieten der Slawen
eingeschlofsenen, allein oder überwiegend von den
Deutschen bewohnten oder verwalteten Sprachinseln,
Städte und Gemeinden der ehemaligen Markgras¬
schaft Mähren und des ehemaligen Herzogtums
Schlesien eine eigene Verwaltungsgemeinschaft (Städte,
Kreise) bilden, mit der wir die wirtschaftlichen und
nationalen Beziehungen dauernd auftechterhalten
wollen.

Präsident Seitz: Zum Worte getaugt der
-Herr Abgeordnete Dr. Freißler.

Abgeordneter Dr. Freißler: Hohe National¬
versammlung! In? Einlaufe der heutigen Ver¬
sammlung ist die Konstituierung deG Provinz Deutsch-
böhmen der Nationalversammlung mitgeteilt worden.
Der Sturm der Ereignisse hat es notwendig gemacht,
daß auch die Abgeordneten der deutschen Teile
Nordmährens und Schlesiens znsammentreten, um
die Grundlagen für eine sosortige Übernahme der
Regicrungsgewalt und der Verwaltung in diesen
Gebieten zu schassen. Es war nicht möglich, im
schriftlichen Wege der Nationalversammlung Kenntnis
'davon zu geben, weswegen ich von den Abgeordneten
dieser Bezirke beauftragt bin, meine Stellung als
Redner zu diesem Punkte der Tagesordnung
zu benützen, um der hohen Nationalversammlung
das Folgende zur Kenntnis zu bringen (liest):

Die vorläufige Landesversammlung, die sich
durch die drei aus Grund des allgemeinen, gleichen
und direkten Wahlrechtes in der vierten Kurie zum
mährischen Landtage gewählten Abgeordneten ver¬
stärkt, wird ihre Funktion nur solange ausüben,
bis auf der Grundlage eines Schlüssels, der sich
aus dem Verhältnisse der bei den Reichsratswahlen
im Jahre 1911 für die einzelnen Parteien ab¬
gegebenen Stimmzahlen ergibt, eine neue vorläufige
Landesversammlung zusanimengetreten ist, .der ob¬
liegen wird, eine vorläufige Verfassung zu be¬
schließen.

„Wir aus den geschlossenen deutschen SiedlungS-
-gebieten Nordmährens und Schlesiens ans' Grund
des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahl¬
rechtes erwählten Abgeordneten, zurzeit die einzigen
befugten Vertreter Nordmährens und Schlesiens,
haben uns zu einer vorläufigen Landesversannnlung
vereinig:, um auf Grund des allgemeinen aner¬
kannten Selbstbestimmungsrechtes der Völker und
'der Beschlüsse der deutfchösterreichischen National¬
versammlung in -unserem Siedlungsgebiete eine
geordnete Verwaltung aufzurichten und so unser
Volk vor Fremdherrschaft und wirtschaftlichem Elend
zu bewahren.

Zur Führung der Geschäfte wurde auch nur
bis zu diesem Zeitpunkt ein Vorstand gewählt, dem
die Abgeordneten Albrecht, Bodirsky, Freißler,
Herzmansky, Jokl, Kudlich, Licht, Nießner,
Oberleithner, Sommer und Teltschik ange¬
hören und der zu seinem Obmann den Abgeordneten
Dr. Freißler, zu dessen Stellvertretern die Abge¬
ordneten Jokl und Dr. Licht erwählte. Der Vor¬
stand wurde ermächtigt, der deutschösterreichischen
Nationalversammlung die Konstituierung der Provinz
„Sudetenland" mitzuteilen, die Genehmigung der
gefaßten Beschlüsse sowie die Bestätigung der
Gewählten einzuholen und das Land unter den
Schutz der Nation zu stellen." (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen. — HciH-Bufe.)

Die Landesversammlung ist Mittwoch, den
30. Oktober 1918 im Parlamentsgebäude znsammen-
getreten und hat nachstehenden Beschluß gefaßt:

Im Namen des von ihr vertretenen Volkes
und Gebietes . erklärt die Landesversammlung
„Sudetenland" als eigenberechtigte Provinz des
Staates Deutschösterreich, erkennt bis zur endgültigen
Ordnung der Verfassung, die Montag, den 21. Ok¬
tober 1918 im Landhause zu Wien gebildete deutsch-
österreichische Nationalversammlung als ihre einzige
und höchste gesetzgebende Körperschaft, die von ihr
eingesetzten Behörden als ihre übergeordneten Be-
.hörden an und erklärt die Beschlüsse der dentsch-

Präsident Seitz: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Stöckler.

Abgeordneter Stöckler: Hohe National¬
versammlung! Bedeutungsvoll war der Tag der
Gründung- der Nationalversammlung. Aber erhöht
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wird diese Bedeutung noch am heutigen Tage, indem
dieses Kind, das wir geboren, eigentlich erst heute
einen Namen bekommt. Wenn auch die Verfassung,
die wir diesem Staate heute geben wollen, nur

'einen provisorischen Charakter trägt, so wird dieses
Provisorium doch berufen sein, wichtige, sehr wichtige
Vorbereitungen für die definitive, Gestaltung'des
Staates Deutschösterreich zu treffen.

alle Privatgespräche in .den speziell dazu ein--
gerichteten Nebensälen zu führen. (Bravo!.Bravo!)

Abgeordneter Stöckler (fortfahrend): Dia
Produktionsfähigkeit der Landwirtschaft ist die erste
und größte Frage, und wenn es wahr sein sollte
— woran ich zweifle -—, daß der Bauernstand,,
daß die Landwirtschaft jetzt kapitalskräftiger ge--
worden ist, so wird diese Kapitalskraft gewiß dem
ganzen Volke dienlich sein, wenn sie dazu verwendet
wird, unseren Boden crtragssähig und produktions-
fähig zu machen. (Lebhafte Zustimmung.) Das muß.
der erste Programmpunkt bei den wirtschaftlichem
Einrichtungen Deutschösterreichs sein. -

Wenn die bisherigen Debatten größtenteils
einen Rückblick bilden oder die Gegenwart illustrieren,
so ist es bei diesem Referate doch gestattet, einen
Blick in die Zukunft zu tnn und in erster Linie zu
fragen: wie wollen wir in diesem neuen Staate
Deutschösterreich Zusammenleben? Schmerzliche
Erinnerungen an das Zusamnienlebcn mit den Gewiß wollest wir in keiner Beziehung ver-

hiuderu oder nicht daran Mitwirken, daß auch
eine gesunde, kmftnrrenzkräftige Industrie für die.
Volkswirtschaft, geschaffen wird. Wenn jene Kräfte,
die jetzt für die Kriegsindustrie tätig waren und-
die gewiß auf diesem Gebiete Großes geleistet,
haben, in die Volkswirtschaft überführt werden, so
wird auch die Industrie ein wohltätiger und-
tüchtigcr Faktor für das Erwerbsleben Deutsch¬
österreichs werden. Industrie und Gewerbestand
müssen dem Schutze des neuen Staates unterstellt
sein, damit hier das Wirtschaftsleben blühe und-
gedeihe. Nur daun ist cs auch möglich einen .zu¬
friedenen Arbeiterstand zu schaffen. Diesem Arb'eitcr--
stand muß Schutz in ".jeder Beziehung gewährt
sein, damit er sich auef) seines Lebens freut und-
fühlt, daß seine Daseinsberechtigung nicht vergessen,
wurde. Wir fühlen alle in uns — und ich glaube,
unsere Wähler draußen fühlen es sehr lebhaft —,
daß cs wünschenswert ist, je eher, desto besser, wenn
nur die Möglichkeit da ist, die Hemmungen der
dermaligen Zentralenwirtschaft zu beseitigen. (BeifM
und Händeklatschen.) Es ist nicht möglich, daß bic
Landwirtschaft sich entwickelt, es ist untunlich, daß
die Industrie arbeitet, und die Arbeiter müssen
dabei hungern, wenn mit dieser zentralen Bewirt¬
schaftung weiter fortgearbeilct wird. (Zustimmung.)
Die Freiheit des' Handels und Verkehrs wird-
Glück für das deutsche Volk in 'Österreich, bringen...

Völkern im alten Österreich sind es, die uns aber
znrufen, daß wir setzt denn doch nicht iü den
gleichen und alten Fehler verfallen mögen. Der
Nationalitätenkampf hat unsere Volkskraft derart in
Anspruch genommen, daß wir daran verbluteten
und größtenteils unfähig waren, die wirtschaftlichen
Errungenschaften der Neuzeit entsprechend aus¬
zunutzen. Es märe das größte Unglück für das
deutsche Volk Österreichs, wenn diesen Nationalitäten¬
streit vielleicht der Klassenkampf oder der Kultur¬
kampf ablösen würde. (Zustimmung.) Schwer wird
es sein, nach dem Kriege unser Wirtschaftsleben
wieder emporzübringen. Wir werden alle unsere
Kräfte anspannen und vereint daran arbeiten müssen,
daß dieses Wirtschaftsleben langsam wieder empor¬
blühe und gedeihe. Die gegenwärtige und ini Kriege
so empfindliche Ernährungskrise zeigt uns wohl hier
einen Weg und-diesen. Weg, glaube ich, sollen und
müssen wir gehen, daß wir hier nämlich in erster
Linie zur Selbsthilfe schreiten (So ist es!) und
nicht wieder in den alten österreichischen Fehler-
verfallen, immer über die Grenzen zu schauen und
sogar beini täglichen Brot uns vom Auslände ab¬
hängig zu machen. (Zustimmung.) Es wäre ein
Unglück, wenn wir diesen Fehler nicht reparieren
wollten. Die Natur hat uns die Vorbedingungen
gewiß geschaffen. Wenn wir daran gehen, unsere
Landwirtschaft entsprechend zu unterstützen, wenn
wir daran gehen, unfern Boden intensiver zu be¬
bauen und ertragssähiger zu machen, wenn wir
daran gehen, die Steigerung der Produktion zu
fördern, so wie cs in . allen Ländern heute schon
der> Fall ist, die ungehemmt ihre Volkskraft ent¬
falten konnten, dann, glaube ich, können - wir auch
unser Volk in Deutschösterreich ernähren. ' (Zu¬
stimmung.) Das deutsche. Reich ist ein Beispiel.
(Unruhe.)

Neben diesem wirtschaftlichen Programni, das
wir uns für die Zukunft vor Angen halten müssen,
ist unsere Vereinigung, die christlichsoziale Vereini¬
gung des früheren Rcichsratcs, gewiß auch darauf
bedacht, die idealen Güter unseres Volkes zu
schützen. Wir erklären es offen und imumwunden
wir stehen auf dem Boden des praktischen Christen¬
tums (Zustimmung), und wie wir bestrebt sind,
unserem deutschen Volke seine Scholle zu erhalten,
so wollen wir ebenso diesem deutschen Volke den.
Glauben seiner Väter lassen. (Beifall und Hände¬
klatschen.) Wir protestieren gegen die Schlagworie,
wo es heißt, daß eine christliche. Weltanschauung,
die freie Entwicklung eines Volkes hemmt. Fm..

Präsident Seitz: Ich bitte die Herren, das
Parkett zu räumen, weil die dahinter sitzenden Ab¬
geordneten ja den Redner nicht sehen und daher
auch oft nicht gut hören können. Ferner bitte ich.
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hafter Beifall und Händeklatschen}, und die ijtÖTjtc
Errungenschaft, glauben wir, wäre cs, weim es
durch diesen neuen Staat, durch die demokratische
Grundlage der österreichische!: Staaten ermöglicht
würde, .daß nicht die gefaulte Volkskrafr wieder
verschleudert und vernichtet wurde durch ein sinn--
loses Militärsystcm.- (Zustimmung.) Wir hoffen,
daß es in Zukunft möglich sein wird, dieses
Acilitärsystcm endlich zu ändern, den Leistungen
des Volkes anznpasfen und ein Verständnis der
Sache zugrunde zu legen. Der Krieg har uns be¬
wiesen, daß die drei- und vierjährige Dienstzeit un¬
bedingt nicht notwendig ist, er hat uns bewiesen,
daß die meisten Kämpfe an der Front durch unsere
Landsturmleute geführt wurden, die oft kaum sechs
Wochen Zeit hatten, sich anszubilden. Wenn nun
eine Ernüchterung cintritt und ein Völkerbund in
Europa geschloffen wird, so können wir von dieser
Last befreit werden. Das würde die freie Ent¬
faltung unserer Volkskraft bedeuten und die großen
Kräfte könnten dann verwendet werden zum Glück
und Frommen des deutschen Volkes.

Gegenteil, wir glauben, daß gerade für ein demo¬
kratisches System die christliche Weltanschauung die
Grundlage ist (Beifall), und die Gründung unserer
Religion hat es bewiesen. Nur die war imstande,
alte, eingerostete Privilegien zu zerreißen und ganze
Völker- die sich von der demokratischen Grundlage
abgewcndet haben, zu Zerstören. Das hat nur das
Christentum zum Heile der Menschheit zuwege
gebracht. In dieser Beziehung wollen wir beim
Aufbau eines neuen Staates Mitarbeiten.

Es ist wiederholt in den Zeitungen erörtert
worden, warum gerade unsere Partei sich in den
lehren Jahren an der Bildung von Regierungen
nicht beteiligt hat. Wir glaubten, daß bei diesem
Systcrn, wo der Kampf sogar in die Verwaltungs¬
körper hineiugelragen wurde, es eine Verschleuderung
der Kräfte gewesen wäre, hier mitzuwirken (Zu-
siimtming), und es haben uns die Tatsachen recht
gegeben. Das Ablösnngssystcm der österreichischen
Regierungen, daS war, glaube ich, auch ein großer
Krebsschaden, durch den so wenig fruchtbare Arbeit
geleistet werden konnte. (Sehr rickiif/!) Deswegen
begrüßen wir es ans ganzein Herzen, daß jetzt end¬
lich einmal auch die politischen Parteien des
deutschen ' Volkes sich vereinigt haben zu gemein¬
samer Arbeit für dieses deutsche Volk. Und wir
glauben, nur auf biefein Wege ist es möglich, etwas
Ersprießliches zu schaffen. Unser Standpunkt ist der:
in Verwaltungen soll der Streit verschwinden, dort
soll das Bestrebeii sein, für das Volk zu wirken
und zu arbeiten (Sehr richtig!), und deshalb er¬
klären wir, daß wir auch hier gern und sehr gern
iuicarbeitcn, wenn der Grundsatz bcibehalteii wird:
alle Kräfte vereint für dieses deutsche Volk. (Zu-
slimmuug.J

Wenn wir jetzt in diesen schwierigen Ver¬
hältnissen Einmütigkeit bekunden und hier ;n-
sammenarbeiten. so möchten wir nur wünschen, daß.
dies auch in Znknnft so bleibe. Hoffen nur. -nie
schon der Herr Referent ganz richtig gesagt har,
das; mindestens etwas von der ganzen Sache hängen
bleibt. Zeigen wir der ganzen Welt, daß das
deutsche Volk Österreichs in dieser schwierigen Zeit
ein einig Volk üou Brüdern ist! Möge diese Einig¬
keit bestehen bleiben und die Grundlage sein :ür
das Heil und Glück Deutschösterreichs! (L-blmfhT
Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Seitz: Zum Worte gelang: der-Die christlichsoziale Vereinigung vertritt Nttt
wenigen Ausnahmen gerade die Landwirtschaft, den
Bauernstand der Alpenländer und ich glaube
naiucns dieses Bauernstandes, erklären zu können,,
daß gerade er sich von dem neuen Staat imb von
den demokratischen Einrichtungen desselben maiiches,
ja vieles verspricht. Za, wir glauben sogar, daß die
Leiden des Krieges, die großen Opfer, die uns auf¬
erlegt wurden, die furchtbaren Verheerungen, die
der Krieg verursacht hat und die ivir, heute so
drastisch sehen, einigermaßen Heilung finden können,
ivenn durch, dieses demokratische System dieser neue
Sraat die alten Privilegien ausmerzt (Zustimmung),
alte Privilegien, die anch deni Bancriistandc so
silrchtbar angehaftct haben: gegen deren Abstreifung
er sich im Jahre 1848 so gewehrt hat. Leider
wurden sic aber in verwässerter Form größtenteils
beibehalten. (So hl es!)

Herr Abgeordnete Dr. Waber.

Abgeordneter Dr. Waber: Hohe National»
Versammlung! Ich habe vor allem anderen namens
der dentschnationalen Partei zu erklären, daß wir.
dem Entwurf, der uns hier vorgelegt worden ist,
unsere Zustiminung geben. ' Der Herr Abgeordnete
Dr. Renner hat schon auf manche Schönheitsfehler
hingewiescn, auf die große Zahl von Ministerien,
die in Aussicht genommen sind, aber auch darauf,
daß es selbstverständlich Aufgabe der Zukunft sein
wird, eine Verringerung dieser Ministerien, eine
Vereinfachung unserer ganzen Verwaltung durchzu¬
führen und dafür Sorge zu tragen, daß den: Ent¬
wurf, der ja schließlich und endlich nur einen
Nahmen bildet für das, was fick: entwickeln soll,
auch Leben und Inhalt gegeben wird. Das muß
nufer heißester Wunsch sein. Und da müssen nur,
wenn die Frage aufgeworfen wird, wie die ganze
Sache formell gelöst werden wird, uns- auch deffen
bewußt sein, daß das, was uns hier Vorgelege

Wir würden cs - als ein großes Glück . be¬
trachten, wenn neben dieser Aufräumung mit alten
Privilegien .auch die geist- und nerventötende
Bureankrane in Österreich reformiert würde (leb¬
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worben ist, nicht nur die gesetzgebende Gewalt dieser
hohen Versammlung bedeutet, sondem die Gewalt
i» jeder Richtrmg. kurzuin die unbeschränkte Macht
in jeder Beziehung.

bleiben, die selbständig aus sich heraus die Entschei¬
dung treffen soll. Ob nun die Majorität des
Volkes, meine verehrten Herren, für die Monarchie
oder für die Republik ist, das müssen wir der Zu¬
kunft überlassen, wie ja überhaupt die dauernde Aus¬
gestaltung der ganzen Verhältnisse der Zukunft über¬
lassen bleibt. Wir haben von Hans aus die ganze
Sache als Provisorium begründet.

Wir gehen mit diesen« Entwurf sogar über die
in den republikanischen Staaten bestehenden Ver¬
fassungen hinaus, nur nehmen ohne eine Teilung
-er Verwaltung mehr Macht für uns in Anspruch,
denn schließlich und endlich ist auch unser Präsident
ein Teil von uns, er ist von uns abhängig und es
ist auch eine vorübergehende Einschränkung unserer
Gewalt nach keiner Richtung hin gegeben. * Unsere
Ausgabe wird es sein, von dieser ungeheuren Gewalt,
die wir 'in Anspruch genommen haben, auch den ent¬
sprechend klugen und guten Gebrauch zu machen. Das
Volk draußen, das da harrt auf'Taten, auf die Besserung
der Lage, soll sich dessen bewußt sein, daß wir von
dem einfachen Gesetzgebungswerk auch zur praktischen
Tat schreiten wollen. Es war ein allgemeines Ver¬
langen nicht nur in Wien, sondern in der ganzen
Monarchie, daß dieser Schritt zur Tat bei uns. sich
rascher vollziehe. Wir haben gezögert, wir haben er¬
wogen. und wenn wir auch wissen, daß unser Voll¬
zugsausschuß sozusagen Tag und Nacht gearbeitet
hat — vielleicht wäre es doch möglich gewesen,
-rascher zu diesem Ergebnis zu kommen. Aber viel¬
leicht wolltet! wir uns von den Slawen erst drängen
und schieben lassen, vielleicht haben wir mit Absicht
abgewartet, dis die anderen die Gewalt ergreifen,
um gewissermaßen geradezu zu zeigen, daß wir nur
widerstrebend diesen Schritt, ich möchte sagen, diesen
revolutionären Schritt machen. Ich meine, für die
Zukunft darf ein solches Zögern nicht mehr ein-
treten. wir müssen vorbanen, wir müssen den Ver-
hältnissen zuvorkommen und wir müssen auch zu-

' geben, daß alles, was bisher geschehen ist, uns von
einer höheren Macht aufgedrängt worden ist. Das
kaiserliche Manifest war es, mit dem die Völker auf-
gerusen worden sind, und vielleicht hat der Kaiser
damals. wie er dieses Manifest unterschrieben hat,
die Folgen dieses Manifestes nicht vollständig über¬
sehen: denn das Manifest bedeutet in der Tat nichts
anderes- als eine Verzichtleistung aus jegliche mon¬
archische Gewalt in diesem Staat, als die Über¬
gabe jedes Rechtes in die Hände der einzelnen

. Völker, es bedeutet nichts anderes als eine prak¬
tische Verwirklichung der Republik. Das, was heute
sich hier vollzieht, und die Macht, die wir heute in
Anspruch nehnien, übertrifft die Macht der gesetz¬
gebenden Körper in allen Republiken, welche jetzt
gegen uns im Kampf stehen.

Wir haben damit gezeigt, daß wir über das
altösterreichische Bangen nicht hinauskommen, daß
tvir nicht sofort zu einer 'energischen Tat bereit
sind; aber vielleicht dient das zur Beruhigung der
Massen, zur Beruhigung in dem Sinne, daß sie
letzten Endes die Entscheidung fallen werden. Ich
selbst hätte cs allerdings vorgezogen, wenn wir uns
von Haus ans nach jeder Richtung hin bemüht
hätten, dauernde Zustände zu schaffen, natürlich vor¬
behaltlich der Entscheidung des Volkes in einer
kommenden Nationalversanunlung. Nicht als Provi¬
sorium hätte ich das ganze gewünscht, sondern als
Definitivum, als ein Definitivmn, put dem aber den
Entscheidungen der Zukunft nicht vorgegriffen wird.

Ob sich der gegenwärtige Zustand halten wird,
daß wir drei Präsidenten mit den gleichen Macht¬
befugnissen haben, ob dieser Zustand sich den Be¬
dürfnissen auch in der Zukunft anpasscn kann, das
ist auch'eine offene Frage; in dieser Richtung werden
wir vielleicht, tatsächlich vor einem Provisorium
stehen. Ich glaube selbst in einen«, solchen Staats-
wcscn der Freiheit, wie wir es schaffen, wird die
Vereinheitlichung der Macht in der Hand eines
Mannes unbedingt notwendig sein, damit in die
ganze Entwicklung der Dinge ein klarer, großer Zug
hineinkoinmr.

Und nun, meine verehrten Herren, was die
Bevölkerung im gegenwärtigen Zeitpunkt am meiste»
quält qnd beengt, ist gewiß die Ernährungsfrage.
Die Bevölkerung begrüßt diese Ergreifung der
Gewalt, weil sie hofft, daß dadurch eine vollständige
Änderung in den traurigen Lebensverhältnissen ein-
tretcn wird, die über uns gekommen sind. Ob wir
da cingreisen können, wie tvir es'wünschen, ob wir
da die Wünsche der Bevölkerung werden befriedigen
können, das müssen wir der Zukunft überlassen;
aber eines ist sicher: in dieser Frage dürfen nur
nicht zögern und ich glaube, wir haben schon zu
lange gezögert. Ich möchte den Vollzugsausschuß
davor warnen, daß er in dieser Frage die Gewalt
vollständig an sich zieht und den Ausschuß, wie es
scheint, geradezu lahmlegt. Wir haben hier ans der
Nationalversammlung einen Ernährungsausschuß
gewählt, doch offenkundig mit dem Auftrag, in den
Ernährnngsftageu zu arbeiten und uns in der
kürzesten Zeit einen Bericht über den ganzen Stand
der Dinge vorzulegen, .und nun haben wir gehört,
daß der Vollzugsausschuß sich auch in dieser
Richtung Vorbehalten hat, erst Anträge zu stellen.

Wie sich nun die Dinge weiter entwickeln
werden, meine verehrten Herren, das wird gewiß
nicht uns zu beschäftigen haben; ob diese oder jene
Staatssorm in der Zukunft gewählt werden wird,
das soll nicht die Nationalversammlung entscheiden,
das. wird wohl der Volksabstimmung überlassen
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Zertrümmerung dieses Slaatswesens gearbeitet haben.
Wir haben daran fcstgehalten. Der Natronalitäten-
strcit ist von uns gewichen und nun wollen wir
eine einheitliche, tätige und rührig arbeitende Be-
amtenschast im Interesse des Volkes anr Werke
sehen. Wir wollen die Begründung der Arbeiten und
die Sicherung der Arbeiten auch durch diese hohe
Versmumluug. Wir müssen uns aber natürlich auch
in der Richtung unserer Beamtenschaft an-
nehmeu, daß wir nicht vergessen/ daß wir auch
deutsche Volksgenossen außerhalb unseres Sprach¬
gebietes haben. Schon kommt die Nachricht, daß
die Tschechen auch von dett deutschen Beantten den
Eid auf das tschecho-slvwakische Reich verlangen.
In der. Richtung muß ich an unseren Vollzugs¬
ausschuß beit Appell richten, daß er diese Angelegen¬
heit sofort mit der größten Entschiedenheit auf¬
greift. (Beifall.) Wenn die Tschechen in - dieser
Weise Vorgehen, dann sind wir gezivungen, sofort
mit Repressalien zu kommen und sofort auch bei
uns in dieser Richtung einzudringen; daun können
wir nicht ans die Zuständigkeit der Beantten, die
hier in den deutschen Provinzen leben, Rücksicht
nehmen, sondert! wir müssen sic nach ihrer ursprüng¬
lichen Volkszugehörigkeit betrachten und die Sache
ebenso.durchführen. Wir tnüffcn dann eine Siedlung
in diesen! Staate durchführen, die den letzten tsche¬
chischen Beamten von hier entfernt, und wir müssen
der tschechischen Regierung klar und deutlich sagen,
daß dadurch schwere und traurige Folgen für alle
Angestellten entstehen, daß es nicht ini Interesse der
tschechv-slowakischen Nation ist, in dieser Weise
mit ZwaugSniaßuahnlen gegen Beamte deutscher
Nationalität vorzugehen, sondern daß es im Inter¬
esse einer ruhigen Entwicklung ihrer Verwaltung
gelegen ist, einen Übergang zu suchen und den
Leuten und uns Zeit zu lassen, über die Zugehörig¬
keit der Beamten entsprechende Entscheidungen zu
treffen. (Abgeordneter Malik: Jn den Ministerien
genieren sie sieh «Ile dis Deutsche!) Ich bitte also,
in dieser Beziehung sofort einzugreifen, aber auch
zu zeigen, daß wir wirklich die Macht haben, sehr
empfindliche Repressalien zu ergreifen.

mib daß emo Hemmung der Tätigkeit des Aus¬
schusses e-ngetreten ist. Meine Herren i Das scheint
mir ein Ankuüpfen au gewisse regierungsmäßige
Bevormundungen, au gewisse bureaukratische Zurück¬
haltungen, an biireaukratische Hemmungeu unserer
Arbeiten. Es wäre traurig, wenn wir schon jetzt in
irgendwelche ^ompetenzstreitigkeiteu hineinkommen
würden. Wir müssen der Arbeit die freie Bahn
-schasset'., wir müssen alle diese Ausschüsse,^ die wir
zusammensetzen, besonders die, die hier aus der
Vollve.rsanttnlnng getvählt werden, mit der Pslicht
und mit detn Rechte betrauen, selbständig zu arbeiten
und hierher Bericht zu erstatten. Wie der Vollzugs¬
ausschuß daun einzngreifen hat, das, glaube ich,
bleibt selbstverständlich roieber seinem Eingreifen und
seiner Derhaudlnugsfähigkeit überlassen, denn es ist
sicher seine Aufgabe, schädliche Beschlüsse nach Mög¬
lichkeit himanzuchalren. obzwar ihiu die Verfassung,
wie wir sie in dieser Richtimg gegenwärtig haben,
nicht die richtige Möglichkeit bietet. Wir werden
wohl auch in dieser Beziehung zttmindest zu einer
dritten Lesung und Überprüfung von Beschlüssen
durch den Vollzugsausschuß gelangen müssen, damit
nicht ein sich widersprechendes und deshalb schlecht
wirkendes Gesetz dieses hohe Haus verlasse. Vorsicht
ist in diesen! Fall gewiß nicht unangebracht und ich
muß sie empfehlen.

Aber eines, glaube ich, muß ich noch hervor¬
heben — ich. der ich inich in den letzten Jahren,
tiichr gerade immer mit Freude, so viel mit Be¬
amtenangelegenheilen beschäftigt habe —daß ich
es, ähnlich den Worten, die auch mein Herr Vorredner
gesprochen hat, als ein Recht und als eine Pflicht
ansehe, von hier aus eine Mahnung an unsere
ganze Beamtenschaft zu richten. Unsere Beamtenschaft
war bisher durch die bureaukratischen Formen in
ihrer Betätigung gehemmt. Es ist in Österreich alles
langsam und schwerfällig gegangen, von oben ist ein
Zug der Trägheit in die ganze Verwaltung hinein¬
gekommen. Und nun kommen wir in freie Verhält¬
nisse, in Verhältnisse, - m denen wir an jeden Be¬
amten die Mahnung richten müssen, gerade mit
Rücksicht aus die Notlage des Staates für das-Volk
und für diesen neuen Staat das Äußerste zu tun.
(Zustimmung.) Die Verschiedenheiten der Nationen
entfallen; in unseren Reihen gibt es heute keinen
nationalen Streik. Wir müssen cs alle begrüßen,
daß diese Auffassung auch in den Äußerungen der
sozialdemokratischen Redner in so klarer und kräftiger
Weise zum Ausdruck gekommen ist. (Zustimmung.)
Wir sind aus uns gestellt; alle Bemühungen, mit
den anderen zu Verhandlungen zu kommen und zu
einem Ergebnisse zu gelangen, waren umsonst. Wir
haben diesen Zusammenbruch schon lange kommen
gesehen. Wir haben gesehen, wie die anderen Völker
zutn eigenen Schaden — ich glaube, sie tverden
das noch deutlich zu fühlen bekommen — an der

Das wäre auch notwendig vom Standpunkte
unserer Ernährungssrage. Wir haben, hier, insbeson¬
dere in Wien, aber auch im deutschen Sprachgebiete,
viele ' Esser, welche fremden Nationen angehören,
Nationen, die uns mit Lebensmitteln nie versorgen
wollten. Nationen, die aus deutschem Sprachgebiete,
aus dem gegenwärtigen deutschösterreichischen Staate
mit Lebensmitteln versorgt worden sind und wir
können nicht die Verantwortung unseren Volks¬
genossen gegenüber übernehmen, daß wir für die alle
sorgen, wenn aus der anderen Seite mit der größten
Rücksichtslosigkeit gegen unsere Volksgenossen vor-
gegangen wird und unsere Beamten in dieser Weise
behandelt werden. Ich bitte den Vollzugsausschuß,
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in dieser Beziehung mit aller Tatkraft und Rück¬
sichtslosigkeit vorzugehen. Verhandlungen sind möglich.
Führen • sic zu einem entsprechend befriedigenden
Ziele, so soll es uns willkommen sein; wenn aber
das Ziel sich nicht sofort zeigt, muß man rasch und
entschlossen handeln. Denn wenn die Slawen in
diesem Reiche so übermütig geworden find, so .ist
das darauf zurückzuführen, daß sie immer mit unserer
Zaghaftigkeit, Duldsamkeit und Humanität gerechnet
haben. Wo aber andere inhuman sind, da ist eS eine
Sünde gegen das eigene Volk, wenn man als der
einzige, hier beständig Rücksicht übt, weil man das
eigene Volk dadurch schädigt, das fremde aber immer

-mehr ermutigt, gegen uns vorzugehen und unsere
Leute zu bedrücken.

glaube, daß,' wenn wir schon nicht zu Ersatzwahlen
schreiten, wir die Möglichkeit haben, aus anderem
Wege vorzusorgeu: Ich denke wir, daß wir in Aus¬
übung der Souveränität der Nationalversammlung
die Vertrauensmänncrversammlungen derjenigen Par¬
teien, denen der letzte Abgeordnete ängehört hat,
ermächtigen könnten, einen Vertreter zu nennen. Der-
Vollzugsausschuß und die Nationalversammlung
hätten die Möglichkeit, diese Nennung durch Ab¬
gesandte dieses hohen Hauses zu überprüfen und
dann selbständig und souverän zu - entscheiden, ob
diese Nominierung inNechtskrasterwächst oder nicht. Es
wäre das ein entsprechender und den Zeitverhält-
nisfen angemessener Vorschlag, durch den wir ohne
große Umstände doch zu einer entsprechenden Ver¬
tretung dieser Wahlbezirke kommen könnten... Wenn ich nach dieser Richtung hin meine

Meinung ausgesprochen habe, so möchte ich auch
diesen Mahnruf au die Beamten noch ergänzen. Vor
Jahren habe ich schon gepredigt, aus unseren Staats¬
beamten .müssen Volksbeamtc werden. (Lebhafte
stimmunq.) Sie müssen sich diesen Titel verdienen,
sie müssen sich dessen bewußt sein, daß es eine Ehre
ist, dem Volke zu dienen und für das Volk zu
arbeiten. Es ist sicher, - daß der Volksbeamte noch
'viel höhere Pflichten zu erfüllen hat, als der ein¬
fache Privatbcamtc und daß in dieser Beziehung der
äußerste Pflichteifer, am Platze, ist, insbesondere in
den schweren Zeiten, in denen wir uns gegenwärtig
befinden.

Im übrigen gebe ich nur dem'Wunsche Aus¬
druck, daß wir in. den nächsten Monaten, die eine
reiche Fülle von Arbeit bringen werden, wirklich
Gelegenheit haben werden, den großen und schweren
Nöten des Volkes entsprechend vorzubauen und für
eine Neuordnung vorzuarbeiten, die allen arbeitenden
Schichten des Volkes und des deutschösterreichischen
Staates gerecht wird. (Beifall.)

Präsident Seitz: Ter .Herr Abgeordnete
Malik hat einen Abänderungsantrag zum § l
gestellt. Danach soll eS dort heißen: . . . wird
einstweilen die oberste Gewalt des Freistaates
Österreich . . . usw.Und nun noch einige Kleinigkeiten zum Ent¬

würfe, der uns vorliegt. Ich habe nur kurz zu be¬
merken, daß die Aufteilung der Mandate, wie sic
hier vorgesehen ist, bezüglich der proportionellen Be¬
rücksichtigung der einzelnen Gruppen dieses höhen
Hauses außerordentliche Schwierigkeiten macht. Es
ist gewiß keine Annehmlichkeit, irgendeinem dieser
Ausschüsse, die in dieser Weise arbeiten niüsseu, an¬
zugehören. Aber ich glaube, es ist die Pflicht der
Volksvertreter, für eine entsprechende Vertretung zu
sorgen und sich darum zu kümmern, daß ein ge¬
rechtes Pcoportionalstistcm in diesem Sinne statt¬
findet. Ich werde mir nicht erlauben, einen Ab-
änderungscntwurs vorzulcgen, sondern nur diesen
Antrag zur weiteren Beratung dem Vollzugsaus¬
schüsse zu überreichen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche diese»
Antrag unterstützen 'wollen, nch von den Sitzen zu
erheben. (Geschickt) Der Antrag ist nicht ge¬
nügend unterstützt.'

Dann hat der Herr Abgeordnete Dr. Waber
Anträge überreicht, von denen er aber.nur wünscht,
daß sie dein Vollzugsausschüsse zur Berichterstattung
zngewiesen werden.

Ich werde also diese Anträge, da sie nicht
zun! Gegenstände gestellt find, beute am Schlüsse
der Sitzung wie gewöhnliche andere Anträge be¬
handeln lasten. '

Zum Woxte gelangt der Herr Abgeordnete
Hummer.Aber noch einen weiteren Antrag. Viele Wahl¬

bezirke sind gegenwärtig ohne Vertreter und es sind
Wahlbezirke darunter, auf deren Vertretung wir das
größte Gewicht legen müssen. Denken Sie an die
schlesischen Bezirke. und manche andere ' gemischt¬
sprachige, die hier nnvcrtretcu sind. Bei der kom¬
menden Abgrenzung, die wir vorzunehmen haben,
wäre es von uns nicht zu rechtfertigen, wenn wir
die Vertreter dieser Bezirke 'nicht heranzichen würden.
Wir haben ja etwa 22 Mandate unbesetzt. Ich
glaube, daß das bei den gegenwärtigen wichtigen
Entscheidungen unbedingt geändert werden muß. Ich

Abgeordneter Hummer: Hohe Nationalver¬
sammlung! Namens der Partei, in deren' Auftrag
ich hier das Wort ergreife, bin ich in der Lage zu
erklären, daß wir mit den Grundgedanken des Ge¬
setzes 'über die Vollzugsgewalt einverstanden find und
daß wir daher für dieses Gesetz stimmen werden.

Wir haben allerdings einige Bedenken hin¬
sichtlich der Durchführung des Gesetzes, und das ist
der Grund, warum wir an der Regierung nicht
teilnehmeu werden. Wir werden jedoch alles aus-
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bieten und ans allen Kräften bemüht sein, am
Aufbau des deutschvsterreichischen Staates mitzuar-
beiten. Wir werden vor allem bemüht sein, die
Autorität des Staatsrates in jeder Weise zu unter¬
stützen. Wir werden jedoch unsere Stellmig gegenüber
der Regierung von dem abhängig machen, was sie
tim wird. Wir glauben nicht, daß die Regierung etwa
neben einer genleinsamen Regierung des nicht mehr
destehcnden Staates, also neben ein paar Haus-
vsfizieren, wirken könnte, sondern wir sind der Über¬
zeugung, daß es notwendig ist, von hier aus ein
paar Häuser weiterzugehen: in die Herrengasse, hin¬
über aus den Judenplatz, hinüber in das Barbara-
stift; in die Liechtensteinstraße, überhaupt dorthin,
wo Ministerien sind, um sofort die ganze Vollzugs¬
gewalt und Verwaltung zu übernehmen, sie bis zu
den Grenzen unseres Staates auszuüben inid sofort
mit den Nationalräten der anderen Völker zusam-
menzutreten, um mit ihnen auSznmachen, wie denn
die Gemeinsamkeiten auseinanderzulcgen wären, wie
die Gemeinsamkeit anfzuhcbcn wäre. Denn liquidieren
können wir diesen Staat selbst, wir brauchen nicht
von oben eingesetzte Liquidatoren. ('Zhs(wwh</, —
Abgeordneter Dr. v. Mühlwerth: Wir brauchen
keinen Konkursmassaverwalter Lammasch!) Wir
brauchen nicht den Konkursmassaverwalter Lammasch,
der übrigens ein trauriger ist, weil er bereit sein
dürfte, sowie alle Konkursmassaverwalter mehr 'in
seine Tasche zu verwalten oder in die Tasche» der¬
jenigen, die ihm nahestchen, als in die Taschen der
Staatsglänbiger. (Sehr richtig!)

gefunden hätte; ich finde es heute nicht mehr be¬
denklich, denn um eine konstitutionelle Monarchie
zu niachen, brauche ich den Träger der Gewalt,
dem ich vertrauen kann. Dieser Träger der
Gewalt, dem wir vertrauen könnten, .fehlt uns.
Er ist nicht mehr da. (Sehr richtig.) Daher
werden wir uns an gar keine Dynastie anhängen.
Wir sind auch derzeit nicht in der Lage, sozusagen
aus dem Ärnrel eine Dynastie herauszubeuteln. Wir
können nicht den Prinzen von Wied oder einen
andere,: Duodezfürsten herbringen und ihn freundlich
bitten, die Krone des deutschen Österreichs zu über¬
nehmen. (Abgeordneter Malik: , Aber selbst die
Dauern in den Alpcnländern■ wollen von einer
Monarchie nichts mehr wissen!) Selbst die Bauern
in den Alpenländern wollen vvn einer Monarchie
nichts wissen, das ist ein deutlicher Peweis, wie
tief die Ansicht in die Bevölkerung cingedrungen
ist, die vielleicht noch vor ganz kurzer Zeit — mit
Recht oder Unrecht — bekämpft wurde, die aber,
darüber ist gar kein Zweifel, heute die gesamte
Öffentlichkeit, alle Geister beherrscht.

Nun, meine Herren, glaube ich, daß wir die
Nationalrcgierung nicht morgen, nicht übermorgen
einsetzen dürfen, sondern wir müssen sie gleich ein-
setzen (Sehr richtig!) unbx daher erlaube ich mir
namens meiner Partei aus Grund eines gestern
gefaßten Beschlußes einen Antrag zu stellen, der
genügend unterstützt ist: er lautet ((lest):

Die Nationalversammlung wolle beschließen:
Wir wollen keine Halbheiten und darum be¬

dauere ich, daß der Antrag Malik die Unterstützung
nicht gesunden hat. Denn, nieine Herren, geben Sic
sich keinen Täuschungen hin, das Grundgesetz, wie cs
uns vom Vollzugsausschüsse vorgelegt wurde, ist ein
rein republikanisches und wir werden nicht dadurch,
daß wir das Wort „Freistaat" vernieiden, uns
saldieren und verstecken. Ich glaube, es hat auch gar
keinen Zweck, denn wir sind eine provisorische
Nationalversammlung und dürfen daher in keiner
Weise vorgreisen. Es wäre aber ein Vorgriff, wenn
wir heute aussprechen wollten, daß die StaarSform
des künftigen Tentschvsterreich eine konstitutionelle
sein müßte, es wäre ein Vorgriff, der unter
Umständen bedenklich' sein kann, weil man zwar ans
einem Frcistaate in irgendeinen demokratisch-konsti¬
tutionelle!: Staat • unblutig hinnbergleiten kann,.
während der Weg von einer voreilig beschlossenen
konstitutionellen Monarchie zum Freistaate nur über
eine zweite Revolution führen könnte. (Sehr richtig!)
Das, glaube ich, sollten wir vermeiden. Es wäre
ja schon durch den Inhalt des Gesetzes vermeidbar,
da vvn: Träger der Krone, seinen Rechten und auch
seinen Pflichten keine Rede mehr ist.

„Nach Annahme des Grundgesetzes über
die Staatsgewalt sofort die in.diesem Ge¬
setze vorgesehene Wahl des Staatsrates
vorzunehmcn und die Regierung ans Grund
des beschlossenen Gesetzes noch heute einzu¬
setzen.

Bis zur Durchführung dieses Beschlusses
und bis zur erfolgten Übernahme der Voll¬
zugsgemalt durch die Regierung erklärt sich
die deutschösterreichische Nationalversamm¬
lung in Permanenz."

Ich glaube, daß der ' Antrag kaum einem
Widerstande begegnen wird, denn Sie alle wollen
doch Vertreter der öffentlichen.. Meinung, der
Meinung der Bevölkerung sein und wer den Weg
in dieses Haus über den Ring und die Herrengasse
genommen hat, wird gesehen haben, daß Zehntausende
von Menschen, draußen stehen und mit aller Wucht
die sofortige Übernahme der Regierungsgemalt durch
die neue befugte deutschösterreichische Regierung ver¬
langen. (Lebhafte Zustimmung.)

Hohe Nationalversammlung! Es wäre aber
etwas sehr Bedenkliches, eine Regierung einzusetzen,
ihr die VollzngSgewalt einznräumen oder zuzn-

Meine Herren! Ich gestehe Ihnen offen, daß
ich vielleicht vor sechs Tagen das noch bedenklich
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schieben und sie dann lächelnd ihrer Pein zu über¬
lassen. So geht das natürlich ^nicht. 'Daher hat
inan, bevor man zu diesen. Anträgen gekommen ist,
doch auch gefragt, wie denn eigentlich die Militär-
gewalt imstande sein wird, zunächst einmal die
allerprimitivste und einfachste Voraussetzung jeder
Regierung .zu schaffen, nämlich den Bestand des
Staatsgebietes zu sichern, und zweitens, wie sic es
dann bewerkstelligen kann, zu verhindern, daß Ein¬
brüche in dieses Staatsgebiet — mir hören ja
bereits von solchen, daß sie in Lundendurg ge¬
schehen sind, in Znaim geplant sind und demnächst
in Iglau anstreten werden —. unternommen werden.
Darauf war die Antwort keine befriedigende. Ich
stelle daher den motivierten . Beschlnßantrag, der
folgendermaßen lautet (liest):

oder sich als dessen Bürger bekennen, von ;
heule an ausschließlich der Befehlsgewalt
des deutschvsterreichischen Staatsrates und
seiner Beauftragten unterstehen. Der deutsch-
österreichische StaatSrat ist gehalten, die
zur Übernahme der Befehlsgcwalt not- .
wendigen Vorkehrungen sofort zu treffen/"

Der zweite Antrag ist eine einfache logische
Folgerung aus dem Vorhergehenden; denn in dem
Momente, wo die obersten Heercsstellen erklären^
es sei die Führung der Arnice ans ihren Händen
geglitten, wo sie erklären, sie seien nicht imstande,,
das Vaterland gegen bolschewikischen Umsturz im.
Innern und gegen den Zugriff der Feinde von
außen zu schützen, in diesem Momente tritt an
uns die Pflicht heran, selbst zu handeln, unser
Schicksal in die eigene Hand zu nehmen und daher
auch die Besehlsgewalt über die Armee au uns
zu ziehen. (Abgeordneter Malik: Und keine Stunde
■xv zögern! — Abgeordneter Dr. Miehl: Tn Prag

ist sie. an die. Tschechen bereits übergeben worden!)

„Da das k. u. t. Armeeoberkommando
und das k. ii. f. Kriegsminifterinm, beide
durch befugte Vertreter, auf die im Aufträge
des Vollzugsausschusses der dentschvster-
reichischen Nationalversammlung gestellte
Frage erklärt haben, daß sie nicht in der
Lage seien, die Unantastbarkeit des deutsch¬
österreichischen Staatsgebietes zu sichern, und
außerstande seien, für die Aufrcchthaltung
der Ruhe und Ordnung innerhalb des
Staatsgebietes ausreichend zu sorgen, und
daher Leib und Leben, - Weib und Kind,
Hab und Gut, Haus und Hof jedes deutsch-
österreichischen Bürgers der Willkür und
deni Zugriff feindlicher Massen preisgegebeu
wäre, richtet die dentschösterreichische Natio¬
nalversammlung an die Negierung des be¬
freundeten Deutschen Reiches die dringende
Bitte, im Einvernehmen mit dem deutsch-
österreichischen Staatsrate den Schutz des
deutschösterreichischen Staatsgebietes zu über¬
nehmen."

In Prag soll die 'Vollzugsgewalt übergeben worden
sein. Wir werden hier, wie ich nicht zweifle, einen
gesetzlichen Beschluß fassen und werden aus gesetz¬
lichem Wege durchführen, was vielleicht in Prag
auf ungesetzlichem Wege durch den Verrat der
Konnatioiialeu der dortigen Revolutionäre ge¬
schehen ist.'

Indem ich die hohe Versammlung bitte, diese
Anträge anzunehmen, glaube ich, daß sie durch
die Annahinc dem Willen weitester Schichten der
Bevölkerung entsprechen werden. (Lebhafter Bei fall
und Tfdndek/at sehen.)

Präsident Seitz: Der. Herr Abgeordnete
Hummer stellt folgenden Antrag (liest):

. „Die dentschösterreichische Nationalver¬
sammlung wolle beschließen:.(Abgeordneter Malik: Die. Marine haben sie

heute schon den Jugoslawen ausijel.ie.fe.rt!) Durch Da das k. u. k. Armeeoberkommando
und das k. u. k. Kriegsminiftcrinm, beide
durch befugte Vertreter^ ans die im Aufträge •
des Vollzugsausschusses der deutschöster¬
reichischen Nationalversammlung gestellte
Frage erklärt haben, daß sie nicht in der
Lage seien, die Unantastbarkeit des deutsch-
österreichischen Staatsgebietes zu sichern, und
außerstande seien, für die Aufrechthaltung
der Ruhe und Ordnung innerhalb des

^Staatsgebietes ausreichend zu sorgen, und
daher Leib und Leben, Weib und Kind,
Hab und Gut, Haus und Hof jedes deutsch-
österreichischen Bürgers der Willkür und
dem Zugriffe feindlicher Massen ; preisge¬
geben wäre, richtet. die dentschösterreichische
Nationalversammlung an die Regierung des

Zwischenrufe erfährt die Nationalversammlung, daß ■
ein wesentlicher Teil unserer Wehrmacht unseren
Gegnern, ausgeliefert wurde. Wenn überhaupt ein
Argument Kraft besitzen kann, so ist es dieses, um
den von mir gestellten Antrag Ihrer Annahme zu
enrpfehlen. (Sehr richtig)!

lJch beantrage weiter (liest):

„Unter Berufung auf die angeführten
Erklärungen der obersten k. u. k. mili¬
tärischen Stellen und mit Rücksicht auf die
erfolgte Bildung der deutschvsterreichischen
Regierung erklärt die dentschösterreichische

.. Nationalversammlung, daß alle Angehörigen
der Wehrmacht, welche ans dem Gebiete
des deutschösterreichischen Staates stammen
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befreundeten Deutschen Reiches die dringende
Bitte, im Einvernehmen mit dem deutsch-
österreichischen Staatsrate den Schutz des
deutschösterreichischen Staatsgebietes zu über¬
nehmen."

Abgeordneter Teufel Es liegt noch ein
Antrag vor wegen Permanenzerllörung der National-
versammlnng und sofortiger Wahl des Staatsrates.

Präsident Seitz: Dieser Antrag lautet (liest):

„Die Nationalversammlung wolle be¬
schließen, nach Annahme des Grundgesetzes
über die Staatsgewalt sofort die in diesem
Gesetze vorgesehene Wahl des Staatsrates
vorznnehmen und die Regierung auf Grund
des beschlossenen Gesetzes noch heute einzu¬
setzen."

Ich glaube, meine Herren, daß dieser Antrag
zu dem setzt in Verhandlung stehenden Gegenstände
nicht gehört. (Widerspruch.) Wenn ein Widerspruch
erfolgt, so werde ich das Haus befragen. Ich meine,
daß das Referat sich aus die grundlegenden Ein¬
richtungen der Staatsgewalt bezieht und daß cs
sich hier um einen Hilferuf an einen andern Staat
handelt, also im wesentlichen um eine strategische
oder militärische Maßnahme: meiner Ansicht nach
gehört dieser Antrag also nicht zum Gegenstände.
Ich bin aber gerne bereit, da ein Widerspruch
gegen diese meine Auffassung erfolgt ist, das Haus
selbst zu befragen, ob es meiner Ansicht beipflichtet.
Ich bitte die Herren, die Plätze einznnehmcn.

Eventualantrag: „Bis zur Durch¬
führung dieses Beschluffes und bis' zur
erfolgten Übernahme der Boüzugsgewalt
durch die Regierung erklärt sich die deutsch-
österreichische Nationalversammlung in Per-
nianenz."

• Auch dieser Antrag ifi gehörig uuier«
zeichnet und steht in Verhandlung.Ich habe gegenüber dem Anträge Hummer

eingewendet, daß niemer Ansicht nach dieser An¬
trag, der den Schutz des deutschösterreichischen Staates
durch Deutschland, durch militärische Gewalt betrifft,
nicht zum Gegenstände, der hier in Verhandlung
steht, gehört. Sollte jedoch jemand der Ansicht sein,
daß er doch hierher gehört und daß er jetzt sofort
in Verhandlung zn nehmen sei, so bitte ich ihn,
sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minder¬
heit. Es ist also meiner Auffassung beigetreten und
wir werden diesen Antrag als einen gewöhnlichen
Antrag behandeln. Er wird am Schluffe der Sitzung
mit den anderen verhandelt werden.

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete
Zenker.

Abgeordneter Zenker: Hohe Nationalver¬
sammlung! Der vorliegende Entwurf einer vor¬
läufigen Ordnung. der grundlegenden Einrichtungen
der Staatsgewalt wurde vom Herrn Berichterstatter
selbst als ein Provisorium bezeichnet und als ein
Mittel, um die beste Form für die Organisation
des neuen Staates zu ermitteln, auf praktischem
Wege, auf dem Wege des Versuches. Es ist daher
nicht notwendig, sich auf Details einzulassen. '

Im großen und ganzen billigen wir diesen
Entwurf und geben ihm die Genehmigung, weil
er auf demokratischer Grundlage die Vollzugsgewalt
der Regierung und damit anch die leitenden Stellen
der Verwaltung zu organisieren versucht. Die Fehler
dieses Entwurfes oder die Schwächen hat der Herr-
Berichterstatter selbst angeführt. Er hat darauf hin-
gewiesen, daß das Staatsgebiet in dieser Verfassung
nicht genannt und beschrieben ist, ein Umstand, der
allerdings in jeder Verfassung einen wichtigen und
bedeutungsvollen Raum eiuzunchmen hätte. Allein
nachdem über dieses Gebiet erst nachträgliche Ver¬
handlungen zwischen dem konstituierten deutschen
Staate und den übrigen Nationalstaaten, die ehedem
mit uns einen Staatsverband bildeten, ja nachdem
vielleicht ein europäisches Schiedsgericht oder die
Friedenskonferenz darüber entscheidet! wird, so ist es
zu billigen und nicht zu beanstanden, daß diese
wichtige Frage hier nicht geregelt ist.

Der zweite Antrag lautet (liest):

• „Unter Berufung aus die angeführten
Erklärungen der obersten k. u. k. militärischen
Stellen und mit Rücksicht auf die erfolgte

. Bildung der deuischösterreichischen Regierung
erklärt die deutschösterreichische Nationalver¬
sammlung, daß alle Angehörigen der Wehr¬
macht, welche aus dem Gebiete des deutsch-
österreichischen Staates stammen oder sich
als dessen Bürger bekennen, von heute ab
ausschließlich der Befehlsgewalt des deutsch-
österreichischen Staatsrates und seiner Be¬
auftragten unterstehen.

Der deutschösterreichische Staatsrat ist
gehalten, die zur Übernahme der Befehls¬
gewalt notwendigen Vorkehrungen sofort zn
treffen."

Diesen Antrag könnte man noch als Ergänzungs¬
antrag zu dem Beschlußantragc bezeichnen. Der
Antrag ist mit 20 Unterschriften gehörig unter¬
zeichnet, er steht daher in Verhandlung.

Viel wichtiger schon und viel beklagenswerter
scheint mir der Umstand, daß Bestimmungen über die
Ausübung der richterlichen Gewalt und über die
bewaffnete Macht in dieser Verfassung nicht enthalten
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Erregung, welche aus den: gauzeu ehemaligen Staats¬
gebiete begreiflicherweise herrscht — denn es ist ja
nicht möglich, daß sich ein alter, tausendjähriger
Staat ohne Erregung, ohne wirkliche Revolution
auflöse—, diese Erregung teilt sich hier den.Massen
mit und sie wird gesteigert durch die uuglückseligcn
Eruährungsverhältinsse, in die uns das alte Regime
gestürzt hat.

sind. Der alte Staat, der vollständig in. sich
zusammengebrochen ist, der jedes wirklichen Inhaltes
beraubt und' dem das Objekt unter den Händen
-entschwunden ist, lebt leider noch als eine bewegliche
Fort», alZ eine tätige' Form weiter. Zu diesen
Machtbefugnissen, welche sich der leere Staats¬
apparat des alten Österreichs anmnßt und die er
noch weiter ausübt, gehört auch die richterliche
Gewalt. Aber gerade in Zeiten wie den gegen¬
wärtigen ist es nicht gleichgültig, in wessen Hände
die richterliche Gewalt gelegt ist. Daher untre es
sehr zu wünschen gewesen, daß diesbezüglich Be-
stinimungcn in dein Entwurf enthalten wären. Auch'
über die bewaffnete Macht wurde hier gesprochen.
Ich werde mir erlauben, in einem anderen Zusammen¬
hänge darüber zu sprechen.

Darum ist es unbedingt notwendig, daß die
Nationalversannnlung beziehungsweise ihr Bevoll-
ulächtigter, der Staatsrat, . die Regiernngsgewalt
sofort und im vollstem. Uurfange übernehme. Diese
Tat ist • auch notwendig, mit bei der Teilung der
Erde nicht zu spät zu kommen. Auch hier hören
wir täglich neue Botschaften und jede Sekunde trete»
uns uene Ereignisse gegenüber. Vor einigen Minuten
wurde draußen geineldet, daß die Tschechen in
Böhnten auch die deutschen Beaniten auf den tsche¬
chischen Staat beeidigen.

Im großen ganzen scheint es uns nicht notig,
uns hier bei Rekriminätioncn auszuhälteit. Wir
stimmen mit dem Grundgedanken überein und über¬
lassen eine Besserung der Zn^unst und der besseren
Erfahrung. Was mir aber besonders wichtig scheint,
woraus ich Hinweisen möchte, ist etwas ganz anderes
als die Bestimmungen dieser Versassimg selbst. Es
ist gewiß notwendig, daß eine Regierung, welche die
Regiernngsgewalt in, die Hand nimmt, auch ordnnugs-
mäßig konstituiert ist. Allein das Vorgehen der an»
deren Nationen hat uns gezeigt, daß es auch auf
umgekehrtem Wege geht, daß man zuerst die auf den
Straßen liegende Gewalt in die Hand nehmen imd
dann erst an deren 'Organisation schreiten kann.
Und bei der großen Politische» Erfahrung, und wir
tiiüsscn schon leider sagen bei dem großen Erfolg,
ben. die Politik bei anderen Nationen gefunden hat,
wäre das auch für uns ein gutes Vorbild gewesen,
und ivir hätten gewiß Anlaß, in der gleichen Weise
vorzugehen.

Meine verehrten Herren! Es ist begreiflich,
daß wir in gar keiner Weise intervenieren können,
wenn unsere Regierung nicht das gleiche getan har
und wenn sie nicht in der Lage ist, aus gleiche
Weise als Regierung mit Regierung zu .ver¬
handeln. Wenn. Sie einen Schutz unserer deutschen
Minoritäten in Böhmen wollen, müssen Sie eben
die Regiernngsgewalt übernehmen! Ich mache weiters
aufmerksam, daß sich die Demobilisierung ganz ohne
Rücksicht aus den Stand der Operationen im Felde
langsam, aber in sehr gefährlichen Formen zu voll¬
ziehen beginnt und daß diese Demobilisierung nicht
in jeiten Bahnen sich abzuspielen droht, welche ihr
auf dem grünen Tisch itit Kciegsministerium ange¬
wiesen worden sind. Es besteht bei den militärischen
Fachleuten die große Befürchtung, daß sich die
Demobilisierung in der Form einer allgemeinen
Front- und Fahnenflucht vollziehen wird und daß
auf einer Breite von vielen hundert Kilometern die
bewaffneten und undisziplinierten Massen wie ein
Henschreckenschwarm sich über die Landes unseres
Staates ergießen werden. Und wenn hier nicht eine
starke Regierungsgewalt ist, wenn nicht eine kräftige
Regierung in der Lage ist, hier ordnend und regelnd
einzugreisen, dann gehen Sie Gefahren entgegen,
gegen welche der Unwille der Wiener Straße ein
Kinderspiel und eine Kleinigkeit ist.

Nun haben wir die Reihenfolge so gewählt,
daß wir erst die gesetzlichen Befugnisse der Regie¬
rung scstlegen und sie dann die Regiernngsgewalt
-anfnehmen lassen. Ich tneine aber, daß nunmehr
auch nicht einen Tag weiter' verzogen werden solle,
bis die t>oii uns kreierte Regierung auch laisächlich
die Gewalt anfnimmt. Die Verhältnisse überstürzen
sich, ein Ereignis jagt das andere. Das hängt nicht
von uns ab, es ist zum großen Teile durch die
Ereignisse in den uns benachbarten Staaten hervor-
gerusen. Meine verehrten Herrett! Es ist deshalb das

Hauptgewicht nicht darauf zu legen, wie dieses
Provisorium ausschaut, nicht auf die Details, nicht
darauf, daß wir hier eine Permanenz schaffen, bei
welcher kaum sehr viel herauskonnnen könnte, nicht
daraus, daß wir jetzt aus künstliche Weise Mandate
ersetzen und uns. auf ein weitzngiges Progranim
verlegen, wie es uns von mancher Seite hier empfohlen
wird, sondern, daratff, daß der Staatsrat die von
den seinerzeit berufenen -Behörden und seinerzeitigen
Verteidigern des österreichischen- Staatsgedankens

Wir hören an einen! Tage von der Übernahme
der Staatsgewalt durch die Tschechen, von der fak¬
tischen Begründung des tschechischen Staates, am
anderen Tage, von einer Revolution in Agram und
nun wieder, wie Sie jetzt gehört haben, von der
Übernahme unserer Marine durch die Südslawen.
Wir können morgen durch noch weitergehende Er¬
eignisse aus Ungarn- überrascht werden. Alle diese
Tinge können nicht ohne Rückwirkung aus unsere
iunerpoliiischeu Verhältnisse bleiben. Die ungeheure
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Ich bitte die Herren, einen Generalredner zu
wählen. Die Abgabe der Stimmzettel geschieht hier
bei Herrn Schriftführer Friedmann xl^£Nach Abgabe
der Stimmzettel:) Als Generalreduer y^"der Herr
Abgeordnete Volkert gewählt.

hingeworfene Gewalt aufgreift und in die Hand
nimmt.

Ich möchte nur noch auf einen Punkt zurück¬
kommen, der hier von verschiedenen Rednern erörtert
wurde, auf die Lücke, daß über die Regierungsform
selbst nichts ausgemacht ist. Ich glaube, dieses
Statut ist ein durch und durch republikanisches Und
der Staat, welcher hier aus diesem Entwürfe ge¬
boren wurde, könnte nichts anderes als eine Re¬
publik sein und es kommt nicht darauf an, ob es
darin steht öder nicht. Aber wichtig wird es auch
hier fern, daß die Tatsache dem Worte vorangeht.
Wir find von der Dynastie verlassen, wir sind. von
der Dynastie preisgegeben; der Staat, der sich
seinerzeit um die Dynastie -als eine Hausmacht, als
eine Familienmacht aufgebaut hat, wurde vor
unseren Augen zerschlagen und wir haben keinen
Grund, diesen Staat zu erhalten, ja, es besteht die
Befürchtung, daß der alte Staat Österreich, welcher
von allen übrigen Nationen mit Schimpf und
Schande verlassen wurde, trachten wird, sich in das
neue Deutschösterreich hineinzuflüchten mit > seiner
ganzen Bureaukratie, mit seinem ganzen Feudalisnms.
mit all seinen alten Lastern und Unerträglichkeiten.
Und die natürliche Stütze all dieser antiquierten
Bestrebungen, all dieser überlebten Dinge pflegt
historisch nachgewiesenermaßen immer die Dynastie
zu sein. Um sie gruppieren sich alle reaktionären,
alle volksfeindlichen und undemokratischen Elemente
und aus diesem Grunde wäre es empfehlenswert,
wenn hier der Tat auch .das Wort gefolgt wäre.
Es wäre empfehlenswert und zu wünschen, daß die
Nationalversammlung es offen ausspräche, daß wir
die Republik wollen und daß wir uns in einer Re¬
publik fühlen. Im übrigen stimmt unser Klub
diesem Elaborat zu und erklärt sich zur Mitarbeit
bereit. (Beifall)

Abgeordneter Volkert: Ich verzichte! (Beifall)

Präsident Seitz: Die Herren Abgeordneten
Dr. v. Hofmann, Held und Genoffen haben mir
folgenden Resolutionsantrag überreicht (liest):

„Der Vollzugsausschuß oder der Staatsrat
wird anfgefordert, zu erwägen, ob nicht ein
eigenes Staatsamt für Post-, Telegraphen-
und Fernsprechwesen, entsprechend der General-.
direktion für diese Angelegenheiten (Sektion 3)

.. des k. k. Handelsministeriums einzurichten
wäre."
Diese Resolution ist genügend unterstützt

und steht in Verhandlung.

Der Herr Abgeordnete Dr. Heilinger hat
noch einen Antrag überreicht, demzufolge int § 8
eine Einschaltung zu machen wäre. § 8 besagt:

„Der Staatsrat führt die Geschäfte der
Staatsverwaltung nicht unmittelbar, sondern '
durch Beauftragte. Diese Beauftragten bilden .
in ihrer Gesamtheit die Staatsregierung."

Hier wäre-nach dem Anträge Heilinger ein
Zusatz einzufügen, welcher besagt:

„Die Anwendung des § 14 des Gesetzes
vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl.
Nr. 141, ist ausgeschlossen."
Das ist nämlich der § 14 aus der öster¬

reichischen Staatsverfaffung.
Dieser Antrag ist schriftlich nicht genügend

unterstützt. Ich bitte daher diejenigen Herren, welche
diesen Antrag unterstützen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist nicht ge¬
nügend unterstützt.

Präsident Seitz: Zu einem formalen An¬
träge hat sich der Herr Abgeordnete Schiegl zum
Worte gemeldet; ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Schiegl: Ich beantrage
Zum Schlußworte gelangt der Herr Abge¬

ordnete Dr. Renner.
Schluß der Debatte. (Bravo! Bravo!)

Präsident Seitz: Es ist Schluß der Debatte
beantragt. Berichterstatter Dr. Renner: Meine Herren!

Ich werde nur ganz kurz auf die einzelnen Anträge
cingehen und dabei einige auf die Sache bezügliche
Bemerkungen machen. Der Antrag des Abgeordneten
Malik verlangt, daß' im ß 1 das Wort „Freistaat"
beigefügt werde. (Ruf: Der Antrag tcurde nicht
genügend unterstützt!) Ich glaube, die Versammlung
hat schon durch die nicht genügende Unterstützung
des Antrages zum Ausdruck gebracht, daß es gar
nicht notwendig und absolut erforderlich ist, den

Ich bitte diejenigen Herren, welche für Schluß
der Debatte sind, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist ange¬
nommen.

Zum Worte sind noch vorgemerkt die Herren
Abgeordneten: Polke, Leuthner, Dr. Heilinger,
Tomschik, Rieger, Hanusch, Abram, Hille¬
brand, Starck, David, Schiegl, Völkert.
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Charakter des Staates ' in ausdrücklichen Worten
kundzumachen. Das war auch die Auffassung des
Vollzugsausschusses. Dpr Vollzugsausschuß war sich
ganz klar dessen bewußt — ich bitte, ich spreche
nicht in meinem Nymen, sondern im Namen des
Vollzugsausschusses. —, daß jede Deklaration, alle
deklarative Politik in dem gegebenen Falle vielleicht
gefährlich wäre, weil, sic die Gemüter mehr . ver¬
wirren als sammeln würde. Aus diesem Grunde ist
ja in diesem Gesetzentwürfe auch einer Reihe von
anderen Fragen aus dem Wege gegangen worden,
die für einen beträchtlichen £eil dieses Hauses als
-ernste Gewissensfragen gelten, und wir hatten gar
keinen Anlaß, in diesem Gesetze mehr zu verfügen
als notwendig ist und als das,. womit wir alle
einverstanden waren. Und so ist es zu. verstehen,
daß der Gesetzentwurf mit der größten Zurück-
baltnng sich ausdrückl und irgendwelche deklarativen
Erklärungen vermeidet. Ich halte ' überhaupt in
Gesetzen von.deklarativen Erklärungen nicht viel.

und es ist eine Aufforderung an die Regierung zum
Handeln, nicht aber eine Aufforderung an einen
Ausschuß, zu beraten. Es bedeutet also die Zu¬
weisung hier etwas ganz anderes. Wenn ich sage,
daß dieser Antrag der Regierung zugewiesen !
werden soll, bedeutet das, daß die Regierung bei j
Aufstellung ihres Arbcitsprogrannus diesen Antrag,
würdigen soll..

Der Abgeordnete Hummer hat in einer !
Reihe von sehr beachtenswerten Ausführungen der :
Nationalversammlung zum Bewußtsein zu bringen :
versucht, daß es ja bei uns in erster Linie ans. das- '
Handeln ankomme, .und alle seine Anträge sind auf !
unmittelbares Tun abgestcllt. j

Nun möchte ich mir hier auch- erlauben, eine- j
geschüstsordnungsmäßige Bemerkung zu machen. Ich !
habe nämlich den Ehrgeiz, wirklich den Ehrgeiz, >
daß aus diesem Parlament der Deutschen Österreichs !
etwas Ordentliches wird. Ich glaube, diesen Wunsch !
teilen Sie ja alle und infolgedessen .müssen wir
auf die Formen einigermaßen bedacht sein und :
müssen dadurch, daß wir eine feste Art des Ver- j
fcchrens uns anfrichten, es vermeiden, einander immer- !
fort selbst im Wege zu stehen und einander. mehr I
zu hemmen als zu fördern. Nun handelt es sich !
aber um folgendes. Die Anträge, die der Ab¬
geordnete Hummer gestellt hat, beziehen sich selbst¬
verständlich auch ans die Verfassung, denn es handelt
sich durchaus um Maßregeln, die - im Rahmen der
Verfassung zu tresscn sind. Aber hier handelt es sich
doch darum, eine Verfassung juristisch festzulegeu |
und das ist der Gegenstand der Tagesordnung.
Diese .Anträge gehören also eigentlich nicht zum
Verhandlnngsgcgenstand. Aber ich meine folgendes.
Wir müßten das haben, was man in anderen i
Parlamenten hat: Tie Interpellation zur allgemeinen
Politik der Regierung, die Frage:' Was macht !
jetzt die Negierung in dieser und dieser Situation? !
Wenn also der Herr Präsident das Bedenken I
gehabt hat, ob diese Anträge überhaupt zum j
Gegenstand gehören, und wenn das Haus in dem ;
einen Fall entschieden hat, daß sie dazu gehören,
und in dem anderen Falle,' daß sie nicht dazu
gehören, so ist das . ungewiß. Sie gehören eigent¬
lich nicht herein ' und gehören in - eine andere
Form. Wir werden aber tatsächlich, wenn' wir im
arbeiten sind und der Staatsrat die Vvllzugsgervalt
führt, eine Form einführen müssen, die es .einer
beachtlichen. Zahl von, .Mitgliedern— sonst wird
ein Mißbrauch daraus -— jrcistellt, gegenüber den
Geschehnissen der Zeit und des Tages die Regierung
zu fragen:'Was wirst du jetzt tun? In dieser Be¬
leuchtung wird mir aber der Herr Abgeordnete
Hummer verzeihen, wenn ich -sage, ich habe den
Eindruck, daß alle drei Anträge nicht zu diesem
Gegenstände, der Geschäftsordnung gehören? Nun
aber müssen wir in dicstr Frage nicht so streng sein.

Allerdings, wenn wir die definitive Verfassung
haben werden, wird ja selbstverständlich diese Frage
nach einer vdcr der anderen Richtung hin eMschicden
werden müssen und dann wird es auch notwendig
sein, das was inan in letzter Linie will, klar und
deutlich mit der richtigen deklarativen Bezeichnung

. zu versehen. Im Augenblick aber haben wir viel
nähere und dringendere Sorgen im Vollzugsaus¬
schüsse gehabt. Deshalb ist die auch dort gefallene
Anregung im VollzngSansschusse nicht angenommen
worden..

Die Ausführungen der Herren Abgeordneten
Waber und Stöckler und die Anträge, die sie
gestellt haben, haben eigentlich mehr Anweisungen
für ein Vcrwaltungsprogramm enthalten, eine An¬
weisung an den Staatsrat und.die neue Regierung,
was jie durchführen und machen soll, und cs ist

-infolgedessen zu empfehlen, daß der Antrag Waber
dem Vollzugsausschüsse znm Studium zugemiesen
werde.

Ich möchte hier eine kleine Unterscheidung
gegenüber der Praxis im Abgeordnetenhause machen.
Wenn wir im Abgeordnetenhause eine Sache einem
Ausschuß zugcwiesen haben, war das in der Regel
eine Art Beiseiteschieben. Nun steht das kirn Voll¬
zugsausschuß ganz anders, denn der Vollzugsaus¬
schuß ist nicht ein beratender Ausschuß, der eine
Sache nur in bezug auf ihre juristische und volks¬
wirtschaftliche Zulänglichkeit und Berechtigung zu
prüfen hat, sondern der zu vollziehen hat, und wenn
wir infolgedessen hier beschließen, ein Antrag sei
dem .Vollzugsausschuß zuzuweisen, bedeutet das
etwas Panz anderes als wenn man im Parlament,
bei einer rein beratenden Körperschaft die Zuweisung
beantragt hat. Es ist notwendig, diese Unterscheidung
sich vor Augen zu halten, denn der Vollzugsaus¬
schuß und der Staatsrat ist ja die Regierung selbst
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läßt sich nicht so übers Knie brechen; denn
gerade wir als eine ganz junge Körperschaft im
öffentlichen Leben dürfen uns nicht der Gefahr
innerer Reibungen oder persönlicher Fehlgriffe ans-
setzcn. (Zustimmung.) Ich nmrde also glauben, daß
man diesen Antrag nicht annehmcn soll, weil er den
Staatsrat, den man einsetzt und dem man vertraut,
sofort von Haus aus in eine Zwangssituation ver¬
setzt. Der Staatsrat wird, glaube ich, das Seinige
tun und das Zusammenwirken des Parlaments mit
der Exekutive ist ja dadurch gewährleistet, daß die
Präsidenten deS Hanfes zugleich Präsidenten des
Staatsrates sind. Ich glaube, daß diese staatsrecht¬
liche Konstrnktidn der künftigen Ordnung der Dinge
sehr zustatten kommen wird.

Was den ersten Antrag in bezug auf das
Znhilferufcn des Deutschen Reiches betrifft, so
glauben Sie ja nicht, nieine Herren, daß sich dem
bisherigen Vollzugsausschuß Glicht die Fragen der
Sicherheit unseres Landes und unseres Volkes auf-
gedrängt haben, daß mail nicht mit der ernstesten
Sorge alles das verfolgt, was auf diesen! Gebiet
vorgeht. Aber erstens einmal sind.doch das, was
gefordert wird, Verwaltnngsakte, Verwaltnngsaktc
im höchsten Sinne, Staatsakte, unter anderen der
eine von der höchsten völkerrechtlichen Verantwort¬
lichkeit. Wenn er vollzogen würde, würde ich nicht
empfehlen, ihn hier im Parlament in der breiten
Öffentlichkeit viel zu erörtern, sondern iin Vollzugs¬
ausschuß. Und so steht es auch mit den anderen An¬
gelegenheiten. Selbst wenn in der neuen Verfassung
steht: die Gesetzgebung behält sich die National¬
versammlung vor, mit der Negiernngs- und Voll-
zngsgewalt betraut sie den Vollzugsausschuß, so
müssen' wir hier nicht in den Fehler der Viel¬
regiererei verfallen und hier alle einzelnen
Akte, die die Regierung setzen soll, derart
behandeln, als wären sie einfache Gesetzesvorlagen.
Wir müssen schon trachten, daß wir uns in diesen
Dingen eine feste, gesicherte Praxis begründen und
daß jeder einzelne und besonders die künftige Oppo¬
sition sich diese feste Praxis selbst mitbegründcn
Hilst, aus dein einfachen Grunde, weil im Ernst¬
fälle gerade diese feste Praxis der starke Schutz der
Opposition ist, während eine Opposition auf das
Äußerste geheurmt wird, wenn kerne feste geschäfts-
ordnungsmäßige Praxis .vorhanden ist. Aus dem
lebhaften Interesse daran, aus nnserenr Parlament
etwas werden zu lassen und die tausendfältigen
Mißbräuche, die wir früher gehabt haben, nicht
hier aufkonunen zu 'lassen, habe ich mir erlaubt,
mich hier ein wenig über staatsrechtliche und geschäfts-
ordlimrgsmäßige Unterscheidungen anszirlassen. '

Der Antrag Heilinger, daß man den § 14
hier ansschließen soll, steht auch nicht in Ver¬
handlung, aber ich möchte darüber doch das eine
sagen: Man soll doch nicht diese unsere Verfassung
etwa hineindenken in die alte Gesetzgebung. (Ab¬
geordneter Dr. Heilinger: In der Interpretation
int allen mögliche dageuiesen!) Wir sollen NNs an-
gewöhnen, unsere Gesetze doch in einer absoluten
Trennung, in einer absoluten moralischen Trennung
von den bisherigen Staatsgesetzen zu betrachten.
(Abgeordneter Dr. Heilinger: Darum muß man
das gleich hincinnelunen!) Das ist ganz überflüssig,
verehrter Herr Abgeordneter Heilinger, denn wie
Sie wissen, sind die § 14-Verordnungen kaiserliche
Verordnungen und es ist im Rahmen unseres Ge¬
setzes für eine solche kaiserliche Verordnung gar
kein Raum. (Abgeordneter Dr. Heilinger: Ahm'
ich bitte die Analogie ist doch da! Sie, sind doch
Jurist!) Wenn Sie gut anfgemerkt hätten, Herr
Abgeordneter Heilinger, so würde Ihnen anf-
gesallen sein, daß gerade nach diesem Statut die
Regierung doch überhaupt keine Verordnungen erlassen
kann. Wir haben eben nur eine Verwaltung und
das, was die verordnende Regierung ist ....
(Abgeordneter Dr. Heilinger: Das steht ja nicht
darin!) Ja, das steht darin! (Fortgesetzte, Zwisehen-
rgfe des Abgeordneten Dr. Heilinger.)

Ich würde in bezug auf den Antrag 2, der
in Verhandlung stand, empfehlen, die provisorische
Nationalversammlung wolle beschließen, diesen Antrag
deur 'neugewählten Staatsrat zur ernstesten Würdi¬
gung zuznweisen, wobei ich auf das Hinweise,
was ich früher über die Zuweisung an den Staats¬
rat gesagt habe.

Präsident Seitz: Ich bitte, Herr Abgeordneter
Heilinger, nicht immer zu unterbrechen!

Der Antrag auf Permanenzerklürung ist natür¬
lich ein Antrag, der mit der Sache znsammenhä'ngt,
aber die Geschäftsführung des Hauses betrifft. Nun,
ich glauhe, eine Permanenzerklürung ' wird ' ans
mehreren inneren Gründen ’ nicht gut 'möglich sein.
Das aber, was dem Herrn Antragsteller vorschwebt,
wird, meine ich, in kurzer Zeit erreicht sein.
Es genügt heute vollständig, wenn der Antrag an¬
genommen wird, daß der Staatsrat heute noch
gewählt wird. Die Bestellung von 15 Staats¬
sekretären ist auf der anderen Seite doch ein Geschäft,
daS wir dem StaatSratc überlassen müssen, und das

Berichterstatter Dr. Renner (fortfahrend):
Die Vollzngsvcrordmmgen, die Verordnungen, die sich
an den Staatsbürger richten und Staatsbürgcr-
pffichrcn begründen, kann die Regierung der Staats¬
sekretäre überhaupt nicht erlassen, sondern mir der
Staatsrat — das ist der große Unterschied dabei
—, so daß die Regierung eine Verordnung über¬
haupt nicht wirksam erlassen könnte, die Staats-
bürgerpftichten ansspricht. Nicht nur das: sie bekommt
vom Staatsrat auch Dienstesanweisnngen und kann
nur an ihre Beamten und Diener Dienstbcfehlc
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eigentlich diese Nationalversammlung gar nicht an¬
wesend und konnte sich daher über meinen Antrag
weder ein Urteil bilden noch konnte sie rmtstimmen,
weil ja alles draußen war. Man pflegt — wenig» !

ergehen lassen, aber sich mit Verordnungen an
Staatsbürger Zu richten .... (Abgeordneter Dr.
Heilinger: Leider ist mir nicht das Recht gegeben,
zu sprechen, sonst würde ich ihnen schon antworten!)
Es' ist ganz nützlich, daß diese Frage aufgeworfen
worden ist, denn ich sehe darin eine wesentliche
Garantie unserer künftigen Freiheit und ich möchte,
daß bei der Interpretation dieses Verfassungsgesetzes
in Hinkunft diese Gesichtspunkte abei auch maßgebend
-bleiben. (Neuerliche Zwischenrufe des Abgeordneten
Dr. Heilinger.)

stens ist es so bei uns im Hause drüben gewesen— j
vor einer Abstimmung wenigstens zu läuten, damit j
einige Herren hereinkommen. Ich glaube daher, daß j
ich die Bitte an den Herrn Präsidenten stellen darf,
daß er meinen Antrag, betreffend die Einsetzung des
Wortes „Freistaat" anstatt „Staat", vielleicht noch
einmal zur Abstimmung bringe. (Rufe: Zur Unter-
s/ülznng!)

Präsident Seitz: Herr Abgeordneter Dr.
Heilinger, ich muß Sie noch einmal bitten, die
Verhandlungen durch Ihre Zwischenrufe nicht un¬
ausgesetzt zu stören.

Präsident Seitz: Ich mache aufmerksam, daß j
ich über diesen Antrags überhaupt nicht habe ab- !
stimmen lassen, sondern daß ich nur, weil eben der !
Antrag nicht genügend unterstützt war, die Unter- ;
stützungsfrage stellen mußte. Ich habe den Herrn
Antragsteller bei Überreichung des Antrages aus¬
drücklich gebeten, er möge sich der kleinen Mühe
unterziehen und die 20 Unterschriften einholen — j

Berichterstatter Dr. Renner: Und nun noch
eine andere Frage. Es ist die Frage der Dynastie
in bezug auf diese Verfassung oft erwähnt worden.
Diese Angelegenheit — und ich spreche hier selbst¬
verständlich als Berichterstatter des Vollzugsaus¬
schusses — ist im Vollzugsausschüsse mit einer ge¬
wissen Absicht nicht zur Erörterung gestellt worden,
aber ich glaube, soviel zu erkennen, daß jbec Voll¬
zugsausschuß der Auffassung ist, daß die, Dynastie,
der Hofstaat und alles das, was staatsrechtlich dazu
gehört, .mit der Zivilliste usw., daß' alle diese
staatsrechtlichen Exigcntien Angelegenheiten betreffen,
die allen anderen Nationen mit uns gemeinsam waren,
und wenn wir uns unser eigenes Haus als deutsche
Nation hier bestellen, so haben wir mit diesem Faktor,
der eigentlich in die Kategorie der mit allen anderen
Nationen gemeinsamen Einrichtungen gehört, gar
nichts zu tun.

die Herren sind ja alle im Hause —, er ist aber j
dann nach einiger Zeit zu mir gekommen und hat !
mir wiederuni den Antrag blank, ohne die Unter- i
schxiften überreicht. Schon daraus mußte ich natür- \
lich den Schluß ziehen, daß er eben die Unter- !
schristen nicht aufbringen kann. Ich habe.aber dann |
noch zu einer Zeit, wo das Haus durchaus nicht >
leer war, sondern alle Plätze besetzt waren, die
Unterstützungssrage gestellt, der Antrag wurde aber j
nicht genügend unterstützt. Ich bcdaure sehr, aber j
neu aufnehmen kann ich die Unterstützungssrage j
nicht mehr. j

Wir schreiten zur Abstimmung. j
Gegen die Anträge des Vollzugsausschusses j

sind Gegenanträge nicht gestellt worden, auch nicht
Abänderungs- und Zusatzanträge, wir konnten daher
eigentlich, falls kein Widerspruch erfolgt, über das
ganze unter Linenr abstimmen. (Zustimmung.) Wir
werden also über folgenden Beschlußanträg abftimmen:
„Beschluß der provisorischen Nationalversammlung
von Deutschösterreich über die grundlegenden Ein¬
richtungen der Staatsgewalt" —. folgen dann die
einzelnen Paragraphen. (Anhang.) s

.Ob- und wie diese Gemeinsamkeit. . . (Abge¬
ordneter Teufel: . aufgeteilt wird!) . . . fort-
befteht, aufgeteilt wird, sich ändert (Abgeordneter
Heine: .. . aufgelöst wird!) oder ausgelöst wird,
das liegt nicht in den Händen ' der Deutschen ganz
allein, sondern der anderen, Völker auch, und unser
Handeln wird mannigfach bedingt sein. Selbstver¬
ständlich wird die konstituierende Nationalversamm¬
lung auch in diesem Punkte eine vollständig freie, durch
keine Macht zu beeinflussende Entscheidung zu
.treffen haben. (Lebhafter Beifall und Hände-
■ klatschen.) •

Diejenigen Herren, welche dieseni Beschluß-
antrage zustimmen, wollen sich von den , Sitzen er- •
heben, (Geschieht.) Ich ersuche um die Gegenprobe.
(Nach einer Panse:) ..Der Antrag ist einstimmig
angenommen. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.) •

Abgeordneter Malik: Ich bitte, zur Geschäfts¬
ordnung!

Es sind dann.noch Zusatzanträge gestellt worden,
von denen der Herr Berichterstatter meint, daß sie
dem Vollzugsausschüsse zugewiesen werden sollen.

^Präsident Seitz: Zur formellen Geschästs-
behandlung erteile ich dem .Herrn Abgeordneten
Malik das Wort. 1 Ich glaube, die Herren Antragsteller sind auch dieser

Ansicht.
Ich bitte also diejenigen Herren, welche gemäß

dem Anträge des Herrn Referenten diese Anträge 7
Abgeordneter Malik: Bei der Stellung

meines Antrages und bei dessen Abstimmung war
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dem derzeitigen Vollzugsausschüsse, später Staats¬
rate, zu überweisen wünschen, sich von den Sitzen
51t' erheben. (Geschieht) Der Antrag ist ange¬
nommen.

Herren, "daß wir alle drei Wahlen unter einem vor¬
nehmen? (Hufe.: Ja!) Ich bitte also die Mitglieder
des Hauses, die drei Stimmzettel, und zwar sowohl
für die Präsidenten wie für den Staatsrat und die
Ersatzmänner sowie den Stimmzettel über den.
Staatsgerichtshof je zusammenzufalten und unter
einem abzugeben. Es werden Urnen herumgereicht.
(Nach Abgabe, der Stimmzettel:) Die Stimmen¬
abgabe ist geschloffen. Das Skrutinium wird im
Laufe der Sitzung vorgenommcn werden. -

Schließlich ist vom Herrn Referenten ein for¬
meller Antrag gestellt worden, der dahin-geht, daß
die Wahlen sofort vorzunehmen seien. Das ist eigent¬
lich ein Tagesordnungsantrag nyd ich werde ihn
zur Abstinnnung bringen.

Ich bitte diejenigen Herren, die dafür find,
daß die Wahlen sofort vorgenommen werden, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschickt.) Ange¬
nommen.

Wir kommen zum nächsten Gegenstand der
Tagesordnung, das ist der Bericht des Voll¬
zugsausschusses über Arbeitsvermittlung
und Arbeiterschutz bei der- Demobili¬
sierung.

Weiters ist vom Herrn Referenten unter einem
über einen zweiten Gegenstand referiert worden, das
ist ein Antrag des Vollzugsausschusses, betreffend
National- und Bürgergarden (liest):

Ich erteile dem Herrn Berichterstatter Dr. Urban
das Wort.

Die Nationalversammlung wolle be¬
schließen: Berichterstatter Dr. Urban: Hohe National¬

versammlung! Der Vollzugsausschuß hat, soweit
seine Uberbeschäftigung es zuließ, sich auch mit
jenen großen sozialen Problemen befaßt, welche in
der nächsten Zukunft die allergrößte Rolle spielen
werden. Es handelt sich hier mit die Frage der
Demobilisierung, welche unmittelbar nach Eintritt
des Waffenstillstandes geroiß höchst aktuell- sein wird.
Dabei werden unzählige Arbeitskräfte frei werden.
Abgesehen von den Arbeitskräften, welche durch die
Entlassungen an' der Front frei werden, werden
auch große Entlassungen bei der Kriegsindnstrie
stattfinden, und auch für diese Arbeiter muß vor¬
gesorgt werden. Kompliziert wird dieses Problem
noch durch die' großen Schwierigkeiten in her Er¬
nährung. Auch hier wird vvrgesorgt werden müssen.

„Der Vollzugsausschuß hat knndzumachen,
daß die Organisation der bewaffneten Macht
ausschließlich Aufgabe der Staatsgewalt ist,
daß daher ( kein Privater das Recht' besitzt,
Nationalgarden zu bilden oder zu ihrer
Bildung aufzurufen. Insoweit Landesregie¬
rungen oder Gemeindevorstehungen aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit Bürger¬
garden aufzustellen beabsichtigen, haben sie
unter Vorlage des Organisationsstatuts die
Genehmigung des Staatsrates einzuholen."

Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem An¬
trag zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Der Antrag ist angenoinmen.

Schließlich ist noch ein Resolutionsantrag der
Herren Abgeordneten Dr. v. Hofmann, Held und
Genossen eingebracht worden (liest):

Der Vollzugsausschuß hat es. mit großer
Freude begrüßt, daß wenigstens zwei Jnteressenten-
grnppen, die Industrie und die industrielle Arbeiter¬
schaft, mit einem Vorschlag an ihn herangetreten
sind, in dent sich diese beiden Gruppen bereit er¬
klärten, den Vollzugsausschuß bei der Löstmg dieser
schweren Ausgabe zu unterstützen. Der Vorschlag
ging dahin, es möge ein Beirat gebildet werden,
der zu gleichen Teilen vom Reichsverband der In¬
dustrie und von den Gewerkschaften zu beschicken
wäre und der dann gemeinsam mit dem Vollzugs-
ansschnß, beziehungsweise mit dem künftigen Staats¬
rat die entsprechendett Maßnahmen beraten, be¬
schließen und an den maßgebenden Stellen durch¬
führen soll.

„Der Vollzugsausschuß oder der Staats-
rat wird aufgefordcrt zu erwägen, ob nicht
ein eigenes Staatsamt für Post-, Tele¬
graphen- und Fernsprechwesen — entsprechend
der • Generaldirektion für diese Angelegen¬
heiten (Sektion 3) des Handelsntinisteriums
— einznrichten wäre."

Ich bitte dicjenigeti Herren, welche diesem
Resolutionsantrag zustimmen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist ange¬
nommen.

Wir kommen jetzt zu den Wahlen. Es liegen
Stimmzettel auf und wir werden zuerst die Wahl
der Präsidenten, dann des Staatsrates und endlich
des Staatsgerichtshofes vornehmen.

Der Vollzugsausschuß- hat diesen Vorschlag
angenommen. Der Beirat ist zusammengetreten und
hat sofort ein Programtu für seine Arbeiten ent¬
worfen, hat es dem Vollzugsausschuß vorgclegt und
dieser hat es auch angenommen.

Ich werde zuerst die Stimmzettel über die Wahl
der Präsidenten einfammeln lassen; oder wünschen die
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Mit Rücksicht auf die Fülle der heutigeil Tages-
ordnung werde ich mir erlauben, dieses Programm
nur im allgemeinen zu skizzieren und nur jene
Punkte schlagwortartig hervorzuheben, welche nach
nieiner Allficht als die wichtigsten erscheinen. •

6. Erteilung von Aufträgen für den öffent¬
lichen Friedensbedarf. ' j

IJ. Maßnahmen zum Zwecke der Ver¬
mittlung von Arbeitern an andere Arbeits¬
stätten:

Der Komplex der in diesem Zusammenhang zrl
behandelnden Fragen wird in zwei Hauptgrnppen
zerfallen:

• 1. . Errichtung paritätischer Acb.eits-
nachweise:

a) durch Heranziehung der bestehenden Arbeits-
verniittlungsstelleu,I. Weiterbeschäftigung der Arbeiter in der bis¬

herigen Kriegsindustrie für die Herstellung von
Friedensartikeln.

b) durch Schaffung von Betriebskommifsionen in
den großen militärischen. rmd industriellen
Betrieben, '!II. Vermittlung' vvli Arbeitern an andere

Arbeitsstätten. • •' а) durch Schaffung von Ortskommisfioncu in
Orten, in welchen sich eine'Reihen kleinerer !
Kriegsbetriebe besinden, - !

I. Zur Weilerbcschüftigung der Arbeiter in den
bisherigen Betrieben sind geeignete Vorkehrungen in
folgenden Punkten erforderlich: б) Zusammenfassung aller dieser Arbeitsnachweise . '

in eine Zentralorganisation (industrielle ^ Ab- -
1. Maßnahmen zur Sicherung der Er¬

nährung der Arbeiter in. den Fabriksbekriebeii:
rüftnngsstelle), die berufen sein wird, deny \
Verkehr mit den Arbeitsnachweisen der alleren j
nationalen Gebiete zu pflegen. !a) durch Aufrechterhaltung und Allsbau der bis¬

herigen diesbezüglichen Einrichtungen, 2. Vorkehrung zur kostenlosen Beförderung
der' in ' der Kriegsindustrie beschäftigungslos ge¬
wordenen Arbeiter au andere Betricbsstätten,
beziehungsweise in ihre Hennatsorte.

. b) durch Verwendung der Neuerzeugung dieser
Betriebe als Kompensation für Lebcnömittel-
beschaffung.

3: Gewährung einer staatlichen Unterstützung in
Form einer Abfertigung an die rücktransportierten
Arbeiter für die Dauer der Reise und ersten
Aufcnthaltszcit. -

2. Beschaffung von Rohmaterial für
die Herstellung von Friedensartikeln:

a) durch Freigabe der bei. Annullierung der
Heeresliefernngen ftciwerdenden Rohmaterialien
lwd Halbfabrikate, beziehungsweise sofortige
Umänderung des ErzeugungsprogrammS für
diese Materialien,

4. Sinngemäße Anwendung des Punktes I, 2,
betreffend Zuweisung • von freiwerdenden Roh¬
materialien und solchen aus der Sachdemobili-
sierung an andere Industriezweige zur Ermöglichungb) Einrichtung einer Austauschstelle der durch

Sistierung der Hecresaufträge freigcwordenen
Rohmaterialieu,

der Wiederaufnahme der Friedcnstätlgkeit. !

5. Sicherstellung der Eisenbahnbcför- !
dcrung dieser Sachgüter und der erforder- !
lichen Lebensmittel an die Friedensindustrie. !

c) sofortige Zuteilung der durch die Sach-
demobilisieruug der Heeresgüter zur
Verfügung stehenden Roh- und Hilfsstoffe, sowie
Hilfsniaschi.nen und Transportmittel.

6. Staatliche Notstandsarbeiten und Erteilung
von Aufträgen für öffentlichen Bedarf.

3. Geeignete Einflußnahme auf den
Zeitpunkt und die Reihenfolge der Ein¬
stellung der Kriegsproduktion in den einzelnen
Industriezweigen.

Zur Durchführung dieses Programms wird
es zunächst erforderlich sein, mit der Heeresver¬
waltung prinzipiell zu vereinbaren, daß die derzeit
zur Kriegsindustrie kommandierten oder für sie
enthobenen Arbeiter, sobald sie, sei es in dieser,,
sei es in einer anderen Industrie Beschäftigung
finden, aus dem militärischen Dienstver¬
hältnis beurlaubt werden . und daß insbe¬
sondere die Freizügigkeit' nicht nach den
gegenwärtigen Intentionen durch Zusämmensassen
der frciwerdenden Arbeiter in Sanuuelkadcr be¬
hindert werde..

4. Gewährung staatlicher Unterstützung
für Arbeitslosigkeit, insoweit eine solche Untere
stützung für die Durchführung obiger Maßnahmen
erforderlich ist.

5. Abschaffung des kriegswirtschaft¬
lichen Arbcitszwanges und Errichtung von
Einigungsämtern in Lohnfragen an Stelle
der bei Endigung des Kriegsleistuugsvcr-
hültni.sses außer Kraft tretenden Beschwerde-,
kommissivnen. , ■ , i

Tie Arbeitslosenunterstützung und der
Arbeitsnachweis müssen in einen organischen
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Zusammenhang gebracht werden. Insoweit in
den einzelnen Industrien triegswirtschaftliche
Verbände und bei diesen Unterstützungsein¬
richtungen bestehen, wären sie heranznziehen. Trotz
den von beiden Jnteressentengruppen gegen die
Tätigkeit der Beschwerdekommissionen viel¬
fach erhobenen Klagen erscheint es doch not¬
wendig, in dem Augenblicke, in welchem durch
Fortfall der Kriegsleistung die Kompetenz dieser
Kommissionen'' aufhört, Einrichtungen zu schaffen,
um für eine geregelte Behandlung von Lohn-
differenzcn zu sorgen.

Ich erlaube mir daher,.dieseAnträge der hohen
Nationalversammlung zur Annahme zu empfehlen.

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte sind
gemeldet: die Herren Domes, Kuranda, David,
Reismüller, Kittinger, Starck. Ich erteile tzaS
Wort dem Herrn Abgeordneten Domes.

Abgeordneter Domes: HoheNationalversanlm-
lung! Die Fragen, die von meinem unmittelbaren
Vorredner angeregt worden sind, sind brennend. So¬
weit Nachrichten vorliegen, werden in verhältnis¬
mäßig kurzer Zeit 606.000 Arbeiter aus der Kriegs¬
industrie entlassen werden. In der nächsten Zeit
wird für diese 600.000 Arbeiter, die ans der
Kriegs- und Rüstungsindustrie freiwerden, ja nicht
einmal für 100.000 Arbeiter die geringste Mög¬
lichkeit einer Arbeitsgelegenheit bestehen. Die Privat-
industrie konnte sich nicht vorberciten und ist- auch
im gegenwärtigen Moment nicht imstande, Vor¬
bereitungen für den Wiederaufbau zu • treffen, weil
es erstens an Material fehlt und zweitens an Kohle
und weil drittens der kriegswirtschaftliche Arbeits-
zwang die Austeilung der Arbeitskräfte vollständig
unmöglich macht.

Das Komitee beehrt sich sohin den Antrag
Lu stellen, der Vollzugsausschuß der deutschen
Nationalversammlung wolle beschließen (Heut):

„1. Zur Durchführung aller mit der
Überführung der durch das Aufhören des
Kriegsbedarfes und durch die Demobilisierung
frei werdenden Arbeitskräfte in die Friedens¬
beschäftigung zusammenhängenden Maß¬
nahmen wird ein Arbeitsamt errichtet,
zu dessen Leitung ein paritätisch aus Ver¬
tretern der Unternehmer und der Arbeiter
zusammengesetztes Direktorium gebildet
wird.

2. Bis zur Errichtung eines solchen
Arbeitsamtes wird die bestehende paritätisch
zusammengesetzte; eventuell entsprechend zu
ergänzende I nd ustri e ko m mi ss i o n unter
Vorsitz eines Delegierten des Vollzugsaus¬
schusses ermächtigt, im Rahmen des vorge¬
legten Programms und nach jeweiliger Er-
inächtigung durch den Vollzugsausschuß in
dessen Namen die zur Durchführung dieses
Programms ' erforderlichen Anträge an die
Militärverwaltung und die österreichischen
Behörden zu stellen und die Durchführung
dieser Maßnahmen zu überwachen.

Die nächste Frage, mit der sich der ^Vollzugs¬
ausschuß wird • beschäftigen müssen, ist die Be¬
seitigung des kriegswirtschaftlichen Arbeitszwanges;
denn solange die Arbeitermassen unter dem kriegs¬
wirtschaftlichen Arbeitszwange stehen, ist es über¬
haupt unmöglich, eine Losung dieser Frage herbei-
zusührem Schwierig wird sic auch deswegen, weil
aus staatspolitischen Gründen die Arbeiterschaft ver¬
schiedener Länder durcheinandergeworfcn ist. Wir
haben im deutschen Gebiete viele Tausende von
Ungarn und Tschechen, wir haben im tschechischen
Gebiete viele Tausende von Deutschen und ebenso
auf ungarischem Gebiete viele Tausende von
Deutschen. Ter Austausch von Arbeitskräften ist
ganz unmöglich, solange der kriegswirtschaftliche
Arbeitszwang existiert. Was der Vollzugsausschuß
als seine nächste Aufgabe wird betrachteu müssen,
um überhaupt die Frage behandeln zu können, ist
also die Beseitigung des kriegswirtschaftlichen Arbeits-
zwanges.

Ich bemerke, daß das Progranim und diese
Anträge aus einem Kompromiß zwischen den Ver¬
tretern des Reichsverbandes der Industrie und den
Gewerkschafter! beruhen und daß särntliche Anträge
einhellig von beiden Gruppen angenommen wurden.
(Abgeordneter Denk! Was ist’s mit den Gewerbe¬

treibenden!) Bei dieser Gelegenheit wurde auch
darauf hingewiesen/ daß weder die Landwirtschaft
noch das Gewerbe noch viele mittelständige Gruppen
bei diesen Fragen mit herangezogen wurden. Es
wurde daher von dem Vollzugsausschüsse die Bildung
einer II. Sektion in-Aussicht genommen, welche teil¬
weise aus Gewerbetreibenden, teilweise aus landwirt¬
schaftlichen und andereil Organisationen besteht, und
man hat auch in Aussicht genommen, sich namentlich
bezüglich der Gewerbegruppe mit dem Reichshand-
werkerrat in Verbindung zu setzen.

Ich will die hohe Versammlung nicht damit
beschäftigen, in welcher Weise dieser kriegswirtschaft¬
liche Arbeitszwang rechtsbeugend auf die Arbeiter
gewirkt hat; ich will hier nicht-erzählen, was den
Arbeitermassen' unter diesenl Arbeitszwange während
des Krieges alles passiert ist. Wenn wir an die
Lösung dieser Frage überhaupt schreiten lvollen, ist
das erste die Aushebung, die Beseitigung dieses
Arbeitszwanges. (Abgeordneter Dr. Michl: Aber
langsam! Anf einmal kann es nicht geschehen!)
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Das muß aus einmal geschehen. (Abgeordneter
Dr. Michel: Bann -ist das Malheur fertig!) Nein!
Verzeihen Sie. Nachdem der Herr Kollege' diese
Zwischenbemerkung gemacht hat, nröchtc ich darauf
antworten, daß em langsamer Abbau des kriegs¬
wirtschaftlichen Arbeitszwangcs überhaupt nicht mög¬
lich ist. Wo soll der Ansang gemacht werden? Sind
die ersten Schichten vom Arbeitszwange frei, so
machen sich die andern selber frei und dann sind
die Arbeiter natürlich nicht, mehr zu halten. Außer¬
dem ist mit dem langsamen - Abbau nicht die
Möglichkeit gegeben, den Arbciteraustausch vorzu¬
nehmen.

Präsident Seitz: Zu einem formalen Antrag
hat sich der Herr Abgeordnete Seliger zum Worte !
gemeldet. Ich erteile, ihm das Wort.

Abgeordneter Seliger: Ich .beantrage
Schluß der Debatte.

Präsident Seitz: Es wird Schluß der Debatte
beantragt. Ich ersuche diejenigen.Herren, die diesem
Anträge zustimmen, sich 'von . den Sitzeri-W erheben.
(Geschieht) Angenommen.

Vorgemcrkt sind die Abgeordneten Kuranda,
David, Kittinger, Starck, Resel, Pongratz,
Muchitsch, Gröger, Seliger. Ich bitte, sich , auf
einen Generalrcdner zu einigen. (Rufe: Abgeord¬
neter Kuranda!) Herr Abgeordneter Kuranda ist
zum Generalredner gewählt worden. Ich erteile
ihm das Wort.

Der Arbeitszwang .muß sofort aufgehoben
werden. Aber mit dem Aufheben des Arbcitszwangcs
muß gleichzeitig verbunden sein die Schaffung von
Arbeitsgelegenheit; mit der Abrüstung muß gleich¬
zeitig verbunden sein der Wiederaufbau der Industrie,
beziehungsweise der Produktion;, denn sonst haben
wir nicht nur die 600.000 Menschen, die aus der
Rüstungsindustrie frei werden, 'soweit unser alter
gewesener Staat in Betracht kornmt,. sondern noch
dazu die Million, die von der Front frei wird.

Abgeordneter Kuranda: Ich verzichte nicht
auf das Wort, werde aber Ihre Aufmerksamkeit i
nur für kurze Zeit in Anspruch nehmen. Der Herr
Referent, ebenso niein ausgezeichnet sachverständiger
unmittelbarer Herr Vorredner haben hinsichtlich der
Arbcitervcrhältnisse, wie sie sich beim Übergang
von der Kriegs- in die Friedensindustrie nach
imseren Wünschen gestalten sollen, so treffende und
sachverständige Worte gesprochen, daß. ich ihnen
nichts beiznfügen habe. Ich habe nur folgendes in
anderer Richtung zuzusügen.

Der Vollzugsausschuß wird sich schon int
gegenwärtigen Momente die* Frage vorlegen müssen,
welche Maßnahmen zu treffen sind, um den Wieder¬
aufbau der Friedensproduktion zu ermöglichen. Vor.
allem aber, nreine Herren, ist es notwendig, daß
die Kriegsproduktion nicht sofort eingestellt wird.
Es war Absicht des Kriegsministeriums, die
Kriegsproduktion sofort einzustellen. Tabei wären
allein schon in der Rüstungsindustrie im deutschen
Gebiete.für die nächsten ' Tage ungefähr 200.000
Menschen arbeitslos geworden. Es muß also
mit der Kricgsverwaltnng darüber beraten und
verhandelt werden,' daß der Abbau der Rüstungs¬
industrie nur sukzessive vor sich geht. Es wird dem¬
gegenüber eingeweiidcl, daß das Materiäl, das jetzt
noch zur Rüstung verwendet werden sollte,' zum
Aufbau der Friedensindustrie oder der Friedens-
Produktion notwendiger sei. Das ist ja wahr, aber

. cs gibt keinen Weg, den Abbau, beziehungsweise
die Einstellung der Produktion in den' Fabriken zu
bestimmen, ' ohne dafür zu sorgen, daß im nächsten
Moment eine andere Arbeitsgelegenheit vorhanden
ist. Es wird also Aufgabe des Bvllzugsausschuffes
sein, auch mit dem Kriegsmmisterinm einen Plan
zu. besprechen, wodurch verhindert wird, daß die
Arbeitermassen ans einmal brotlos werden. An¬
regungen sind in. dem Programme, das der Herr
Dr. Urban , hier beantragt hat, schon enthalten.
Ich möchte die Versammlung bitten, dieses Pro¬
gramm zu akzeptieren und auf Grund dieses Pro-
grammcs werden der ' Nationalversammlung noch
weitere Vorschläge über die. Abrüstung in der
Rüstungsindustrie unterbreitet werden.

Die Beschwerdekommission Wien I, und ihrem
Votum folgend und sich beugend die andereir
Beschwerdekommissioncn Wiens haben nach langer
Zeit eine Angelegenheit erledigt, die vielleicht zu
den schwierigsten gehört hat, die auf dem sozial¬
politischen Einigungsgebiete zu erledigen waren, die !
Frage der technischen und kaustnännischen Beamten >
der Kriegsindustrie; denn nur für diese sind die !
Beschwerdekommissionen maßgebend, die Lohnämter !
werden später einen weiteren Wirkungskreis haben.
Es ist uns nun gelungen, sowohl die beiden
Organisationen, die Organisation der technischen
und kausmänischen Beamten einerseits und andrer¬
seits den Reichsverband der Industrie, vollkommen
unter einen . Hut zu bringen und das von uns als
unmöglich angesehene Ideal eines festen Gehalt¬
schemas und Teuerungszulagenschemas auszuorbeiten,
welches eine wesentliche Vorbereitung für die
Arbeiten des sozialpolitischen Ausschusses in unserem
ehemaligen Reichsparlamente geboten hätte. Ich
habe mir daher erlaubt, hier das Wort zu ergreifen
und, weil ich selbst dieser Beschwerdekommission
angehörc und die Vorzüge derselben kenne, folgende
Resolution zu beantragen (liest):

„Der Vollzugsausschuß wolle bezüglich
der kaufmännischen und technischen Beamten
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Bel der Präsidentenwahl wurden 163
Stimmzettel abgegeben. Die absolute Majorität be¬
trägt daher 82.

unter Beiziehung von deren Organisationen
analoge Maßnahmen wie für die Arbeiter
treffen."

' Es wurden an Stimmen abgegeben: Für. Dr.
Dinghofer 157, für Hauser 163, für Seitz 163,
für Dr. Waldner 6 Stimmen. Es erscheinen daher
zu Präsidenten gewählt die Herren Dr. Ding-
hofer, Hauser, Seitz. (Lebhafter Beifall and
Händeklatschen.)

Natürlich, dieselben können es nicht sein; es
sind ganz andere Verhältnisse, die Zahl ist geringer,
der Lohn aber viel höher, andrerseits ist doch
wieder die materielle K^ast des einzelnen stärker,
so daß man vielleicht mit staatlichen Zulagen
weniger zu arbeiten hat und nur in Ausnahms-
sällen, im großen und ganzen aber ist ein paralleles
Verhältnis wie bei den Arbeitern, und ich glaube,
auch diese Leute sollten bei der Regelung nicht zu
kurz kommen.

Hohes Hans! Ich habe namens meiner beiden
geehrten Herren Kollegen die Erklärung abzugeben,
daß wir die Wahl annehmen. (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen.) Wir danken Ihnen für das
Vertrauen, daß Sie uns schenken und hoffen, es
auch, rechtfertigen zu können. Wir werden uns be¬
mühen/ die Leitung vollkommen objektiv, unparteiisch
und streng sachlich zu führen und insbesondere auch
den schwierigen Aufgaben gerecht zu werden, die
das Präsidium des Staatsrates an uns stellen
wird.

Präsident Seitz: Abgeordneter Dr. Urban
zum Schlußworte.

Berichterstatter Dr. Urban: Die beiden
Herren Vorredner haben sich mit den Anträgen, die
ich namens des Vollzugsausschusses vorgelesen habe,
vollständig einverstanden erklärt. Nur beantragt Herr
Kollege Kuranda eine Resolution, mit der ich mich
vollständig einverstanden erkläre. Es ist ohnehin die
ganze Sache so gedacht, daß neben dem ersten
Beirat, der gewissermaßen die erste Sektion bildet,
eine zweite Sektion für das Gewerbe, eine dritte
für die Landwirtschaft gebildet wirb und als eine
vierte eine solche zu bilden ist, wie sie sich der Ab¬
geordnete Kuranda vorstellt. Ich stimme also diesem
Anträge vollständig zn und bitte, auch seinen Antrag
anznnehmen.

Nicht so sehr die Leitung der Vollversamm¬
lung wird schwierig sein, als vielmehr die Leitung
der wichtigen Staatsgeschäfte, die dem Staatsrat
überantwortet sind. Wir lperden unsere ganze
Kraft daran setzen, um ihren Antzrrderrmgen zu ent¬
sprechen.

Weiters ist die Wahl von Mitgliedern des
Staatsrates und der Ersatzmänner vorgenommen
worden. Die Stimmzettel wurden für beide Gruppen
unter einem abgegeben.

Die Zahl der abgegebenen Stimmen ist 163;
die absolute Majorität beträgt,82. Gewählt, er¬
scheinen, und zwar sämtlich mit je 163 Stimmen,
die Mitglieder:

Präsideitt Seitz: Ich schreite zur Abstimmung.
Ich glaube, die. Anträge des Herrn Referenten
nicht wiederholen zu müssen, sie sind den Herren ja
bekannt. Abram, als Ersatzmann Resel, Adler,

als Ersatzmann Ellenbogen, Baechlé, als Er¬
satzmann Jerzabek, Domes, als Ersatzmann
Renner, Fink, als Ersatzmann Loser, Freißler,
als Ersatzmann Licht, Mayer Josef, als Ersatz¬
mann Iro, Miklas, als Ersatzmann Wollek,
Ofner, als Ersatzmann Friedmann, Pacher, als
Ersatzmann Bodirsky, Schoepfer, als Ersatzmann
Guggenberg, Schoiswohl, als Ersatzmann
Prisching, • Seliger, als Ersatzmann Glöckel,
Steinwender, als Ersatzmann Luksch, Stöckler,
als Ersatzmann Gruber, Sylvester, als Ersatz¬
mann Marckhl, Teufel, als Ersatzmann Pantz,
Urban, als Ersatzmann Waber, Waldner, als
Ersatzmann Herzmansky, Wolf, als Ersatzmann
Kroy.

Ich bitte diejenigen Herren, die die Anträge
des Herrn Referenten annehmen wollen, sich von
ihren Sitzen zn erheben." (Geschieht.) Ange¬
nommen.

Herr Abgeordneter Kuranda hat noch einen
Resolutionsantrag gestellt (liest):

„Der Vollzugsausschuß wolle bezüglich -
der kaufmännischen und technischen Beamten
unter Beiziehung von deren Organisationen
analoge Maßnahmen wie für die Arbeiter
treffen."

Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem
Antrag zustimmen, sich' von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Der Antrag ist angenommen. Um nicht jeden der einzelnen Herren ausrufen.

und befragen zu müssen, ob er die Wahl annimmt,
stelle ich, da ja die Herren alle im Saale anwesend
sind, gleich die Frage, ob einer der Herren die

- Es ist unterdessen das Skrulinium vor¬
genommen worden und ich gebe hiermit die Wahl¬
resultate bekannt.
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Wahl ablohnt. (Nach einer Pause): Dies ist nicht
der Fall. .Die Herren,haben also die Wahl ange¬
nommen.

Deutschösterreich in Böhmen und Mähren, wciterS-
Absperrungsmaßnahmen in Galizien, beziehungslveisc
nn Königreich Polen, und wir konstatieren auch eine
große Zurückhaltung in der Anfliefernng von Lebens¬
mitteln, ans dem Königreich Ungarn."Weiters'' lvurde'die Wahl eines Staats»

gerichtshofes vorgcnounnen und es wurden dabei
gleichfalls^ 163 Stnnmen abgegeben; die absolute
Mehrheit beträgt daher 82.

Es wird wohl, meine sehr geehrten Herren,
offiziell vom tschechischen Nationalrate . mitgeteilt,
daß diese Absperrnngsmaßnahmen eigentlich nicht
über Weisung des tschechischen Nationalrates Erfolgen,
sondern daß sie von lokalen Organen, von lokalen
Interessenten durchgefiihrt werden, und es wurde
das Versprechen gegeben, daß diese Absperrungs¬
maßnahmen aufgehoben werden. Nichtsdestoweniger
hat sich aber durch diese Agitation die Aufbringung
der Lebensmittel kolossal verschlechtert, sie ist im
Rückstand gebliebey, und es ist festzustellen, daß auch
in den tschechischen Gebieten die Anlieferung öon
Lebensmitteln nicht in jenem Ausmaße erfolgt, das
notwendig ist, um die Ernährung der tschechischen
Bevölkerung sicherzustellen.

Es erscheinen mit je 163 Stimmen gewählt
die Mitglieder: Barbo, d'Elvert, Fisslthaler,
Fuchs, Hagenhofer, Herold, Hummer,
Keschmann, Kofler, Mühlwerth, Neumann-
Walter, Palme, Pongratz Josef, Reumann,
Schlegel, Schreiner, Stölzel, Stumpf, Wid¬
holz, Wohlmeyer.

Da auch diese Herren sich im Saale befinden,
stelle ich die Frage, ob einer der Herren die Wahl
ablehnt. (Nach einer Pause): Es ist nicht der
Fall. Die Herren haben also die 'Wahl ange¬
nommen.

Natürlich sind die Vorräte in den tschechischen
Gebieten ungleich größer als in den deutschen Ge- •
bieten, weil ja unsere deutschen Gebiete fast durch¬
wegs Zuschnßgebicte sind, somit -der Alimentierung
ans anderen, namentlich tschechischen und polnischen
Gebieten bedürfen. Es wird also eine der dringend¬
sten Aufgaben sein, daß sich die dentschösterrcichische
Regierung mit dem tschechischen Nationalrate und
ebenso mit der polnischen Regierung in Verbindung
setzt, damit die' Behinderung der Auflieferung der
Kartoffeln endlich aus der Welt geschafft wird. Ich
bemerke, daß es bei der Kartoffelversorgung besonders
wichtig ist, in allernächster Zeit größere Zuschübe
zu erreichen; denn . wenn die Frostperiode einsetzt,
find die Kartoffelzuschübe nicht mehr möglich; man
müßte dann rein die Zuschübe solcher Kartoffeln
den Spiritusfabriken zuweisen, da diese Kartoffeln
für den- menschlichen Genuß nicht geeignet sind. Wir
sind also bezüglich der Kartoffellzuschübe ungemein
kurz befristet und diese Angelegenheit muß dringlichft
behandelt werden. Ich ■ bemerke, daß die Kartoffel-
znschübc nicht vollständig versagt haben.

. Behufs Konstituierung des Staatsgerichtshofes
wird das Notwendige veranlaßt werden. Die erste
konstituierende Sitzung des Staatsrates
jedoch findet heute unmittelbar nach Schluß der
Sitzung im Prälatensaüle statt.

Wir schreiten in der Tagesordnung weiter und
kommen zum Punkte 4: Bericht über Ernährnngs-
fragen.

Ich höre, daß der Herr Abgeordnete Mayer,
welcher der Referent ist, durch seine Amtsgeschäfte
verhindert ist, hier zu erscheinen. Es war beabsichtigt,
daß der Herr Abgeordnete Mayer als Mitglied des
Hauses das Referat- erstattet und daß dann sein
Referat durch die Ausführungen sozusagen eines
Herrn Regierungsvertreters, eines der Herren, die
als Direktoren des Ernährnngsamtes voni Vollzugs¬
ausschuß in das Ernährungsamt entsendet worden
find, nämlich des Herrn Direktors Eldersch ergänzt
wird. Wenn kein Widerspruch erhoben wird, würde
ich also, da der Herr Abgeordnete Mayer momentan
verhindert ist, dem Ernährnngsdirektor Eldersch
das Wort erteilen. Wird kein Einspruch erhoben?
(Rufe: Nein!) .Ich erteile also Herrn Direktor
Eldersch das Wort. .

Es sind gestern beispielsweise über 100
Waggons gekommen, allerdings soll die voraussicht¬
liche Anlieferung täglich 300 Waggons betragen,
wenn wir die bestimmte Kartoffelquvte von zwei¬
einhalb Kilogramm, die in Aussicht genominen
war, für den ganzen Winterbedarf in den großen
-Konsulnzentren erhalten sollen. Ich will auch be¬
merken, daß die Kartoffelanliesecung in der gleichen
Periode gegenüber dem Vorjahre. im heurigen Jahre
stärker gewesen ist, obwohl, die Witterung ungün¬
stiger gewesen war und die Ausbringung darimter
zu leiden gehabt hatte. Ich bemerke, daß in der^
Gemeinde Wien sich gegenwärtig ein Lagerstand
von 550 Waggons Kartoffeln befindet, das wäre
also doch eine Vorsorge für zweieinhalb Wochen.

Berichterstatter Direktor Eldersch: Hohes
Haus! Ich.bin -Ihrer uneingeschränkten Zustimmung
sicher, wenn ich feststellc, daß die Sorge für die
Aufrechterhaltung der Kontinuität unserer Volks¬
ernährung- . eine ^ der vornehmsten Aufgaben der
Nationalversammlung und der deulschösterreichischen
Regierung sein wird. Es ist zweifellos, daß die
Funktion unserer Volksernährung, vornehmlich was
das deutschösterreichlsche Gebiet anlaugt, gestört ist.
Wirkonstatieren Absperrnngsmaßnahmen gegen
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Oktober versorgt. Es, muß also versucht werden,-
Aufklärung zu verschaffen, in welchem Maße ' die
Versorgung von Deutschböhmen gewährleistet ist.'''
Der tschechische Nationalrat behauptet, daß er- absolut
nicht gewillt ist,.Deutschböhmen von der Versorgung
durch das tschechische Gebiet auszuschließeu, sondern
bereit ist, Deutschböhmen zu alimentieren.

Die Getreidczmchübe haben aus Böhmen voll¬
ständig ausgehört, aus Mähren haben in den letzten
Tagen noch Kartosselznschübe stattgefunden, aber gestern
ist cs zu einer Stillegung des Betriebes ans den
Eisenbahnen im böhmischen Gebiete gekommen. An
der Behebung dieser Störung wird gearbeitet und
es ist zu hoffen, daß noch ini Laufe des heutigen
Tages diese Stillegung des Frachtenzuschubes in
'den tschechischen Gebieten behoben sein wird.

Mit der Fcttversorgung, meine Herren, steht cs
so, daß die großen Konsumzentren und auch die
Kriegsleistungsbetriebe. für eine Reihe - von WochenRucksichtlich der Getreide-, der Mehl- und

Brotversorgung, habe ich mitznteileu, daß die Aktion
bei der deutschen Regierung das Ergebnis gehabt
hat, daß uns sofort und unmittelbar 1000 Waggons
zugeftanden wurden. (Beifall.) Über diese -1000
Waggons wurde bereits disponiert, sie sind vielleicht
heute schoii rollend. Von diesen 1000 Waggons
haben wir Deutschböhmen 125 Waggons zugewiesen,
Vorarlberg 25 Waggons, Steiermark und Kärnten
220 Waggons — wir nehmen dabei an, daß
Oberösterreich und Salzburg sich selbst versorgen
können. (Hufe: Oberösterreich?) Salzburg und

— erlassen Sic mir, bestimmte Daten'zcknennen —
versorgt sind, namentlich -auch durch die Beistellung
der Fettmengen, die der Bürgerineister von Wien''
für diesen Zweck durch Verarbeitung von Margarine
bereitgeftellt hat. Wir werden also voraussichtlich'
in der Lage sein, für mehrere Wochen . . / (Ruf:
Mit welcher Quote')) . . . mit einer egalen Quote
von 4 Dekagramm für die gesamte Bevölkerung, die
beteilt werden soll, auszukommen.

Etwas schlimmer steht es mit der Gemüse-
versvrgnng, namentlich mit dem Sauerkraut. Da
kann ich Mitteilen, daß jene Mengen, über die.
Deutschösterreich verfügt, eigentlich nur 105 Waggons
betragen, während im tschechischen Gebiete über
1000 Waggons lagern. Der Krautboden befindet
sich im tschechischen Gebiet und naturgemäß auch
die Sauerkrautfabrikeu und so werden auch mit dem
tschechischen Nationalrate über die Anlieferung von
Sauerkraut Vereinbarungen gepflogen werden müssen..

Oberösterreich sind jetzt für die Ernährung ein ge¬
meinsames Wirtschaftsgebiet, Oberösterreich hat für
Salzburg aufzukommen. Wien wurden 530 Waggons
Angewiesen und 100 Waggvlls für Tirol, die über
Kufstein rollen. (Abgeordneter Dr. Schürff: Und
das parke Land Niederösterreich?) Das wird,
soweit notwendig . . . natürlich die Konsumzentreu
werden von Wien aus dotiert werden. (Rufe:,
530 Waggons* nur für . Wien?) Diese rollen für
Wien. Ich bitte, cs ist auch mitzuteilcni daß am
Samstag die Zusage der deutschen Regierung aus
10.000 Waggons gelautet hat und daß am Moutag
diese Zusage von 10.000 auf. 1000 Waggons
reduziert wurde. (Rufe: Das machte die Note vom
Andrassy!) Die Andrassynole kann damals noch
nicht bekannt gewesen sein. (Rufe: Sie war be¬
kannt!) Am Montag früh lautete also die Zusage
auf 1000 Waggons. (Zwischenrufe.) Ich konsta¬
tiere ja nur Tatsachen, die dcnr Volkseruährungs-
antte zur Kenntnis gelangt sind. Es wird wohl
möglich 'sein, iin Laufe der nächsten Woche über
diese Kontingente bereits lokal zu verfügen, die
Weisungen und Dispositionen sind bereits alle'
hinausgegangeu.

Gkoße Schwierigkeiten bereiten uns auch
Separationsmaßiiahmen, die im deutschen Gebiete
zu konstatieren sind, und es wird die deutsche
Regierung mit allem Ernst daraus dringen müssen,
daß diese Separationsbcstrebungen aushören, weil
sie eine gedeihliche Funktion der Volksernährung
stören. Es hat' sich der Bevölkerung eine Panik
bemächtigt, alles ist nervös geworden und es ver¬
suchen um: einzelne Bezirke, die Dispositionen des
Volksernährungsamtcs zu stören, versuchen sich aus.
eigene Faust zu versorgen und rollendes Material
aüszuhalten. Soweit eS möglich war, haben wir
überall dahin eiugcwirkt, daß diese Scpararivns-
bestrebungen aufhören, damit sie nicht die allgemeine
Versorgung stören. Es - wird aber eine, der
wichtigsten Sorgen der deutschen Regierung sein,
hier Wandel zu schaffen.Schwierigkeit bereitet die Versorgung des

deutschböhmischen Gebietes, weil es vollständig ab¬
geschnitten ist. Unsere Ausweise sind ja alle älteren
Datums, der letzte Ausweis ist vom 23. Oktober,
aber die Herren müssen bedenken, daß die Ziffern,
die diese Ausweise bringen, ivieder älteren Datmns
sind,' so daß wir über den gegenwärtigen Stand
der Versorgling Deutschböhmens nahezu gar nicht
orientiert sind. Wenn ich einige Beispiele anführen
soll,- so gibt es deutsche Gebiete, die nach dem
Stande volll 23. Oktober bis zum halben Dezember
versorgt sind, manche Bezirke sind nur bis Ende

-• Es wurde auch vielfach'die Forderung gestellt,
daß den Bezirkshauptleuten Wirtschaftsräte zur Seite
gestellt werden. Die Ausstellung von Wirtschafts-
räten ist eine alte Forderung; zum Teil bestehen
solche bereits, sie sind aber nicht überall durch-
geführt und sind meist nicht am Sitze der Bezirks¬
hauptmannschaft. Es ist natürlich gar nichts dagegen
einzuwenden, daß sich solche Wirtschaftsräte bilden
— sie werden ja in unserer Ernährungsorganisatiou
vorgesehen werden —, die den Bczirkshcmptleuteu
zur Seite stehen, die aber natürlich absolut nicht
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das Recht haben können, Maßnahmen der deutschen
Regierung, beziehungsweise des dcutschösterreichischen
Ernährungsamtes zu stören. Sie können nur
kontrollierend und.begutachtend wirken, sie können
cyentuell gegen die Naßnahmen des deutschöster¬
reichischen Ernährungsalutes Stellung nehmen, aber
sic dürfen keineswegs den Versuch unternehmen, mit
Gewalt einzugreifeu und die Maßnahmen, die vor¬
bereitet und der Durchführung überantwortet sind,
zn stören.

pensationen gewährt werden. Es -wird vielleicht
auch möglich sein, in kurzer Zeit eine Reihe unserer j
Rüstungsbetriebe derart umzuwandeln, daß sie in
der Lage sind, landwirtschaftliche Geräte rasch'her¬
zustellen, damit wir bei unseren Verhandlungen, sei- ,
cs mit der ungarischen Regierung oder mit anderen .
Nationälräteii, darauf verweisen.'können, daß wir
in der Lage sind, Kompensationen zu bieten.

Ich bitte also, hohes Haus, die Beruhigung
cntgegenzunehmen, daß nur vor einer Ernähnungs- !
katastrophe. in der allernächsten Zeit nicht' stehen.Im allgemeinen, meine Herren, ist zu sagen,

daß wir also vor einer unmittelbaren Katastrophe
nicht stehen. Wien ist mit Getreide für die nächste
.Woche versorgt, für die übernächste Woche ist eine
Aktion in Durchführung, die auf der Unterstützung
deö Landesausschnsses von Niederöftcrrcich basiert.
ES muß namentlich versucht werden, für Wien
größere Gctreidcmengen aufznbringen, damit wir
der Sorge für die allernächsten Wochen ' enthoben
sind. Nach dem Kontingent wäre in Niederöstcrreich
noch eine Menge von über 5000 Waggons aufzu¬
bringen. Es ist selbstverständlich, daß das Er¬
nährungsamt nicht nur Vorsorge zu. treffen hat für
die Ernährung der Wiener Bevölkerung, sondern
auch Vorsorge treffen muß für die Alimcntieruug
der übrigen deutschen Gebiete, sofern . sie als Zu-
schußgebiete, in Frage kommen. Wir mußten, um die
Ausbringung des Getreides zu forcieren, die alle
Licserprämie von 25 K, die zu Beginn de§ Ernte-
johres in Wirksamkeit war, wieder aufleben lassen.
Ich bitte also, diese 'Anordnung zur Kenntnis zu
nehmen, wir erhoffen uns davon eine starke An¬
lieferung. Es ist ja festzustellen, daß diese,Prämie
bereits im heurigen Jahre fördernd gewirkt, hat.
Eibe solche Maßnahme ist unangenehm, aber sie ist
erfolgt, weil wir der Meinung. sind, daß dadurch
die Getreideausbringuag erleichtert wird.

Die Versorgung der späteren Wochen hängt aller¬
dings davon ab, ob die Verhandlungen mit Ungarn
und mit den. änderen Nationalräten uns jenes'
Resultat bringen werden, das notwendig ist, um
die Ernährung der dcutschösterreichischen Bevöl- !
kerung sicherzustellen. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.) Jedenfalls aber, meine Herren, bitte ich
— und diese Bitte ist auch an die Presse zu
richten —•, auf die Bevölkerung beruhigend zu
wirken, damit keine Panik- entsteht, denn alle diese
Paniken stören die.Maßnahmen und es wird viel¬
leicht zu keiner Ernährungskataströphe kommen- wenn-
alle Ernährungsmaßnahmen ''ungestört dnrchgesührt
werden können. (Zustimmung)

Bezüglich des Fleisches sind wir auch für die j
nächsten 14 Tage gedeckt. Ungarn, liefert noch immer, . I
allerdings ein viel kleineres Kontingent, es wird. j
also die bescheidene Quote von 12)2 Dekagramm . j
pro Kopf und Woche, die wir jetzt in Wien haben,. ' j
in den nächsten Wochen auch noch gedeckt werden
können. (Beifall) j

Präsident Seitz: Ich habe folgende Mt-, !
teilung zu machen: Der Herr Sektionschef und Chef . j
des Generalkommiffariats Riedel, der, wie die ;

Es ist dem- Ernährungsauit weiter gelungen.
Kleidungsstücke, . Stiefel und andere Bedarfsartikel
in einem nickst unbeträchtlichen Maße sich zu sichern
und diese Bekleidungs- lind sonstigen Bedarfsartikel
jenen Landwirten, die rasch und willig anliesern,
als Kompensation, gegen entsprechende Bezahlung,
gegen die Bezahlung unserer Selbstkosten bereitzn-
stellen.

Herren wissen, mit bei der Deputation in Berlin j
war, hat heute um */»4 blhr nachmittags aus Salz- J
burg hieher telephoniert, daß er infolge Reise-- j
schwierigkeiten auf der 'Strecke Dresden—Böhmen !
über München zurückrcisen mußte und daher leider
nicht rechtzeitig vor der heutigen Sitzung der j
Nationalversammlung in Wien eintreffen konnte.

Er tnlt mit, daß wegen der Aushilfe von
10.000 Tonnen Mehl, die von Deutschland für.
Deutschösterreich vorläufig bewilligt worden sind,
bereits die erforderlichen Dispositionen hinsichtlich
des Abrollens getroffen worden sind. (Beifall)
Weiters teilt er mit, daß er vom deutschen Reichs¬
kanzler zu der Erklärung ermächtigt wurde, d,aß.
Deutschösterreich, abgesehen von diesen 10.000 Tonnen
Mehl, auch weiterhin bei seinen Ernährnngs- , 1
schwierigkeiten aus die Hilfe Deutschlands rechnen
könne. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen)

Es muß- überhaupt darauf verwiesen werden,
HHcs Haus, daß die. deutschösterreichische Regie¬
rung-'. alle Anstrengungen wird machen müssen, um
sich Kleidungsstücke und andere Bedarfsartikel als
Kompensation gegenüber Ungarn oder anderen Ge¬
bieten' zu sichern. Solcher Kompensationsgeschäfte ist
bereits eine ganze Menge eingcleitet; ob sie zur
Durchführung werden gelangen können, steht, dahin.
Wenn- ober die Getreideanfbringung nicht nur in
den deutschen Gebieten, sondern namentlich auch in
Ungarn und in den tschechischen Gebieten forciert
werden soll, so müffen dafür irgendwelche Kom¬ Wir treten in die Debatte ein.

www.parlament.gv.at



2. Sitzung der provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich am 30. Oktober 1918. 57

kann; überall dort, wo ein demokratischer Geist
entsteht, wird das Preß-, das Vereins- und Ver¬
sammlungsleben in Freiheit entwickelt.

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete
Friedmann. (Noch einer Pause:) Der Herr Ab¬
geordnete -Friedmann ist im Saale nicht an¬
wesend, er verliert daher das Wort. Nun haben wir in Österreich unsere normalen

Gesetze in einer Zeit bekommen, in welcher wir
kaum aus der politischen Abhängigkeit .herausge¬
kommen waren; sie stammen alle aus der Zeit vor
den Stvatsgründgesetzen, sie sind also erfüllt von
Mißtrauen. gegen uns selbst, von Mißtrauen gegen
die eben erst errungene Freiheit, sie sind voll von
Vorsichten und Ängstlichkeiten. Dazu kommt aber
noch das Gesetz vom 5. Mai 1869, welches in
Kriegszeiten, bei drohenden Kriegen, bei drohenden
inneren Unruhen der Regierung die Möglichkeit
gewährt,- eine ganze Reihe von Staatsgrundgesetzen
zu suspendieren, darunter insbesondere auch das
Staatsgrundgesetz über das Preßrecht, das Vereins-
und Versammlungsrecht. Das ist ja auch jetzt
geschehen, wir spüren es ja an unserem Leibe
während - dieser langen Zeit des Krieges: Die
Vereine können sich kaum versammeln, das Ver¬
sammlungsrecht ist vollkommen unterbunden und für
die Presse hat man ein Institut' geschaffen, welches
dem Staatsgrundgesetze direkt widerspricht.

Zu einem formellen Anträge hat sich der
Herr Abgeordnete Glöckel zum Worte gemeldet.

Abgeordneter Glöckel: Ich beantrage
Schluß der Debatte.

Präsident Seitz: Der Herr Abgeordnete
Glöckel beantragt Schluß der Debatte. Wer dafür
ist, wolle die Hand erheben. (Geschiehi.) Ange¬
nommen.

Es sind zum Worte gemeldet die Herren Ab¬
geordneten Starck, Glöckel, Schäfer, Smitka
und Bretschneider.

Ich bitte die Herren, einen Generalredner zu
wählen. (Rufe: Verzichten!) Verzichten sämtliche
Herren auf das Wort? (Rufe: Ja!)

i Abgeordneter Starck: Ich verzichte nicht.

Meine Herren! Das 'Staatsgrundgcsetz erklärt,
daß es keine Zensur gibt, und auch das Gesetz vom
5. Mai 1869 erlaubt keine Zensur, sondern' es
erlaubt nur etwa die Einstellung des Blattes. Auf
eine Interpellation, welche ich an den Grafen

Präsident Seitz: Dann bitte ich, einen
Gencralredner zu wählen.

(Nach Vornahme der Wahl.)

Zum Generalredner wurde der Herr Abgeord¬
nete Smitka gewählt. Toggenburg, als er Minister des Innern war.

gerichtet habe, antwortete er nur, es gebe eigentlich
gar kein Gebot der Zensur, nur ein Recht der
Regierung zur Einstellung; diese Zensur sei nichts
anderes als eine Zuwendung, welche die Regierung
den Zeitungen gebe: Die Zeitungen könnten sich

Abgeordneter Smitka: Ich verzichte auf
das Wort.

. Präsident Seitz: Damit ist dieser Gegenstand
erledigt. vor der Einstellung dadurch schützen, daß sie eben

ihre Artikel der Zensur vorlegen. Das sei eigentlich
das. Wesen der jetzigen Zensur. Sie wiffen alle,

Wir kommen nunmehr zum nächsten Punkt
der'Tagesordnung, das ist der Antrag des
Vollzugsausschusses, betreffend das Preß-,
Vereins- und Versammlungsrecht.

meine Herren, daß sie von der Regierung durchaus
uicht so ausgeübt worden ist, sondern daß, wenn
ein Blatt seine Artikel nicht zur Zensur gab, das
allein schon genügte, um es als ungehorsam gegen
die Regierung -erscheinen zu lassen und die Ein¬
stellung zu verfügen. Es hat auch kein Blatt gewagt,
sich der Zensur zu entziehen, und trotzdem ist

Ich bitte den Hern: Berichterstatter das Wort
zu ergreifen.

Berichterstatter Dr. Ofner: • Hohe National¬
versammlung! Trotz der Wichtigkeit des Gegen¬
standes kann ich mich der größten Kürze befleißen,
denn ich glaube nicht, daß er eine größere Debatte
auslösen wird. Wir sind ja hier alle einig. Demo¬
kratie ist Selbstbestimmungsrecht des Volkes und zu
diesem Selbstbestimmungsrecht genügt es nicht, daß
das .Volk durch seine Abgeordneten spreche und
handle: es muß immer Vorsorge getroffen sein, daß
das Volk selbst unmittelbar und selbständig mit-
wirkc. Überall dort, wo Deinokratien entstehen, wird
immer Vorsorge getroffen, daß die Rede des Volkes,
daß die Vereinigung des Volkes ungestört wirken

manches eingestellt worden. Das ist unerträglich. Es
ist auch kein praktischer Grund da, das beizubehaltcn.
Sie wissen auch, verehrte Herren, daß, sowie der
jetzigen, noch bestehenden Regierung Altästerreichs
bekannt wurde, daß wir die Sache aufnehmen,
augenblicklich von ihr selbst die Vorzensur aufgehoben
wurde. Das kann uns natürlich nicht genügen; wir,
die Regierung Deutschösterreichs, die National¬
versammlung, muffen feststellen, daß eine Zensur
gesetzwidrig ist, weil sie dem Grundrecht der
Staatsbürger widerspricht und daß sie daher auf¬
gehoben wird. Das- ist das eine.

www.parlament.gv.at



58 2. Sitzung der provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich am 30. Oktober 1918.

Das zweite ist folgendes: Nach - dem, Gesetze
vom 5. Mai 1869 konnte die Regierung die Ein¬
stellung verfügen, das Postdebit entziehen. Auch daS
ist selbstverständlich mit dein Recht der freien Presse
unvereinbar und wir schlagen daher vor, festzustellen:
Jede.Einstellung eines Blattes, jede Entziehung des
-Postdebits ist ausgehoben und die bereits verfügten

-Einstellungen und Postverbotc sind sofort aufzu¬
heben. Das Recht der freien Presse ist hergestellt.

Weiter ist zunr Worte geineldet der Herr Ab¬
geordneter Teufel. (Nach einer Pause:) Auch der
Herr Abgeordnete Teufel ist nicht anwesend und
verliert daher das Wort. >

sonst ist niemand mehr znm Worte geineldet
und wir kommen.daher zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Herren, welche den An¬
trägen, die der Herr Abgeordnete Dr. Ofner als
Referent des Vollzugsausschusses gestellt hat, zu- i
stimmen wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.)

Ebenso schlagen wir bezüglich des Vereins¬
und Versammlungsrechtes vor, daß erklärt wird:
Alle Ansnahmsmaßregeln bezüglich des Vereins-
nnd Versammlnngsrechtes sind aufgehoben, das freie

^Vereins- und Persannnlungsrccht ist hergestcllt.

Die Anträge sind angenommen. (Beifall.)

Damit ist unsere Tagesordnung erschöpft.

Es kommen nunmehr die cingelaiifcnen An¬
träge zur Verlesung.(Line besondere Beziehung trifft die Frauen,

welche, wie Sie ja wissen, nach, dem gegenivärtigen
Vcreinsgesctz an politischen Vereinen nicht tcilnehmen
können. Wir wollen überhaupt die politischen Ver¬
eine nicht anders regeln als andere Vereine (Sehr
richti(f!)t wir kennen gar keinen Unterschied und
dies wird dadurch fcstgestellt, daß wir Vorschlägen,
daß ohne Unterschied des Geschlechts das Vereins-
und Versammlungsrccht vollkommen hergestellt wird.

Schriftführer Glöckel (liest): ■

Antrag der Abgeordneten Dr. Waber,
Denk und Genossen.

„Der Vollzugsausschuß wird beauftragt, sogleich
Verfügungen betreffend die Heranziehung von Ver¬
tretern der Wahlkreise, deren Mandate erledigt sind,
als vollberechtigte Mitglieder der Nationalversamm¬
lung zu treffen. >

Das sind die Anträge, welche* der Vollzugs¬
ausschuß Ihnen, vorschlägt. Sie lauten also:

„1. Jede Zensur ist als dem Grundrecht
der Staatsbürger widersprechend als rechts¬
ungültig aufgehoben.

, Begründung:

Bei der Neugestaltung unseres Staatswesens
ist eine unabweisbare Notwendigkeit, daß jeder
Wahlkreis seine''Vertreter in der Nationalversamm¬
lung hat, damit, die Wünsche und Forderungen !

2. Die Einstellung vom Druckschriften
und die Erlassung eines Postverbotes gegen
solche findet nicht mehr statt. jedes Wahlkreises ihre Vertretung finden. Gerade j

Die bisher verfügten Einstellungeii, und
Postverbotc sind aufgehoben. Die volle Frei¬
heit der Presse ist hcrgestellt.

mit Rücksicht daraus, daß auch entscheidende lerri- !
toriale Fragen zur Beratung der endgültigen Be- ;
schlnßfassung gelangen, muß verlangt werden, daß
alle Wahlkreise vertreten sind. I3. Die Ausuahinsverfügungen betreffs

des Vereins- und Versammlnngsrechtes sind
aufgehoben. Die volle Vereins- und Ver¬
sammlungsfreiheit ohne Unterschied des Ge¬
schlechts ist hcrgestellt."

Für die Vertretung könnte durch sofortige
Ausschreibung von Ersatzwahlen in das Abgeord- \
netenhaus vorgcsorgt werden, die wohl mit Rücksicht i
darauf, daß sich viele Wähler im Felde befinden, -
als Bnrgfriedenswahlen durchznführeu wären.

. Ich bitte, diese Anträge anzunehmen. (Leb¬
hafter Beifall und Händeklatschen.) ,

Ta aber das österreichische Abgeordnetenhaus
kaum mehr zu ernster Arbeit kommen wird, und die
Vertretung der Wahlkreise in der Nationalversamm¬
lung jedenfalls wichtiger ist, wird der nachfolgende
Vorschlag gemacht:

-Präsident Seitz: Ich habe noch eine ange¬
nehme Pflicht zu erfüllen,.wenn ich im Rainen der
gesamten Nationalversammlung dem Ernährungs¬
direktor Eldersch für seine^-Mitteilungen danke.
(Zustimmung.) , ,

Die Nationalversammlung ermächtigt, die Ber-
trauensmünnerversamuilung der Partei, welcher der
letzte Abgeordnete angehört hat, |beu Vertreter des
Wahlbezirkes für die Nationalversammlung zu nennen
und beauftragt je zwei Abgeordnete, die sich nötigen¬
falls in den Wahlbezirk begeben, mit der Über¬
wachung. der entsprechenden Nominierung und mit
der Berichterstattung an die Nationalversammlung.
Das Mandat tritt erst nach erfolgter Genehmigung
durch die Nationalversammlung in Kraft."

- .,.Dcr Herr Abgeordnete Dr. Ofner hat die
eben verlesenen Anträge gestellt.

Zum Worte ist gemeldet der Herr Abgeordnete,
Wolf. (Nach einer Pause:) Der Herr Abgeordnete
Wolf ist im Saale nicht anwesend,, er verliert
daher das Wort.
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Antrag Malik: mehrung der Mitglieder des Vollzugsausschusses von
20 aus 23.) - v'. „Der Vollzugsausschuß hat dem Stationskvm-

mando Wien den Auftrag zu erteilen:
Begründung: •

Eine Maßregelung derjenigen Armeeange¬
hörigen, welche nationale oder republikanische Ab¬
zeichen tragen, darf nicht erfolgen."

Die Aufteilung der Mandate für,ben Voll¬
zugsausschuß und den -Ernährnngsausschuß der
Deutschen Nationalversammlung wurde über, Aptrag.
des Abgeordneten Dr. Urban auf Grund der
Anzahl der Abgeordneten der Parteien nach folgcnbcm
Schlüssel vorgenommcn.

„Antrag auf proportionale Aufteilung
der Mandate des Vollzugs- und des Er-
nährungsausschusses auf die Parteien (Vcr-

Verbaud der deutschnationalen Parteien . . . 86 Mandate 8 Ansschußmitglieder,
Christlichsoziale Vereinigung. 66 „ 6 „
Sozialdemokraten. . . . . . . . . . . . 39 „ ' 3 mit Korrektur 4 Mitglieder
Unabhängigkeitspärtei. 8 „ 1 Ansschußmitglied
Deutschfreiheitliche .......
Parteilose..

Gegen diese Aufteilung wird Einsprache er¬
hoben, da erstens sich die Abgeordneten Jäger,
Wüst, Heilinger hinsichtlich der Aufteilung der
Ausfchußmandate dem Nationalverband angeschlossen
haben, zweitens auf die unbesetzten Mandate der
Parteien keine Rücksicht genommen wurde.

Es sind gegenwärtig 13 Mandate des National¬
verbandes, 6 Mandate der christlichsozialen Partei,
3 Mandate der sozialdemokratischen Partei im*'
besetzt.

Die Anstellung der Äusschnßmandate hätte
daher auf folgender Grundlage erfolgen sollen:

Nationalverband 1( 2 Malldate. 10 Ausschußmitglieder
2 „ 7Christlichsoziale Partei ...
:2 I 4Sozialdemokraten. <

Unabhängigkeikspartci . . . b „ 1 i,
Deutschfreiheitliche. 7 „ ■ 1
Parteilose.

Es wird daher die Erhöhung -dev"Hlusschuß-
mandare von 20 auf 23 beantragt."

vielfach zu erkennen ist —unrichtig unterrichtet sind
als notwendig, den auf. Grund dieser falschen In¬
formationen gebildeten Anschauungen und Meinungen
eine auf den wahren Tatsachen fußende und auf die
einschlägigen unbestreitbaren statistischen, geschichtlichen,
ethnographischen und wirtschaftlichen Daten gestützte
Darstellung gegenüberzustellen, soweit dies nicht schon
in der Note des Vollzugsausschusses an den Präsi¬
denten Wilson geschehen ist. -

„Antrag des Abgeordneten Richard
Marckhl und Genossen, betreffend die
Sicherung des Selbstbcstimmungsrechtes und
Schutzes deutscher Siedlungen.

Um bei den kommenden Anseinaudersetzungen
mit den übrigen sich neu bildenden Nationalstaaten
für die volle Sicherung des Sclbstbestimmungsrechtes
und des Schutzes nicht nur der deutschen geschlossenen
Minderheiten, sondern auch jener deutschen Sied¬
lungen in den österreichischen Kronländern, die mi.t
dein geschlossenen deutschen Sprachgebiet nur in
-losein oder gar keinem örtlichen Zusammenhang
stehen (Enklaven, Sprachinseln usw.), mit Erfolg
cintreten zu können, bedarf es eingehender und
zusammensassender, ohne Verzug durchzuführcnder
Vorarbeiten.

Die Gefertigten stellen daher den Antrag:
„Die deutsche Nationalversammlung wolle

die Einsetzung eines aus Vertretern der in
betracht kommenden deutschen Siedlungen in
Böhmen, Mähren, Schlesien, Galizien, 'der:
Bukowina und in Steiermark, Kärnten,
Krain, Küstenland und Tirol zu bildenden
Ausschuß sofort beschließen und diesen beauf¬
tragen, ohne Verzug die obcrwähnten Arbeiten
allenfalls unter Heranziehung sachkundiger
Experten durchzuführcn und der National-
versammlung geeignete Anträge über die
Wahrung und Sicherung -des Selbstbestim<

Auch noch ein weiteres Moment drängt dazu.
Es--erweist sich nämlich bei dem Umstande, als der
Präsident Wilson und die Vertreter 'der Entente¬
mächte hinsichtlich der erwähnten deutschen Volks¬
teile und Siedlungsgebiete nur einseitig und — wie

! mungsrechtes und des Schutzes dieser Sied¬
lungell zu unterbreiten."
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erweist. Die Ereignisse überstürzen sich und wir
können keiner wissen, ob eS nicht unerläßlich ist,
so rasch als möglich eine Sitzung der National¬
versammlung zu veranstalten. Ich bitte daher alle
Herren, denen eS möglich ist, in Wien zu verbleiben,
sich hier aufzuhalten. Wir werden die nächste Sitzung
im schriftlichen oder Mich im telegraphischen- Wege
bckanntgeben.

Präsident Seitz: Diese Anträge sind ge¬
hörig gezeichnet und unterstützt und' werden
der geschästsordnungsmäßigeu Behandlung
zugeführt werden.

Ich schreite zum Schlüsse der Sitzung.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen Wege
bekanntgegeben werden, ich kann aber heute nicht
die Garantie dafür übernehmen, daß sich nicht eine
.solche Sitzung in der allernächsten Zeit, etwa sogar
während der Allerheiligentage, als notwendig

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluß der Sitzung 8 Uhr 5 Minuten abends.
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Anhang.

Beschluß
der

Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich
über

die grundlegenden Einrichtungen der Staatsgewalt.

(Beschlossen in der Sitzung vom 30. Oktober 1918.)

§ 1.

Vorbehaltlich der Beschlüsse der konstituierenden
Nationalversammlung wird einstweilen die • oberste
Gewalt des Staates Deutschösterreich durch die
auf Grund des gleichen Wahlrechtes aller Bürger
gewählte provisorische Nationalversammlung aus-
geübt. °

§ 2.
Die gesetzgebende Gewalt wird von der provi¬

sorischen Nationalversammlung selbst ausgeübt.

§ 3.

Mit der Regierung»- und Vollzugsgewalt
betraut die provisorische Nationalversammlung einen
Vollzugsausschuß, den sie aus ihrer Mitte bestellt. '

Der Vollzugsausschuß führt den Titel „Deutsch¬
österreichischer Staatsrat".

§ 4.

Der Staatsrat besteht nebst den drei Präsi¬
denten der Nationalversammlung, die ihm kraft dieses
Amtes angehören, aus weiteren zwanzig Mitgliedern
und ebensovielen Ersatzmännern, die verhältnismäßig
aus dem Hause gewählt werden.

6
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Der Staatsrat ist ständig. Er bleibt im Amt,
bis die neugewählte Nationalversammlung den neuen

.Slaatsrat eingesetzt Hot.

§ 5.

Der Staatsrat konstituiert sich unter dem
Vorsitze der Präsidenten, bestellt aus seiner Mitte
den Leiter seiner Kanzlei, der für die Führung der
Staatsratsprotokolle verantwortlich ist, und den Notar
des Staatsrates, der die Ausfertigungen des Staats-

r rotes beurkundet.

Die drei Präsidenten, der Leiter der Kanzlei
und der Notar bilden das geschäftsführende Staats-
ratsdircktorinm.

§ 6.

. . Die Präsidenten vertreten den Staatsrat nach
außen, somit vor den Staatsbürgern wie vor den
Vertretern anderer Staaten und Nationen.

Ausfertigungen des Staatsrates sind ungültig,
t wenn sie nicht von einem der Präsidenten gefertigt

und vom Leiter der Kanzlei und dem Notar des
Staatsrates mitgezeichuet sind.

§ 7.

Der Staalsrat berät die Vorlagen an die
Nationalversammlung vor, beurkundet deren Be¬
schlüsse, macht sie kund und erläßt die nötigen Voll-
zugsanweisungen.

§ 8.

Der Staatsrat führt die Geschäfte der Staats¬
verwaltung nicht unmittelbar, sondern durch Be¬
auftragte. k

Diese Beauftragten bilden in ihrer Gesamtheit
die Staatsregierung.

§ 9.

Die Beauftragten sind jeder einzeln und alle
-vereint für die Befolgung der Beschlüsse der
Nationalversammlung, die Erfüllung der Aufträge
und die Einhaltung der Vollmachten, die ihnen der
Staatsrat erteilt, dem Staatsrat und der National¬
versammlung. verantwortlich.

Das Gesetz vom 25. Juli 1867, R. G. Bl.
Nr. 101, über die Verantwortlichkeit der Minister
der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder
findet auf die Staatsbeauftragten sinngemäß mit -
der vorläufigen Maßgabe Anwendung, daß an die
Stelle des Staatsgerichtshofes ein 20gliedriger Aus¬

schuß der provisorischen Nationalversammlung tritt. !
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§ 10.
Die Beauftragtest bestem der Staarsrat.

er setzt dabei im Rahmen der Beschlüsse der
Nationalversammlung (§ 12) den Umfang der er¬
teilten Aufträge und Vollucachten fest. Die Beauf¬
tragung ist jederzeit durch Beschluß des Staats¬
rates widerruflich.

§ 11.
Jedem Beauftragten ist ein besonderes Amt

mit allen nötigen persönlichen und sachlichen Er¬
fordernissen unterstellt. Ein solches Amt trägt die
Bezeichnung „Staatsamt". Der Beauftragte führt
als Vorsteher dieses Amtes den Titel „Staats¬
sekretär" unter Beifügung des Zusatzes (§ 13),
der das unterstellte Amt bezeichnet.

§ 12.
Die allgemeinen ständigen Aufträge und Voll¬

machten der Staatsämter werden durch Beschluß
der Nationalversammlung festgestellt. und abgegrenzt.

Bis aus weiteres, bis die Nationalversaimn-
lung die Zahl der Staatsämter verringert und
deren Aufträge und Vollmachten neu regelt, wird
Auftrag und Vollmacht jedes Staatssekretärs und
Staatsamts vorläufig — vorbehaltlich der im
.§ 13 getroffenen Änderungen — nach Umfang und
Grenzen ebenso festgestellt, wie die derzeitige Zu¬
ständigkeit der ftir die im Reichsrat vertretenen
Königreiche und Länder bestehenden Ministerien.

§ 13.
Demnach werden einstweilen eingerichtet:
Ein Staatsamt des Äußern mit der Zuständig¬

keit des bisherigen k. u. k. Ministeriums des Äußern
und mit Auftrag und Vollmacht, auch die aus¬
wärtigen Beziehungen zu den auf dem. Boden der
bisherigen Österreichisch-ungarischen Monarchie ent¬
stehenden souveränen Nationalstaaten zu regeln und
zu pflegen;

ein Staatsamt für Heerwesen, das in sich die
Aufträge und Vollmachten des k. u. k. Kriegs¬
ministeriums einschließlich der Marinesektion und
des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung ver¬
einigt;

ein Staatsamt des Innern;
ein Staatsamt für Unterricht;
ein Staatsamt für Justiz;
ein Staatsamt der Finanzen;
ein Staatsaint.für Landwirtschaft, entsprechend

dem k. k. Ackerbanministerium;
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ein Staatsamt für Gewerbe, Industrie und
Handel, entsprechend dem k. k. Handelsministerium; j

ein Staatsamt ^für öffentliche Arbeiten;
ein Staatsamt für Verkehrswesen, entsprechend j

dem k. k. Eisenbahnministerium; l
em Staatsamt für Bolksernährung, entsprechend >

dem k. k. Amte für Volkscrnährung;
ein Staatsamt für soziale Fürsorge;
ein Staatsamt für Volksgesundheit;
ein Staatsamt für Kriegs- und Übergangs- j

Wirtschaft mit Auftrag nnd Vollmacht, die plan- ;
mäßige, rasche und stetige Zusammenarbeit der Volks- ;
wirtschaftlichen und sozialen Ämter während der !
Kriegs- und Übergangszeit zu sichern. j

Der Staatsrat kann auch für verwandte
Staatsämter gemeinsam einen Staatssekretär bestellen
und bei Bedarf die gemeinsame Beauftragung wieder
teilen.

§ 15.
Der Staatsrat betraut einen der Staats¬

sekretäre mit dem Vorsitz in der Staatsregierung.

§ 16.
Insoweit Gesetze nnd Einrichtungen, die in

den im Äcichsrate vertretenen Königreichen nnd
Ländern in Kraft stehen, durch diesen Beschluß nicht
aufgehoben oder abgeändert sind, bleiben, sie bis ans
weiteres in vorläufiger Geltung.

§ 17.
Mit dem Vollzug dieses Beschlusses der provi- ,

sorischen Nationalversammlung ist der Deutschöstcr- ,
rerchische Staatsrat betraut.

Ski? der k. f. Hos- und StaatsdruSerei. istmis
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